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1. Integrationspolitische Regelungsspielräume der Länder 

Die Länder gestalten ihre Integrationspolitik im Kontext des föderalen Systems Deutschlands. 
Die damit verbundenen rechtlichen, administrativen und politischen Rahmenbedingungen ge-
stalten die Länder nicht zuletzt formal abgesichert über ihre Bundesratsbeteiligung aktiv mit. 
Sie sind nicht bloß Nehmer der Vorgaben durch die Bundespolitik. Als integrationspolitische 
Akteure zeichnen sich die Länder dabei durch Vielfalt aus: Bevölkerungsstruktur und gesell-
schaftliche Voraussetzungen, die wirtschaftlichen Bedingungen und politischen Konstellatio-
nen in den Ländern variieren. Die Länder suchen und finden eigene Wege bei der Gestaltung 
und politischen Steuerung von Integration. Doch das bedeutet nicht Autonomie: Die Bundes-
länder teilen den durch den Bund festgelegten gesetzlichen Rahmen (vgl. Henkes 2008: 132). 
Daher muss die Analyse der Integrationspolitik der Länder, wie sie mit dieser Expertise entwi-
ckelt werden soll, eingebettet in den bundespolitischen Kontext erfolgen. Mit dieser Einleitung 
soll eine Verständigung über die Rahmenbedingungen der Integrationspolitik der Länder er-
folgen. Daraus leiten sich die leitenden Annahmen dieser Expertise ab. 

Das Grundgesetz definiert, so die Grundkonstruktion, eine ausschließliche Gesetzgebung des 
Bundes (Art. 73 GG) und Materien der konkurrierenden Gesetzgebung (Art. 72 GG), in denen 
die Länder nur handeln können, solange nicht der Bund gesetzgeberisch aktiv wird (vgl. SVR 
2012: 58ff). Insofern durch das Grundgesetz keine Bundeszuständigkeit definiert wird, bleibt 
den Ländern das Recht zur Gesetzgebung (Art. 70 Abs. 1 GG). Dem ersten Anschein nach 
sind die Dinge in Sachen Migration und Integration eindeutig zugunsten des Bundes geordnet. 
Der Bund hat die ausschließliche Gesetzgebungskompetenz für „die Staatsangehörigkeit im 
Bunde“ (Art. 73 Abs. 1 Nr. 2 GG) und für „die Freizügigkeit, das Paßwesen, das Melde- und 
Ausweiswesen, die Ein- und Auswanderung und die Auslieferung“ (Art. 73 Abs. 1 Nr. 3 GG). 
Zur konkurrierenden Gesetzgebung zählen „das Aufenthalts- und Niederlassungsrecht der 
Ausländer“ (Art. 74 Abs. 1 Nr. 4) sowie die „Angelegenheiten der Flüchtlinge und Vertriebenen“ 
(Art. 74 Abs. 1 Nr. 6). Diese Regelungsbereiche füllt der Bund unter anderem mit Aufenthalts-
gesetz, Asylgesetz, Asylbewerberleistungsgesetz sowie mit einer Reihe von Verordnungen 
aus. Der Primat der Bundespolitik scheint weitreichend zu sein, durch die Föderalismusreform 
von 2006 haben sich jedenfalls in diesem Bereich keine Kompetenzverschiebungen ergeben 
(vgl. Leunig/Pock 2010, von Blumenthal 2012). Eine Schlüsselfrage ist jedoch, welche Streit-
fragen und Materien als konstitutiv für das Handlungsfeld der Integrationspolitik betrachtet 
werden. Den Ländern verbleibt mit der Kultushoheit die Verantwortung für das Handlungsfeld 
der „Bildung“, die eine Landesaufgabe ist (vgl. Münch 2016: 365). Wenn Bildungsaussichten 
und Bildungserfolg von Eingewanderten als zentral für Prozesse der Integration betrachtet 
werden, müssen die Länder allein schon wegen der Kultushoheit seit jeher als zentrale Akteure 
der Integrationspolitik gelten. Tatsächlich sind zahlreiche weitere Sachfragen integrationspoli-
tisch relevant und ein wichtiges Handlungsfeld von Landespolitik. 

Die Einschätzung der integrationspolitischen Bedeutung und Handlungsspielräume der Lan-
despolitik ist in einer weiteren Hinsicht eine Frage der gewählten Perspektive. Wenn ein auf 
gesetzgeberische Zuständigkeiten gerichteter Blick um die Perspektive der Implementierung 
ergänzt wird, kann die Bedeutung der Länder umfassender eingeschätzt werden. Um dies 



Expertise: Regelungen der Bundesländer in Bezug auf Integration 

 
6 

wiederum ausgehend vom rechtlichen Rahmen zu entwickeln: Im föderalen System der Bun-
desrepublik Deutschland ist der Regelfall, dass Bundesrecht von den Ländern als eigene An-
gelegenheit ausgeführt wird (Art. 83 u. Art. 84 GG). Die Möglichkeit der Durchführung im Auf-
trag des Bundes tritt hinzu (Art. 85 GG). Die Ausführung von Bundesrecht durch die bundes-
eigene Verwaltung ist die Ausnahme. Wie die Umsetzungsgeschichte des Staatsangehörig-
keitsrechts exemplarisch zeigt, kann die Rolle der Länder in der Gesetzesdurchführung, hier 
jene für die Einbürgerungsverfahren, zentrale Bedeutung gewinnen, wenn es um die Einbür-
gerungschancen im Ländervergleich geht. Schon vor der Reform des Staatsangehörigkeits-
rechts von 1999 führten Unterschiede bei der Ausgestaltung des Verwaltungsverfahrens zur 
Einbürgerung zu erheblichen Unterschieden bei den Einbürgerungsquoten zwischen den Län-
dern (Hagedorn 2001). Bundesländer erlassen individuelle Maßnahmen, um Einbürgerungen 
zu erschweren oder zu erleichtern (vgl. Henkes 2008: 126). Die Debatte um den sogenannten 
„Muslim-Test“ hat dies 2006 in voller Schärfe ins öffentliche Bewusstsein gerückt: Einbürge-
rungswillige in Baden-Württemberg mussten ab 2006 – der „Gesinnungstest“  wurde von der 
rot-grünen Landesregierung 2011 abgeschafft –  Fragen zu ihrer Einstellung gegenüber Wer-
ten und Normen beantworten (Kostner 2017: 194). Die Einbürgerungsbehörden nutzten einen 
Fragebogen mit 30 Fragen, als eine Grundlage für die zu treffende Entscheidung. Der Baden-
Württembergische „Muslim-Test“ war ausdrücklich mit der Intention entworfen worden, Mus-
lime von der deutschen Staatsbürgerschaft fernzuhalten. Zwar war die Debatte der Ausgangs-
punkt einer Binnenkoordination der Länder mit dem Ziel eines bundeseinheitlichen Einbürge-
rungsverfahrens, doch bleiben relevante Ermessensspielräume. Dies sollte sich bei der Frage 
der Hinnahme doppelter Staatsbürgerschaften zeigen. Einige Bundesländer akzeptieren es, 
wenn eine Person ihre zweite Staatsbürgerschaft nicht aufgeben kann, andere lehnen dies ab 
(vgl. Henkes 2008: 124). Unterschiede können auch bei den sogenannten Ermessenseinbür-
gerungen bestehen. Dann liegt es im Ermessen der zuständigen Behörde über eine Einbür-
gerung zu entscheiden (vgl. Münch 2016: 382). Die Länder nutzen Möglichkeiten, Ermes-
sungsspielräume unterschiedlich zu interpretieren. Obwohl es sich als beim Staatsangehörig-
keitsgesetz um ein Bundesgesetz handelt, weisen also die 16 Bundesländer erhebliche Un-
terschiede bei Einbürgerungsquoten auf. Gerade eine um die Perspektive der Implementation 
erweiterte Perspektive verdeutlicht: Die Politik der Länder macht einen Unterschied. Um den 
Blick hierfür systematisch zu schärfen, wird sich diese Expertise an einer Typisierung integra-
tionspolitischer Handlungsformen orientieren, die nicht auf den Handlungsmodus der Gesetz-
gebung beschränkt bleibt (Abschnitt 2). 

Auch ein historisch bewusster Zugang zur Integrationspolitik unterstreicht die Bedeutung der 
Länder. Die Länder gestalteten Integrationspolitik, bevor der Bund solchermaßen aktiv wurde. 
Aus einer föderal und historisch aufgeklärten Perspektive ergibt sich ein Korrektiv zum Stan-
dard-Narrativ der Integrationspolitik, demzufolge es erst mit der Reform des Staatsangehörig-
keitsrechts von 1999 und dem Beschluss über das Zuwanderungsgesetz von 2004 eine Integ-
rationspolitik in Deutschland gibt. Es bleibt zwar richtig, dass sich mit jenen Reformen in der 
Zeit der rot-grünen Bundesregierung das Policy-Paradigma der Integrationspolitik und die Vor-
zeichen der Integrationspolitik wandelten. Vor jenem Paradigmenwechsel (vgl. Bendel/Bor-
kowski 2016: 102), bis in die späten 90er Jahre fußten Integrationsmaßnahmen der Bundes-
regierung auf dem Grundsatz „Deutschland ist kein Einwanderungsland“. Die Aufforderung 
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des ersten Ausländerbeauftragten der Bundesregierung, Heinz Kühn mit dem Kühn-Memo-
randum von 1979 blieb jedoch nur bundespolitisch ohne Resonanz. Aber auch wenn sich die 
Landesregierungen „in einem eher ungünstigen Umfeld für Integrationspolitik “ (Henkes 2008: 
120) befanden und sie den bundespolitisch vorgegebenen rechtlichen Rahmen, ein Verharren 
in den rechtlichen Bedingungen einer „Ausländerpolitik“ zu akzeptieren hatten, gestalteten die 
Länder eine Integrationspolitik avant la lettre. Sie beteiligten sich an der Finanzierung integra-
tionspolitischer Angebote, die von den Wohlfahrtsverbänden bereitgestellt wurden. Das Land 
Nordrhein-Westfalen führte früh eine gezielte Förderung von Migrantenselbstorganisationen 
ein, um für Zwecke der Integration Ansprech- und Kooperationspartner zu gewinnen. Dies gilt 
auch für das Land Berlin, wo konzeptionell vorangetrieben durch die Ausländerbeauftragte 
Barbara John (CDU) eine institutionelle Förderung von Einwandererverbänden erfolgte. Mit 
der Einrichtung von Ausländerbeiräten auf kommunaler Ebene und auch auf Landesebene 
sollten Partizipationsmöglichkeiten geschaffen werden – mit integrationspolitischer Intention 
und als Baustein einer teilhabeorientierten Integrationspolitik. 

Der Paradigmenwechsel durch die bundespolitischen Reformen des Staatsangehörigkeits- 
und Aufenthaltsrechts erweiterte und begrenzte zugleich die integrationspolitischen Spiel-
räume der Länder. Zum Dreh- und Angelpunkt der neuen Integrationspolitik des Bundes wurde 
der Erwerb von Sprachkenntnissen über Integrationskurse. Der Bund wird mit eigenen Pro-
grammen und Maßnahmen aktiv und optiert dabei für zentralisierte Lösungen: Die vom Bund 
eingeführten und finanzierten Integrationskurse inklusive Sprachkursangebote werden über 
das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) organisiert (vgl. Gesemann/Roth 2014: 
11). Der Bund wurde in weiteren Feldern aktiv, dafür wurden der Nationale Integrationsplan, 
die Islamkonferenz und der Integrationsgipfel initiiert. In all dies sind die Länder eingebunden, 
mit einer starken Rolle des Bundes. Das Muster des „kooperativen Föderalismus“ (Kropp 
2010) prägt nunmehr auch die Integrationspolitik. 

Mit dem integrationspolitischen Aktivwerden des Bundes ist der politische Raum in der Integ-
rationspolitik besetzter als zuvor. Doch entwickeln die Länder in einem nunmehr stärker struk-
turierten Spielfeld Initiativen zu einer eigenen, länderspezifischen Integrationspolitik (vgl. Ge-
semann/Roth 2014: 11). Die neuen Rahmenbedingungen ermutigen die Länder, eigene Integ-
rationskonzepte oder Leitlinien festzulegen (vgl. Henkes 2008: 114 und 120). Integrationspo-
litik wird geradezu zum zentralen Handlungsfeld von Landesregierungen (ebd. 5): Landesre-
gierungen haben die Profilierungsmöglichkeiten erkannt, mit innovativen Maßnahmen in der 
Integrationspolitik überregionale Aufmerksamkeit zu erreichen. Integrationspolitik wird nicht 
mehr nur als „Problem oder Bedrohung“ angesehen (Gesemann/Roth 2014: 12), sondern als 
Voraussetzung für eine vielfältige und leistungsfähige Gesellschaft (ebd.). Dies führt zu einer 
bemerkenswerten Bandbreite von Policy-Innovationen auf Landesebene:   

- Die Länder experimentieren in verschiedenen Varianten mit neuen Möglichkeiten der Mi-
nisterialorganisation, um das Thema der Integration zu akzentuieren. Die Bereiche „Migra-
tion“, „Integration“ und „Asylpolitik“ werden in unterschiedlichen Kombinationen in verschie-
denen Ministerien angesiedelt (vgl. Kapitel 3).  
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- Um die Teilhabe Zugewanderter zu erleichtern, beschließen die Länder verschiedene För-
derprogramme, mit deren Hilfe Menschen mit Migrationshintergrund, aber auch Asylbewer-
ber unterstützt werden sollen. Selbst in Bundesländern, in denen die Anzahl der Migrantin-
nen und Migranten vergleichsweise gering ist, gibt es dahingehende Projekte.  

- Mit Einbürgerungskampagnen werben einige Länder für die (politischen) Vorteile der deut-
schen Staatsbürgerschaft. 

- Mittels einer Förderung von und Zusammenarbeit mit Migrantenselbstorganisationen ver-
bessern Landesregierungen die Erreichbarkeit von bestimmten Gruppen von Zugewander-
ten. 

- Alle 16 Bundesländer haben Leitlinien für ihre Integrationspolitik erlassen. Diese haben al-
lerdings keinen Gesetzescharakter, sondern können vielmehr als Absichtserklärungen de-
finiert werden (vgl. Gesemann/Roth 2014: 5).   

- Integration ist in den letzten Jahren zu einem Arbeitsschwerpunkt von Landesregierungen 
geworden (ebd. 11). Dies zeigt sich gerade bei den vier bisher erlassenen Partizipations- 
und Integrationsgesetzen. Berlin, Nordrhein-Westfalen, Baden-Württemberg und Bayern 
haben Gesetze beschlossen, die schwerpunktmäßig integrationspolitische Regelungen 
bündeln (vgl. Kapitel 4.3).  

Seit dem Sommer 2015, als die Fluchtbewegungen nach Deutschland sprunghaft anstiegen, 
spielen Fördermaßnahmen für Flüchtlinge bzw. Asylbewerber eine immer größere Rolle. Die 
finanzielle Seite der Integration ist stärker als zuvor diskutiert worden. Dem Pfad der integrati-
onspolitischen Aktivität folgend, entwickeln die Bundesländer ein Spektrum von Konzepten, 
Leitlinien und Fördermöglichkeiten. So hat Sachsen eine Förderrichtlinie zur sozialen Betreu-
ung eingerichtet, Nordrhein-Westfalen hat das Programm „KOMM AN – NRW“ auf den Weg 
gebracht und Baden-Württemberg hat eine Verwaltungsrichtlinie zur Sprachförderung von 
Asylbewerbern erlassen. Gemeinsam ist allen Bundesländern, Sprachkursangebote bzw. 
Sprachfördermaßnahmen seitens des Landes zu finanzieren oder einzurichten (vgl. Steck-
briefe der Bundesländer im Anhang). Diese Angebote laufen parallel zu den bundesweit an-
gebotenen Integrationskursen des BAMF. Spezifische Regelungen, wie beispielsweise das 
Flüchtlingsaufnahmegesetz in Baden-Württemberg (FlüAG), ergänzen das Bundesrecht. Da-
bei fordern die Länder aber ab 2015 vom Bund eine Beteiligung an den Mehrkosten für die 
Unterbringung und Integration von Flüchtlingen. Eine Einigung über eine Bundesbeteiligung 
an den Integrationskosten erfolgt nach Treffen im Bundeskanzleramt ebenso wie ein Be-
schluss über Integrationspauschalen. Auch für die Integrationspolitik im kooperativen Födera-
lismus gilt, dass die Finanzbeziehungen von Bund und Ländern nicht immer sichtbar, aber 
stets präsent sind. 

Die negativen Föderalismus-Assoziationen einer stets virulenten Verhinderungsmacht der 
Länder als „Veto-Spieler“ (George Tsebelis), den Fährnissen der „Politikverflechtungsfalle“ 
(Fritz Scharpf) und einer Dauer-Blockade, die durch den kooperativen Föderalismus droht, 
beschreiben die Policy-Dynamik in der Integrationspolitik nur unzureichend. Dies hat durchaus 
damit zu tun, dass Integration politisch umstritten ist und nicht außerhalb der öffentlichen 
Arena bleibt. Die Entwicklung und Darstellung integrationspolitischer Konzepte folgt nicht aus-
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schließlich der Varianz von Problemlagen, sondern gerade auch der Logik des Parteienwett-
bewerbs. Entsprechend der Parteiendifferenzthese (Hibbs 1977) macht die parteipolitische 
Orientierung von Landesregierungen einen Unterschied. Es ist zugleich eine Selbstverständ-
lichkeit und doch wieder nicht: Parteien gestalten Gesetze häufig auf eine Art und Weise, die 
den Interessen ihrer Wählerinnen und Wähler entspricht (vgl. Hibbs 1977, Zolhnhöfer 2003: 
3). Leitlinien und Integrationskonzepte sind stark von der parteipolitischen Ideologie geprägt. 
Holzschnittartig formuliert: Partizipationsgesetze wurden von SPD-geführten Regierungen be-
schlossen, Aussiedlerbeauftragte von Christdemokraten berufen (vgl. Münch 2016: 374, nach: 
Schamburek 2014: 253ff.). Der Parteienwettbewerb in der Integrationspolitik stimuliert Policy-
Innovationen, aus denen sich Policy-Dynamiken im föderalen System ergeben können, die zur 
Diffusion neuer Handlungsinstrumente führen. 

Als ausführende Gewalt auf einem vorgezeichneten Spielfeld ist der Spielraum der Bundes-
länder nicht unbeschränkt. Doch seit einiger Zeit haben sie eine gestaltende Rolle übernom-
men und machen von ihren Möglichkeiten in wichtigen Policy-Bereichen gestaltenden Ge-
brauch, sei es in der Einbürgerungspolitik oder bei der Förderung von Asylbewerbern. Auch 
der Bund hat erkannt: Eine gelingende Integrationspolitik muss in Kooperation mit Ländern 
sowie Kommunen erarbeitet werden (vgl. Münch 2016: 367). Schließlich sind sie Hauptakteure 
in der Unterbringung bzw. Integration von Zugewanderten. Alle Länder haben erkannt: In die-
sem Politikfeld können sie eigene Ziele oder Vorstellungen durchsetzen, sich als Macher prä-
sentieren und sich für den Zusammenhalt innerhalb der Gesellschaft einsetzen. Neben den 
autonomen Aufgabengebieten „Bildung“ oder „Kultur“, bieten Ermessungsspielräume bei der 
Implementation, die Ausgestaltung der kommunalen Selbstverwaltung sowie Kampagnen 
Möglichkeiten, sich als wichtige Akteure auf dem Feld der Integrationspolitik zu präsentieren 
(vgl. Gesemann/Roth 2014 17f.).  

2. Instrumente und Konstruktionen der Integrationspolitik 

Das Spektrum der in der Einleitung angesprochenen integrationspolitischen Initiativen und 
Maßnahmen weist darauf hin, dass eine bloß auf die gesetzgeberische Seite der Politik ge-
richtete Analyse zu kurz greift und die Integrationspolitik der Länder unvollständig oder einsei-
tig erfassen würde. Doch mit welchem analytischen Schema lässt sich die Integrationspolitik 
(hier: jene der Länder) systematisch erfassen (vg. hierzu Blätte 2015b)? Eine einfache und 
klassische Differenzierung unterscheidet mit „immigration control“ und „immigrant policy“ 
(Hammar 1985) die politischen Maßnahmen zur Regulierung von Migrationsbewegungen von 
den Policies, die auf die Migranten ausgerichtet sind, die sich in einem Staat aufhalten. Doch 
diese Differenzierung ist nicht hinreichend trennscharf.  So argumentierten Bendel und Bor-
kowski, dass ab 2013 eine Vermischung dieser Bereiche stattfindet (vgl. Bendel/Borkowski 
2016: 106). Als Heuristik, auf die in der nachfolgenden Analyse zurückgegriffen werden kann, 
wird hier mit gängigen Ansätzen der allgemeinen Policy-Analyse eine Unterscheidung ver-
schiedener Policy-Typen vorgenommen, d.h. von regulativer, kooperativer, distributiver, re-
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distributiver und persuasiver Politik. Auch wenn dieses Schema nicht vollständig deckungs-
gleich mit vergleichbaren Differenzierungen (etwa bei Ellen Boswell 2009, oder Gary Freeman 
2006) ist, teilt es doch deren Intention. 

2.1  Das integrationspolitische Instrumentarium 

Es führen in der politikwissenschaftlichen Literatur verschiedene Pfade zur angesprochenen 
Perspektive. In der Governance-Theorie werden unterschiedliche Formen der Handlungsko-
ordination zwischen staatlichen und nicht-staatlichen Akteuren mit dem Begriff der Gover-
nance-Modi unterschieden. Grundlegend ist die Differenzierung zwischen Staat, Markt und 
Hierarchie. Das Argument des „Schattens der Hierarchie“ (Scharpf 2000) gehört längst zum 
Kernbestand politikwissenschaftlicher Argumentationen. Als Schwerpunkt der Governance-
Theorie kann die Architektur von Institutionen gelten. Einen stärkeren Fokus auf den politi-
schen Prozess hat die Policy-Theorie, die unter der Formel des „policy determines politics“ 
von Theodore Lowi (1964) initiiert wurde. Ursprünglich wurde zwischen distributiver, redistri-
butiver und regulativer Politik unterschieden, wobei die Erwartung der Akteure an die Wir-
kungsweise staatlichen Zwangs als wesentliches Unterscheidungsmerkmal dient. Diese ana-
lytische Perspektive hat Eingang in die Diskussion politischer Prozesse in der Migrations- und 
Integrationspolitik gefunden (Freeman 2006; vgl. Blätte 2014): Der politische Steuerungsan-
satz wirkt bei dieser Sichtweise zurück auf den politischen Prozess, je nachdem, wie Kosten 
und Nutzen politischer Maßnahmen verteilt sind. Die folgende Argumentation orientiert sich 
grundsätzlich an diesem analytischen Zugang, geht aber von einer Unterscheidung distributi-
ver, redistributiver, regulativer, kooperativer und persuasiver Politik aus. 

2.1.1 Distributive und redistributive Politik: Einsatz und Verteilung von Mitteln 

Distributive Politik ist die Bereitstellung von Leistungen für bestimmt Personengruppen: Nicht 
im Sinne sozialer Transferleistungen, die einer Personengruppe zu Gute kommen (etwa durch 
das Asylbewerberleistungsgesetz), sondern als Dienstleistungs-, Schulungs- und Beratungs-
angebote. Dies hat in der Migrations- und Integrationspolitik eine lange Tradition. Zur sozialen 
Betreuung der Arbeitsmigranten, die als „Gastarbeiter“ nach Deutschland gekommen waren, 
haben die Wohlfahrtsverbände früh staatlich gefördert Betreuungs- und Unterstützungsange-
bote etabliert (Thränhardt 1983). Die Länder haben mit ihrer Beteiligung an der Finanzierung 
dieser Angebote Integrationspolitik von Anfang an mitgestaltet. Auf der Grundlage des 2005 
endgültig verabschiedeten Zuwanderungsgesetzes wurde dann als zentrales Element der In-
tegrationspolitik des Bundes das Angebot der Integrationskurse geschaffen und fortan dies in 
den Mittelpunkt seiner Integrationspolitik gerückt. 

Mit Betreuungsangeboten der Wohlfahrtsverbänden und den Integrationskursen gibt es etab-
lierte Instrumente, mit denen der Verlauf von Integrationsprozessen begleitet werden kann. In 
der Debatte ab 2015 ist deutlich geworden, dass bei der Wahrnehmung einer distributiven 
Maßnahme redistributive Aspekte („zu wessen Lasten geht der Finanzbedarf“?) an Bedeutung 
gewinnen können. Das staatliche Leistungsangebot mit distributiver Politik polarisierte jedoch 
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auch hier im politischen Prozess nur wenig: So lange kein Zwang ausgeübt wird, Angebote 
tatsächlich in Anspruch zu nehmen, und die Übernahme von Kosten aus den allgemeinen 
Haushalt erfolgt und dadurch diffus bleibt, wirkt distributive Politik nicht mobilisierend. Sie wird 
nicht zum Gegenstand einer polarisierten politischen Auseinandersetzung. Sie bleibt weit 
überwiegend die Angelegenheit von Fachpolitikern, Verbänden und Verwaltungen. 

Theodore Lowi weist darauf hin, dass auch Policies ohne unmittelbar sichtbare Verteilungs-
wirkung langfristig redistributiven Charakter haben: „In the long run, all governmental policies 
may be considered redistributive” (Lowi 1964: 690). Erhöhte Ausgaben für Integrationskurse 
beschränken angesichts von Budgetrestriktionen die Möglichkeiten zu Ausgabenerhöhungen 
an anderer Stelle. Unmittelbar sichtbar redistributiv ist jedoch der Komplex der sozialen Trans-
ferleistungen im eigentlichen Sinne. Eine Umverteilungswirkung ist durch direkte Zuweisungen 
leicht erkennbar, die Verteilung von Kosten und Verlusten bedarf keiner langwierigen Analyse, 
sondern kann aus Budgetposten im Haushaltsplan abgelesen werden. Die Berechtigung der 
Bürger von EU-Mitgliedstaaten zum Bezug von Sozialleistungen war bereits stark umstritten, 
dies gilt gerade auch für die Ausgaben für Asylsuchende Flüchtlinge. Mit der Höhe der Zah-
lungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz in Milliardenhöhe lässt sich Stimmung und Po-
litik machen. Selbst wenn die Zahlungen für die individuellen Leistungsempfänger niedrig aus-
fallen, lässt sich der Gesamtbetrag in der Diskussion leicht nutzen, um „Deutsche“ und „Aus-
länder“ gegeneinander auszuspielen. Die Hitze des Verteilungskampfes prägt die Auseinan-
dersetzung um die redistributiven Fragen. Wenn sich das Konfliktmuster der redistributiven 
Politik einstellt, endet die Unsicherheit und enden die Möglichkeiten einer differenzierten wis-
senschaftlichen Argumentation (Boswell 2009).  

Verteilungseffekte durch Zuwanderung ergeben sich natürlich nicht allein über Transferleis-
tungen. Mittel- und langfristig belebt Zuwanderung die gesellschaftliche Dynamik, auf ihr ruhen 
Hoffnungen, dass die negativen Folgen des demografischen Wandels für die wirtschaftliche 
Dynamik abgewendet werden können. Kurzfristig kommt es zu Konkurrenz auf den Arbeits- 
und Wohnungsmärkten sowie im Bildungssektor. Die Perzeption ökonomischer Konkurrenz ist 
eine wesentliche Triebkraft für Konflikte zwischen einer ursprünglich ansässigen, „autochtho-
nen“ Bevölkerung und „allochthonen“ Neuzuwanderern (Dancygier 2010). Hier setzen politi-
sche Steuerungsbemühungen ein, mit regulativer Politik die gesellschaftliche Dynamik zu 
steuern.  

2.1.2  Regulative Politik: Die Normierung individuellen Verhaltens 

Das Merkmal regulativer Politik ist die Normierung des Verhaltens individueller oder korpora-
tiver Akteure, wobei die Durchsetzung dieser Normen im Zweifelsfall mit den Zwangsmitteln 
des Staates erfolgt. Auf Regulierungsfragen ausgerichtete (politikwissenschaftliche) Studien 
beschäftigen sich überwiegend mit der Regulierung des Verhaltens von Marktteilnehmern, we-
niger um gesellschaftliche Zusammenhänge (als Überblick vgl. Benz, Lütz 2012). Während es 
im Mainstream der Governance-Forschung um Fragen geht, ob bestimmte Formen der Regu-
lierung Marktteilnehmer zu einem erwünschten Verhalten führen (Banken unterlassen kurz-
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fristig orientierte spekulative Operationen, Unternehmen reduzieren Emissionen, Energiever-
sorger gewährleisten Versorgungssicherheit), also das Verhalten privatwirtschaftlicher Ak-
teure normiert wird, richten sich die Verhaltenserwartungen einer regulativen Komponente der 
Migrations- und Integrationspolitik an das individuelle Verhalten der betroffenen Personen. Die 
Intensität des staatlichen Eingriffs durch regulative Politik ist damit in der Migrations- und In-
tegrationspolitik besonders unmittelbar. Die Betroffenheitslage ist jedoch individuell. Flücht-
linge bleiben ohne eigene Interessenorganisationen, sie können diese kaum selbst bilden, auf 
das advokatorische Handeln von NGOs und politischen Akteuren angewiesen. Diese können 
aber nicht mit einem einzigen Gesamtbild die politische Auseinandersetzung strukturieren – 
sie bleibt angesichts der Individualisierung von Betroffenheit segmentiert. 

Eine regulative Materie der skizzierten Art ist das Asylverfahren, das (unter anderem) über das 
Asylverfahrensgesetz rechtlich normiert wird. Ob am Ende des Verfahrens eine Anerkennung 
als Asylberechtigter erfolgt, subsidiärer Schutz gewährt wird, es zu einer Duldungssituation 
kommt oder nach Ablehnung eine Ausreisepflicht entsteht, die notfalls mit einer Abschiebung 
durchgesetzt wird, hat für die Betroffenen jeweils weitreichende Folgen. Einschränkungen des 
Zugangs zum Arbeitsmarkt sollen die Attraktivität des Asyls mindern und die Konkurrenz auf 
den Arbeitsmärkten mildern. Die Residenzpflicht schränkt den Bewegungsradius von Asylbe-
werbern ein und soll eine gleichmäßige regionale Verteilung von Flüchtlingen gewährleisten. 
Die Intensität der regulativen Eingriffe in die Lebensführung bleibt schließlich auch nach Ab-
schluss des Asylverfahrens weitreichend. Möglichkeiten des Familiennachzugs hängen vom 
Schutzstatus ab, wie Diskussionen um das Recht zum Familiennachzug von Personen im sub-
sidiären Schutz zeigen. 

Regulative Politik individualisiert die Betroffenen. Dies zieht kleinteiligere politische Konflikt-
muster nach sich, die leichter gehandhabt werden können als die politischen Großkonflikte, 
die im Szenario der redistributiven Politik entstehen. Dies wirkt als Anreiz, politische Ausei-
nandersetzung in die regulative Arena zu verlagern. Die Modalitäten der Regulierung können, 
wie es bei den Asylpaketen I und II geschehen ist, sukzessive adaptiert werden. Die Bedin-
gungen der Gewährung von Asyl können sukzessive verschärft werden, so dass die Attrakti-
vität der Flucht nach Deutschland reduziert wird. Regulative Politik ist zugleich ein Instrument, 
eine regulierte Vielfalt zu erreichen und ein zentrales Instrument zur Reduktion von Migration. 

Der Regulierungsansatz lässt sich integrationspolitisch fortschreiben und kann dann auch als 
„sozialregulativ“ beschrieben werden, wenn Kultur und Wertmuster normiert werden (vgl. Ta-
talovich 1998). Das Verbot des Tragens eines Kopftuchs von bestimmten Berufsgruppen ist 
eine solche sozialregulative Maßnahme. Man denke zudem an den Nachweis von Sprach-
kenntnis nachziehender Ehegatten. Zu nennen ist auch die Konditionalität der Gewährung von 
Sozialleistungen vom Besuch von Integrationskursen. Auch die Idee von Integrationsverein-
barungen fällt in diese Rubrik, insofern die Nichterfüllung von Gegenständen der Vereinbarung 
zu Verschlechterungen bei Aufenthaltstiteln etc. führen. 

Ein wesentliches Merkmal der (sozial-)regulativen Politik ist, dass diese die Betroffenen zu 
Objekten der Gesetzgebung und des politischen Handelns macht. Der Steuerungsansatz 
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muss aber zugleich vom Problemcharakter bestimmter Verhaltensmuster und Personengrup-
pen ausgehen. Als Instrument der Migrationskontrolle und der symbolischen Selbstvergewis-
serung hat regulative Politik ihren Wert, ihr individualisierender Charakter erhöht politische 
Durchsetzungschancen. Regulative Politik kann Klarheit bezüglich normativer Erwartungen 
schaffen, aber es handelt sich letztlich um eine Politik, welche die Einwanderer zum Objekt 
macht. Integration lässt sich nicht erzwingen. Im Policy-Mix einer auf Erfolg ausgerichteten 
Migrations- und Integrationspolitik bleiben Kooperation und Persuasion erforderlich.  

2.1.3  Persuasion und Kooperation für die Integration 

Migrations- und Integrationspolitik wird auch künftig eine regulatorische Komponente umfas-
sen. Integrationspolitische Fortschritte in den letzten Jahren beruhen jedoch gerade darauf, 
dass der regulatorische Ansatz mit einem kooperativen und einem persuasiven Steuerungs-
ansatz flankiert wurde, der für das Gesamtbild der Politik prägend wurde. Für den kooperativen 
politischen Ansatz stehen auf der Bundesebene Integrationsgipfel und Islamkonferenz, die je-
weils erstmals 2006 ausgerichtet wurden. Sie sind auf der Ebene der Länder und im kommu-
nalen Bereich vielfach adaptiert worden.  

Kooperative Politik reflektiert die für die Governance-Theorie prägende Erkenntnis, dass der 
Staat nur begrenzt in die gesellschaftlichen Teilsysteme intervenieren kann. Staatliche Akteure 
sind auf eine Zusammenarbeit mit gesellschaftlichen Akteuren angewiesen, die in ihren jewei-
ligen Handlungsbereichen Wandel oft situationsangemessener initiieren können als dies staat-
liches Handeln mit den Mitteln des Rechts vermag (Scharpf, Mayntz 1995). In der Integrati-
onspolitik kommt der Umstand hinzu, dass dem Handlungsfeld der Querschnittscharakter 
kaum zu nehmen ist. An vielen verschiedenen sozialen Orten sind Initiativen für die Integration 
zu leisten. Gerade deswegen ist ein Steuerungsansatz vielversprechend, der die Fähigkeiten 
nichtstaatlicher Akteure für integrationspolitische Zielstellungen mobilisiert. Die Mobilisierung 
des Querschnitts der Gesellschaft für die Ziele der Integration wurde in diesem Sinne mit den 
Integrationsgipfeln (ab 2006) unterstützt. Die Gipfel gelten zum Teil als bloße symbolpolitische 
Veranstaltungen. Die Kritik übersieht jedoch, dass neben den Hochglanzveranstaltungen im 
Bundeskanzleramt in Arbeitsgruppen staatliche und nichtstaatliche Akteure Maßnahmenbün-
del verabreden. Der Konstruktionsplan der Islamkonferenz war und ist gleichermaßen auf Ko-
operation ausgerichtet: Die Zusammentreffen von Vertretern der offiziellen Politik und der is-
lamischen Verbände sollten Möglichkeiten eröffnen, in ein kooperatives Verhältnis mit dem 
organisierten Islam in Deutschland zu kommen. Im Sinne politischer Steuerung wurden — im 
Einzelfall durchaus konfliktbeladene — Partnerschaften und Tauschbeziehungen begründet, 
mit denen Milieus politisch inkludiert werden, zu denen zuvor kaum Beziehungen bestanden. 

Integrationsgipfel und Islamkonferenz haben als Bundes- und Hauptstadtveranstaltungen ihre 
ursprüngliche Dynamik sukzessive verloren. Die Signalwirkung des neuen kooperativen An-
satzes hat sich jedoch über die Hauptstadt hinaus fortgepflanzt. Die Zielstellung, zum Gelingen 
von Integration beizutragen, haben sich Akteure in vielen unterschiedlichen gesellschaftlichen 
Bereichen zu eigen gemacht. Gerade die Länder haben den Impuls in vielfältiger Weise auf-
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genommen. Die breite Mobilisierung gesellschaftlicher Akteure bei der Aufnahme von Flücht-
lingen, die gerade im Sommer 2015 beobachtet werden konnte, trägt den konzeptionellen Ge-
danken weiter, dass Integration eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe ist, die nicht vom Staat 
allein gestaltet werden kann, sondern die das Zusammenwirken einer Vielzahl gesellschaftli-
cher Kräfte erfordert. 

Die kooperative Politik setzt eine symbolische Anerkennung von Vielfalt voraus und teilt diese 
Grundlage mit einer persuasiven Politik, die rein symbolisch, ohne Zwang und ohne den um-
fassenderen Einsatz von Finanzmitteln für Loyalität und Zugehörigkeit wirbt. Es gilt in der in-
tegrationspolitischen Diskussion als Fehler der Vergangenheit, dass nach der ursprünglichen 
Anwerbung der „Gastarbeiter“ zwischen der Mitte der 1950er Jahre bis 1973 die Einwande-
rungsrealität zu lange geleugnet wurde (Herbert 2003). Die langwährenden, intendierten Un-
sicherheiten waren der Nährboden von Gefühlen der Unerwünschtheit und der Ausgrenzung. 
Im Verwaltungshandeln sahen sich Einwanderer oft mit Praktiken konfrontiert, welche Gefühle 
der Ausgrenzung hinterließen. Die „Willkommenskultur“ war vor diesem Hintergrund ursprüng-
lich als verwaltungspolitisches Leitbild für Behörden gemeint, die durch interkulturelle Öffnung 
dazu beitragen sollten, dass Identifikationspotenziale mit der Politik und Gesellschaft Deutsch-
lands geschaffen und nicht verspielt werden. Als Begründungslinie für die offene Aufnahme 
von Flüchtlingen in 2015 wurde mit dem Begriff der „Willkommenskultur“ ein Begriff neu kon-
textualisiert, der zuvor vor allem als verwaltungspolitisches Reformprogramm gemeint gewe-
sen war und der die Vorstellung zum Ausdruck brachte, dass eine neue Offenheit gegenüber 
Einwanderern kultiviert werden müsse. Die „Willkommenskultur“ ist jedenfalls ein Baustein ei-
ner persuasiven Politik, die als Überzeugungsarbeit zu verstehen ist, die Köpfe und Herzen, 
auch die Loyalität von Einwanderern für Deutschland als neue Heimat zu gewinnen. Diesem 
Ziel dienen etwa Einbürgerungskampagnen, die von den Ländern immer wieder durchgeführt 
werden. 

2.2  Konstruktionen des integrationspolitischen Feldes 

Die Differenzierung der distributiven, redistributiven, regulativen, kooperativen und persuasi-
ven Steuerungsansätze macht die Bandbreite des politischen Handelns in der Integrationspo-
litik sichtbar. Die Diskussion zeigt, dass keine dieser Handlungsformen in der Gestaltung von 
Integrationspolitik nachrangig ist. Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass auch kein Instrument 
Vorrang vor allen anderen hat: Eine reine regulative Perspektive leidet unter blinden Flecken.  

Zugleich ergeben sich Folgerungen für den Policy-Mix für die Migrations- und Integrationspo-
litik. Sollen die polarisierten Konfliktmuster redistributiver Politik im sensiblen Bereich der In-
tegration vermieden werden, so kann eine solche Wahrnehmung der Politik durch die Akzen-
tuierung anderer Steuerungsansätze und Deutungsmöglichkeiten relativiert werden. Politische 
Steuerung wird nach dem sprunghaften Anstieg der Fluchtmigration nicht ausschließlich 
„weich“ sein können. Die „harte“, regulative Komponente bleibt erforderlich. Zugleich kann eine 
Politik, die primär auf soziale Regulierung setzt, das positive Integrationsklima nicht generie-
ren, das für dem Integrationsprozess förderlich ist. Die Befürchtung eines dauerhaften Erstar-
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kens rechtspopulistischer Kräfte setzt die Politik unter Zugzwang, Handlungsstärke zu bewei-
sen. Politische Steuerung entbehrt jedoch der Klugheit, wenn mit dem Ziel der Migrationskon-
trolle ein politischer Ansatz verfolgt wird, der die Aussichten positiver Integrationsprozesse 
unterminiert. Steuerung mit dem Instrumentarium der regulativen Politik mag den schnellen 
Beifall eines Teil des Publikums finden, legt aber den Nährboden für weitreichende künftige 
integrationspolitische Schwierigkeiten. Integrationspolitik gewinnt durch Kooperation und Per-
suasion. Diese Komponenten der Integrationspolitik müssten kultiviert werden, wenn die Wah-
rung des gesellschaftlichen Zusammenhalts politisch gewollt ist. Ein Primat der Kooperation 
und Persuasion in der Darstellung der Politik ist eine politische Führungsaufgabe: Diese hilft, 
gesamtgesellschaftlich die Potenziale all jener Akteure zu mobilisieren, die durch die Summe 
ihrer Handlungsbeiträge überhaupt erst ein Vorankommen bei der anstehenden Integrations-
agenda herbeiführen können. 

Die anhand der jeweiligen Handlungsform differenzierbaren Komponenten der Integrationspo-
litik sind verbunden mit Konstruktionen und Konstruktionsplänen, welche die Zielgruppen der 
Integrationspolitik definieren. Das gängige Muster ist dabei, eine spezifische gesellschaftliche 
Gruppe als Zielgruppe der Politik zu definieren: Dies sind dann Migranten, Asylsuchende, 
Flüchtlinge, oder Aussiedler. Um diese Gruppe geht es dann im politischen Maßnahmenkata-
log, die Integrationspolitik institutionalisiert dann insgesamt eine zielgruppenorientierte Deu-
tung. 

Der vorherrschenden zielgruppenorientierten Konstruktion der Integrationspolitik steht ein al-
ternativer Konstruktionsplan gegenüber. Dieser sieht vor, Integration eben nicht auf die Ziel-
gruppe der Migranten auszurichten, sondern einen Wandel der Institutionen der Gesellschaft 
herbeizuführen: Im Mittelpunkt steht dann eine interkulturelle Öffnung der Verwaltung, die eine 
Willkommenskultur ausstrahlen sollte, angestrebt wird eine Herstellung von Chancengleichheit 
im Bildungssystem, eine Überwindung von Diskriminierungen bei der Arbeitssuche etc. Im 
Kontext eines solchen Konstruktionsplans relativiert sich übrigens auch die Bedeutung von 
Integrationsministerien, die den Charakter von Zielgruppenressorts haben. Integrationspolitik 
braucht nicht zwingend ein eigenes Ressort, sondern wird „verquerschnittlicht“ und gleichsam 
ubiquitär. 

Eine nicht immer bewusste Neudefinition der Integrationspolitik nach dem gesellschaftspoliti-
schen Leitbild der „Vielfalt“ schien vor dem Einsetzen der Flüchtlingskrise ab 2015 denkbar. 
Die lange dominante Zielgruppenorientierung wurde dadurch überwölbt. Die dramatische Mig-
rationsentwicklung ab 2015 hat diese Tendenz jedoch zum Erliegen gebracht: Die Deutung, 
es stehe nun eine neue, große integrationspolitische Aufgabe an, bei der es (zielgruppenori-
entiert) um die Integration der Neuzuwanderer gehe, ist wieder vorherrschend. Das Moment, 
in dem Integrationspolitik von einer allgemeineren Institutionalisierung von Vielfaltsnormen ab-
gelöst werden konnte, ist vorläufig von den politischen Entwicklungen überholt worden. Die 
Frage, inwieweit dies für die Entwicklungen auf Landesebene zutrifft, ist neben der Analyse 
von Instrumenten und Policy-Mix Gegenstand der folgenden Analyse. 
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3.  Die Institutionalisierung der Integrationspolitik 

Wie in der Einleitung hervorgehoben wurde, gibt es nicht den einen historischen Moment, der 
als Geburtsstunde der Integrationspolitik bezeichnet werden könnte. So sehr es zutrifft, dass 
das Zuwanderungsgesetz vom 30. Juli 2004 mit den Integrationskursen einen Eckpfeiler der 
Integrationspolitik des Bundes geschaffen hat, die Genese der Integrationspolitik hatte viel 
früher begonnen, gerade auch auf Landesebene. Für die Analyse des Prozesses der Kon-
struktion der Integrationspolitik sind vier Aspekte von Bedeutung, (a) eine Deutungsdimension, 
insbesondere wie alte Vorstellungen von „Ausländerpolitik“ in einen Fokus auf „Integration“ 
übergegangen sind, (b) wie zunehmend ein Set politischer Regelungsmaterien als integrati-
onspolitisch relevant definiert worden ist, (c) wie sich zunehmend ein Ensemble von Institutio-
nen herausgebildet hat, im Sinne von Regeln, wie und wo über Fragen der Integration ent-
schieden wird; schließlich ist (d) die Frage nach den integrationspolitischen Akteuren relevant, 
die mit ihren Ressourcen dem Feld Stetigkeit verleihen. 

3.1  Integrationsministerien als integrationspolitische Akteure 

Ministerialverwaltungen haben für die Konstruktion des Handlungsfeldes der Integration be-
sondere Bedeutung (Blätte 2010, Schamburek 2016). Wenn sich die Integrationspolitik als 
zentrales Handlungsfeld der Landespolitik etabliert hat, so findet dies seinen Ausdruck gerade 
auch im Zuschnitt von Landesministerialverwaltungen, d.h. in der Schaffung von Integrations-
ministerien auf Landesebene: Sie markieren die Etablierung und Bedeutungszunahme des 
Politikfeldes, indem das politische Gewicht und die administrativen Ressourcen eines Ministe-
riums für die Gestaltung und Koordination von Integrationsaufgaben eingesetzt werden kön-
nen. Das in Nordrhein-Westfalen 2005 nach der ersten Regierungsübernahme durch die Ko-
alition von CDU und FDP geschaffene Ministerium für Generationen, Frauen, Familien und 
Integration (MGFFI) gilt dabei gemeinhin als das erste Integrationsministerium in Deutschland.  

Bei näherem Hinsehen markieren tatsächlich Organisationsreformen in Bremen 1991 den Be-
ginn einer Institutionalisierung der Integrationspolitik in der Landesministerialverwaltung: Von 
1991 bis 1995 gab es in der Freien Hansestadt Bremen in der Ampelkoalition von  SPD, FDP 
und die Grünen (ab 1993 Bündnis 90/Die Grünen) das Ressort „Kultur, Ausländerintegration 
und Jugendarbeit“. Allerdings wurde dieser organisatorische Akzent unter der nachfolgenden 
Großen Koalitionen von SPD und CDU (Henning Scherf, Jens Böhrnsen) zunächst nicht wie-
der gesetzt.1 Obwohl also die Hansestadt Bremen schon in den frühen 1990er Jahren Integra-
tion in der Ministerialorganisation hervorhob, wird dem Land Nordrhein-Westfalen gemeinhin 
die historische Ehre zuteil, das erste Integrationsministerium geschaffen zu haben. Dabei hat 
natürlich Gewicht, dass Nordrhein-Westfalen 2005 als erstes Flächenland mit der Aufnahme 
des Aufgabenbereichs Integration in den Titel des Ministeriums für Generation, Familie, 

                                                

1 Erst 16 Jahre später, ab 2011, sollte der Aufgabenbereich Integration in dem von SPD und Bündnis 90/Die Grünen gebildeten 
Senat bei der Staatsrätin für Bundes- und Europaangelegenheiten und Integration angesiedelt werden. Seit 2015 existiert in 
Bremen die Senatorische Dienststelle für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport. 
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Frauen und Integration (MGFFI) diesen Schritt vollzog. Armin Laschet begründete seine bun-
desweite Sichtbarkeit mit dem zugeschriebenen Etikett, „der erste Integrationsminister“ in 
Deutschland zu sein. Die Errichtung des Integrationsministeriums in Nordrhein-Westfalen ist 
vor allem auch deswegen ein Meilenstein bei der Institutionalisierung der Integrationspolitik 
auf Landesebene, weil es zum „Ausgangspunkt einer Gründungswelle von Integrationsmini-
sterien “ (Blätte 2015: 105) wurde. Zunächst folgte Berlin im Jahr 2006 mit der Einrichtung der 
Senatsverwaltung für Arbeit, Integration und Frauen. Das Organisationsmodell setzte sich 
Schritt um Schritt in – fast – allen Ländern durch. Die Frage, wo die Zuständigkeit für Integra-
tion im Ressortzuschnitt verankert wird, stellt sich in Koalitionsverhandlungen unausweichlich, 
wenn nicht schon zuvor die Frage nach einem Integrationsministerium Gegenstand der Wahl-
auseinandersetzung war. 

3.2  Die Diffusion der Idee von Integrationsministerien 

Die Prozesse des Transfers und der Diffusion der Idee, ein Integrationsministerium einzurich-
ten, ist nicht nur auf veränderte Problemlagen und eine gewachsene Priorität für das Thema 
der Integration zurückzuführen. Die Institutionalisierung der Integrationsministerkonferenz ab 
2007 setzte alle Bundesländer unter Zugzwang, ebenfalls ein Ministerium als Integrationsmi-
nisterium zu deklarieren (vgl. ebd.). Als Wirkungsmechanismus kann dabei gelten, dass aus 
der normativen Erwartung, jedes Land müsse ein Integrationsministerium haben, ein Anpas-
sungsdruck resultiert, der sich alle Ministerialverwaltungen im Feld anpassen (Reichersdorfer 
2017). Als historischer Vorläufer für diesen Prozess kann die Schaffung von Umweltministe-
rien im föderalen System Deutschlands, aber auch deren internationale Diffusion gelten. Ge-
rade durch die Integrationsministerkonferenz können Landesregierungen kaum mehr umhin, 
angeben zu können, welches Ressort als Integrationsministerium fungiert. Die Schwelle für 
eine Rückabwicklung von Integrationsministerien ist damit hoch. Eine Beendigung der Integ-
rationspolitik ist dementsprechend unwahrscheinlich.  

Die Begrifflichkeit der „Integrationsminister“ und der „Integrationsministerien“ suggeriert, diese 
Ministerien seien ausschließlich für die Zwecke der Integration eingerichtete Häuser. Tatsäch-
lich ist dies eine selektive Hervorhebung. Integrationsminister haben in der Regel viele weitere 
Zuständigkeiten. In den ministeriellen Organisationsstrukturen findet sich in Integrationsmini-
sterien eine Integrationsabteilung, die aber in aller Regel eine Abteilung neben anderen ist. Es 
gibt dabei kein eindeutiges Muster, womit die Ressortzuständigkeit für Integration kombiniert 
wird. Die Titel der Ministerien haben in einigen Bundesländern häufig gewechselt (vgl. Tabelle 
1).2  

Tabelle 1: Integrationsministerien in den Ländern 

                                                

2 In Niedersachsen sind die organisationalen Arrangements der integrationspolitischen Ministerialverwaltung besonders häufigen 
Änderungen unterworfen. 2008 wurde der Aufgabenbereich Integration unter CDU und FDP ebenfalls in den Ministeriumstitel 
aufgenommen und das Niedersächsische Ministerium für Inneres, Sport und Integration errichtet. 2010 erfolgte die Umbenennung 
in Ministerium für Inneres und Sport sowie der Wechsel der Zuständigkeit für den Aufgabenbereich Integration zum Ministerium 
für Soziales, Frauen, Familie und Gesundheit und dessen Umbenennung in Niedersächsisches Ministerium für Soziales, Frauen, 
Familie, Gesundheit und Integration. Seit 2014 lautet der Titel Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung. 
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Land 
Legislaturpe-
riode / Zeit-
raum 

Regierung 
(zum Zeitpunkt der 
Einrichtung) 

Ministerium/Zuschnitt 
Ggf. Änderung 

Baden-Würt-
temberg 

2011 - 2016 Bündnis90/Die Grü-
nen und SPD 

Ministerium für Integration 
 

2016 - Bündnis90/Die Grü-
nen und CDU Ministerium für Soziales und Integration 

Bayern 2013 -  CSU Bayrisches Staatsministerium für Arbeit 
und Soziales, Familie und Integration 

Berlin 

2006 - 2011 SPD und DIE LINKE Senatsverwaltung für Integration, Arbeit 
und Soziales 

2011 - 2016 SPD und CDU Senatsverwaltung für Arbeit, Integration 
und Frauen 

2016 -  
SPD, DIE LINKE und 
Bündnis90/Die Grü-
nen 

Senatsverwaltung für Integration, Arbeit 
und Soziales 

Brandenburg - - - 

Bremen 

1991 - 1995 

SPD, FDP und Die 
Grünen (ab 1993 
Bündnis 90/Die Grü-
nen) 

Seanatsressort Kultur, Ausländerin-
tegration und Jugendarbeit 

2011 - 2015 SPD und Bünd-
nis90/Die Grünen 

Aufgabenbereich Integration angesiedelt 
bei Staatsrätin für Bundes- und Euro-
paangelegenheiten und Integration 

2015 -  SPD und Bünd-
nis90/Die Grünen 

Senatorische Dienststelle der Senatorin 
für Soziales, Jugend, Frauen, Integra-
tion und Sport 

Hamburg 2011 -  SPD Fachbehörde für Arbeit, Soziales, Fami-
lie und Integration 

Hessen 
2009 - 2014 CDU und FDP Hessisches Ministerium der Justiz, für 

Integration und Europa 

2014 -  CDU und Bünd-
nis90/Die Grünen 

Hessisches Ministerium für Soziales und 
Integration 

Mecklenburg-
Vorpommern 2016 -  SPD und CDU Ministerium für Soziales, Integration und 

Gleichstellung 

Niedersach-
sen 

2008 - 2010 CDU und FDP Niedersächsisches Ministerium für Inne-
res, Sport und Integration 

2010 - 2013 CDU und FDP Ministerium für Soziales, Frauen, Fami-
lie, Gesundheit und Integration 

2013 -  SPD und Bünd-
nis90/Die Grünen -  

Nordrhein-
Westfalen 

2005 - 2010 CDU und FDP 
Ministerium für Generationen, Familie, 
Frauen und Integration des Landes 
Nordrhein-Westfalen 

2010 – 2017 SPD und Bünd-
nis90/Die Grünen 

Ministerium für Arbeit, Integration und 
Soziales des Landes Nordrhein-Westfa-
len 

2017 -  CDU und FDP 
Ministerium für Kinder, Familie, Flücht-
linge und Integration des Landes Nord-
rhein-Westfalen 

Rheinland-
Pfalz 2011 - 2016 SPD und Bünd-

nis90/Die Grünen 
Ministerium für Integration, Familie, Kin-
der, Jugend und Frauen 
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2016 -  SPD, Bündnis90/Die 
Grünen und FDP 

Ministerium für Familie, Frauen, Jugend, 
Integration und Verbraucherschutz 

Saarland - - -  

Sachsen 2014* -  CDU und SPD* 

Zuständigkeit bei Sächsischer Staatsmi-
nisterin für Gleichstellung und Integra-
tion beim Sächsischen Staatsministe-
rium für Soziales und Verbraucher-
schutz 
 
*Geschäftsbereich mit eigener Staatsmi-
nisterin jedoch angesiedelt im Sächsi-
schen Staatsministerium für Soziales 
und Verbraucherschutz 

Sachsen-An-
halt 2016 -  

CDU, SPD und 
Bündnis90/Die Grü-
nen 

Ministerium für Arbeit, Soziales und In-
tegration 

Schleswig-
Holstein 

2009 - 2012 CDU und FDP Ministerium für Justiz, Gleichstellung 
und Integration 

2017 -  CDU, Bündnis90/Die 
Grünen und FDP 

Ministerium für Inneres, ländliche 
Räume und Integration 

Thüringen 2014 -  
DIE LINKE, SPD und 
Bündnis90/Die Grü-
nen 

Ministerium für Migration, Justiz und 
Verbraucherschutz 

Eigene Darstellung. 

Die Vielfalt der Kombinationen der Zuständigkeit für Integration mit anderen Zuständigkeitsbe-
reichen zeigt, dass es keine der Sache nach zwingende funktionale Notwendigkeit gibt, eine 
spezifische thematische Verknüpfung zu wählen. Der Ressortzuschnitt erfolgt in Verhand-
lungsprozessen, die von einer Vielzahl rein politischer Überlegungen zur Machtarithmetik im 
Kabinett sowie nicht zuletzt auch von Momenten der Kontingenz (d.h. vom Zufall) geprägt sind. 
Allerdings sind Trends zu beobachten. Wurden integrationspolitische Zuständigkeiten ur-
sprünglich im Sinne des sogenannten Ausländer- und Asylrechts bis zur Gründungswelle der 
Integrationsministerien noch genuin als Sache der Innenministerien gesehen (vgl. Schambu-
rek 2015: 248, vgl. auch Blätte 2010: 1), so wird bei der Verortung integrationspolitischer Zu-
ständigkeiten durch gegenwärtige Ressortzuschnitte der Landesministerialverwaltungen eine 
Dominanz der Sozialressorts deutlich. 

Von den 12 Ländern, in denen ein Ministerium die „Integration“ im Titel führt, ist diese in 8 
Fällen im Sozialressort verortet. Hingegen liegt die die Zuständigkeit in Schleswig-Holstein im 
Innenressort, in Thüringen im Justizressort und im Familienressort in Nordrhein-Westfalen so-
wie Rheinland-Pfalz. In den weiteren vier Bundesländern (Brandenburg, Niedersachsen, Saar-
land und Sachsen) wird der Aufgabenbereich Integration auf Abteilungs- oder Referatsebene 
in den Sozialministerien bearbeitet. In Sachsen existiert für den Aufgabenbereich Integration 
ein eigener Geschäftsbereich mit eigener Staatsministerin, jedoch ohne eigenständiges Minis-
terium. Die Zuständigkeit liegt bei der Staatsministerin für Gleichstellung und Integration beim 
Sächsischen Staatsministerium für Soziales und Verbraucherschutz. Insgesamt besteht also 
durchaus eine Tendenz, die Zuständigkeit für Integration im Sozialressort anzusiedeln (vgl. 
Abbildung 1). 
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Abbildung 1: Ansiedlung integrationspolitischer Zuständigkeiten (Stand: 08/2017) 
 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH 

Innenministerium                 

Sozialministerium    x     x   x x    

Inneres, Integration + x                 

Soziales, Integration + x x x x  x x x x      x   

x + Integration + y          x x     x 

Eigene Darstellung. 

Es gibt gleichwohl Varianten, die in der Fachdiskussion besondere Beachtung gefunden ha-
ben. Das gilt erstens für das Ministerium für Integration, das 2011 in Baden-Württemberg unter 
Bündnis 90/Die Grünen und SPD eingerichtet wurde und als reines Integrationsministerium 
ausschließlich integrations- und migrationspolitische Zuständigkeiten umfasste. 2016 wurde 
das Ministerium mit der Bildung der Koalition von Bündnis 90/Die Grünen und CDU wieder 
abgeschafft. Die Bereiche Migration und Integration wurden auf das Innen- und Sozialministe-
rium aufgeteilt. Während der integrationspolitische Aufgabenbereich gegenwärtig im Ministe-
rium für Soziales und Integration verortet ist, obliegt der Aufgabenbereich Migration und Aus-
länderpolitik nun dem Ministerium für Inneres, Digitalisierung und Migration. In der Architektur 
der Landesregierung galt das Integrationsministerium als zu schwach und ressourcenarm, um 
in Verhandlungen durch Paketlösungen mit anderen Häusern den Gesichtspunkten der In-
tegration ausreichend Gewicht verleihen zu können. Das zweite oft besprochene Modell findet 
sich in Rheinland-Pfalz, wo im in einer Integrationsabteilung gezielt nicht nur Referate mit Zu-
ständigkeiten für die Integrationsförderung angesiedelt waren (d.h. distributive Integrationspo-
litik), sondern gezielt die Zuständigkeit für das Ausländer- und Asylrecht (regulative Integrati-
onspolitik) hinzugenommen wurde. Wie tragfähig diese organisatorische Engführung ist, 
wurde sogar zum Gegenstand des Landtagswahlkampfs in Baden-Württemberg im Jahr 2016: 
Die CDU nahm die Forderung der Auflösung des „völlig falsch konstruierten Integrationsminis-
teriums“ sowie das Vorhaben der Zuständigkeitsverlagerung ins Innenministerium in ihr Wahl-
programm auf. Auch im Wahlprogramm der SPD wurde das Integrationsministerium themati-
siert. In Rheinland-Pfalz problematisierte die Spitzenkandidatin der CDU Julia Klöckner sogar 
im TV-Duell zur Landtagswahl 2016, dass die Zuständigkeit für das Thema Flüchtlinge im In-
tegrationsministerium und nicht im Innenministerium liegt. Der Ressortzuschnitt in Fragen der 
Integration als Wahlkampfthema – es handelt sich um ein politisch strittiges, keineswegs rand-
ständiges Thema. 

3.3  Mobilisierung und Koordination in hybriden Konfigurationen 

Die Integrationsministerien markieren einen Meilenstein in der Konfiguration und Ausdifferen-
zierung des Politikfelds der Integrationspolitik, weil sie Akteure mit einer klar markierten Zu-
ständigkeit für das Handlungsfeld Integration definieren. Die Schaffung von Integrationsabtei-
lungen führt zu einer – graduellen – Konzentration von Verantwortlichkeiten und reduziert die 
Streuung integrationspolitischer Zuständigkeiten über verschiedene Ressorts. Eine vollstän-
dige Ausdifferenzierung des politischen Handlungsfelds der Integrationspolitik wird damit in 
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keinem Bundesland erreicht. Das politische Mantra, das sich in Koalitionsverträgen, landes-
spezifischen Integrationskonzepten und -leitbildern findet, lautet, dass Integrationspolitik trotz 
Ressortierung eine Querschnittsaufgabe bleibe. Mit Blick auf die Ressortzuschnitte und die 
Verortung der integrationspolitischen Zuständigkeiten in den Landesministerialverwaltungen 
wird deutlich, dass im Falle der Integrationspolitik „Aufgaben überall organisiert werden kön-
nen, jedoch nicht, dass sie approximativ flächendeckend organisiert sind“ (Schamburek 2015: 
252). Integrationsministerien bzw. -abteilungen sind dementsprechend zu verstehen: Voraus-
setzung dafür, dass sie als geglückt gelten können, ist nicht, dass sie alle relevanten Kompe-
tenzen an sich gezogen haben. Sie schaffen vielmehr ausreichend ressourcenstarke Akteure 
innerhalb einer Landesregierung, die eine Koordination integrationspolitischer Maßnahmen 
erreichen und die für diese mobilisieren können. 

Für Konstruktion der Integrationspolitik bedeutet dies: Durch die Zentrierung von Ressourcen, 
wie sie mit den Integrationsministerien erfolgt, ergibt sich eine hybride Konfiguration. Es gibt 
einen integrationspolitischen Kernbereich, doch bleiben weitreichende Überlappungen mit an-
deren politischen Handlungsfeldern. Die Grenzen der Integrationspolitik sind nicht abschlie-
ßend definiert und bleiben Gegenstand der politischen Kontroverse (Blätte 2015: 94ff.). Die 
Integrationspolitiken der Länder sind hybrid, sie verfolgen weder eine konsequente Differen-
zierungsstrategie, noch sind sie als reine Querschnittspolitik angelegt. Die praktizierten Lösun-
gen markieren eine Zwischenposition zwischen zwei Polen: Auf der einen Seite stehen Argu-
mente, Integrationspolitik müsse konsequent als Querschnittsfeld gedacht werden: Themen 
der Integration adressieren unweigerlich diverse Aufgabenbereiche (bspw. Bildung, Woh-
nungsbau, Gesundheit, etc.), wohingegen ein vollständig ausdifferenziertes Politikfeld der In-
tegrationspolitik letztlich die Grundlagen gelingender Integrationsprozesse entziehe. Die ent-
gegengesetzte Sichtweise ist hingegen, Querschnittspolitikfelder seien zum Scheitern verur-
teilt. Einzig eine hinreichend ausdifferenzierte Integrationspolitik führe durch Zentrierung und 
Konzentration von Ressourcen zu erfolgreichen Resultaten. Die Hybridität der Integrationspo-
litik verbindet beide Seiten. Sie wird durch die beschränkte Zentrierung der Ressourcen und 
Kompetenzen bei den Integrationsministerien erzeugt, indes weitere relevante Verantwortlich-
keiten bei anderen Ressorts bestehen: „Es gibt einen beschränkten Kernbereich mit einer ge-
wissen Autonomie des Handlungsfelds. Zugleich bleibt ein weitreichendes Erfordernis, Issues 
in relevanten weiteren Handlungsfeldern mit den Deutungen des teilzentrierten Handlungsfel-
des zu verknüpfen“ (Blätte 2015: 103). In diesem Sinne sind die Integrationsministerien als 
Agenturen zur Generierung von Aufmerksamkeit für Integration mit begrenztem eigenen Zu-
ständigkeitsbereich zu verstehen. Damit geht einher, dass Integrationspolitik an vielen politi-
schen Orten gestaltet wird, die dem formellen Zuständigkeitsbereich des Integrationsministe-
riums entzogen sind. 

Die Gestaltung eines Politikbereichs, der nicht vollständig von einem Akteur kontrolliert werden 
kann, erfordert Mobilisierung und Koordination: Mobilisierung bedeutet, Akteure ohne die Aus-
übung von Zwang für einen Einsatz ihrer Ressourcen für ein Ziel (hier: Integration) zu gewin-
nen. Koordination bedeutet, die Widersprüche zwischen den Handlungsplänen in Feldern, die 
voneinander unabhängig sind so zu bearbeiten, dass ungewollte Folgen und Nebenfolgen 
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weitgehend vermieden werden. Dies zu erreichen, ist nicht allein die Aufgabe von Integrati-
onsministerien. 

Der Zielstellung der Koordination dienen in der Ministerialverwaltung gerade auch interminis-
terielle Arbeitsgruppen, welche die mit der verbleibenden Querschnittsförmigkeit des Hand-
lungsfelds der Integrationspolitik einhergehende Koordinationsarbeit unterstützen. In den Bun-
desländern ist die Einrichtung von interministeriellen Arbeitsgruppen für integrationspolitische 
Angelegenheiten als weiterer großer Trend zu erkennen. Insofern die Nutzung solcher IMAGs, 
nicht schon zuvor Teil der politischen Praxis war, wurde deren Einrichtung im Zusammenhang 
der zunehmenden Fluchtbewegungen nach Europa beschleunigt. 

Ein weiteres Bindeglied der verschiedenen Ressorts ist das Amt des Integrationsbeauftragten, 
die es noch mit der Bezeichnung der „Ausländerbeauftragen“ lange gab, bevor es zur Schaf-
fung von Integrationsministerien kam. Im Ländervergleich lassen sich dabei für die Gestaltung 
des Amtes der Integrationsbeauftragten hinsichtlich ihrer administrativen Verortung durchaus 
Unterschiede feststellen (vgl. als Überblick Tabelle 2). In den meisten Fällen ist das Amt in 
dem Ministerium angesiedelt, in der auch die integrationspolitischen Zuständigkeiten in der 
Landesministerialverwaltung liegen: In Baden-Württemberg und im Saarland fallen das Amt 
der Landesintegrationsbeauftragten und jenes der Integrationsministerin bzw. des Integrati-
onsministers zusammen. Zuvor wurde das Amt im Saarland auf Staatssekretärsebene ausge-
übt, wie es auch in Nordrhein-Westfalen, Hessen und Sachsen-Anhalt praktiziert wird. Das 
Amt der Integrationsbeauftragten obliegt in den Stadtstaaten Berlin, Bremen und Hamburg 
den Leitungen den jeweiligen Abteilungs-, Referats- bzw. Amtsleitungen in den zuständigen 
Behörden. In Bayern und Niedersachsen sind die Ämter auf Ebene der Staatsregierung bzw. 
Staatskanzlei verortet. In Schleswig-Holstein gibt es neben dem Bevollmächtigten für Integra-
tion beim Ministerium für Inneres, ländliche Räume und Integration noch das Amt des Beauf-
tragten für Flüchtlings-, Asyl- und Zuwanderungsfragen des Landes Schleswig-Holstein, das 
beim Präsidenten des Schleswig-Holsteinischen Landtages angesiedelt ist. In Sachsen, wo 
ein eigener Geschäftsbereich mit eigener Staatsministerin für Gleichstellung und Integration, 
jedoch ohne Ministerium besteht und im Sächsischen Staatsministerium für Soziales und Ver-
braucherschutz angesiedelt ist, übt die Staatsministerin auch das Amt der Landesintegrations-
beauftragten aus. Daneben existiert auch hier das Amt des Sächsischen Ausländerbeauftrag-
ten des Sächsischen Landtags.  

Tabelle 2: Verortung der Landesintegrationsbeauftragten der Länder (Stand: 08/2017) 

Bundesland Landesintegrationsbeauftragte und Verortung des Amtes 

Baden-Württemberg  Minister des Ministeriums für Soziales und Integration 

Bayern  Integrationsbeauftragte der Bayerischen Staatsregierung 

Berlin  Der Beauftragte des Senats von Berlin für Migration und Integration in 
der Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales 

Brandenburg  Integrationsbeauftragte des Landes Brandenburg im Ministerium für 
Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie 
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Bremen  Referatsleitung Integrationspolitik der Senatorischen Dienststelle für 
Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport 

Hamburg  Leitung des Amts für Arbeit und Integration der Fachbehörde für Ar-
beit, Soziales, Familie und Integration 

Hessen  Staatssekretär und Bevollmächtigter für Integration und Antidiskriminie-
rung im Ministerium für Soziales und Integration 

Mecklenburg-Vorpom-
mern  

Integrationsbeauftragte der Landesregierung im 
Ministerium für Soziales, Integration und Gleichstellung  

Niedersachsen  Landesbeauftragte für Migration und Teilhabe in der Niedersächsi-
schen Staatskanzlei 

Nordrhein-Westfalen  Staatssekretärin für Integration im Ministerium für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration 

Rheinland-Pfalz  Beauftragter der Landesregierung für Migration und Integration im Mi-
nisterium für Familie, Frauen, Jugend, Integration und Verbrau-
cherschutz 

Saarland  Die Ministerin des Ministeriums für Soziales, Gesundheit, Frauen 
und Familie 

Sachsen  Staatsministerin für Gleichstellung und Integration beim Sächsischen 
Staatsministerium für Soziales und Verbraucherschutz 
 
Der Sächsische Ausländerbeauftragte des Sächsischen Landtags 

Sachsen-Anhalt  Integrationsbeauftragte der Landesregierung im Ministerium für Ar-
beit, Soziales und Integration 

Schleswig-Holstein  Bevollmächtigter für Integration beim Ministerium für Inneres, ländliche 
Räume und Integration 
 
Der Beauftragte für Flüchtlings-, Asyl- und Zuwanderungsfragen des 
Landes Schleswig-Holstein beim Präsidenten des Schleswig-Holsteini-
schen Landtages 

Thüringen  Beauftragte des Freistaates Thüringen für Integration, Migration und 
Flüchtlinge im Ministerium für Migration, Justiz und Verbraucher-
schutz 

Eigene Darstellung. 

Sowohl die IMAGs, die über keine institutionelle Sicherung verfügen, als auch das Amt der 
Landesintegrationsbeauftragten, kennzeichnen sich durch eine gewisse institutionelle Schwä-
che. Integrationsministerinnen und Integrationsminister hingegen sind „mehr als ein Integrati-
onsbeauftragter ‚de luxe‘“ (Blätte 2015: 104). Sie verfügen über mehr materielle Ressourcen, 
zum anderen über eine garantierte Beteiligung an Entscheidungsabläufen (vgl. ebd.).  

3.4  Aufmerksamkeitseffekte von Integrationsministerien? 

Es stellt sich damit die Frage nach der Wirkung solcher Ministerien auf die Aufmerksamkeits-
strukturen der Landespolitik. Zwei entgegengesetzte Thesen können hierzu vertreten werden: 
Auf der einen Seite kann das Integrationsministerium zu einer stärkeren Mobilisierung des neu 
institutionalisierten Aufgabenbereichs der Integration beitragen. Dem Integrationsminister 
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bzw. die Integrationsministerin gelingt es, die Kabinettskolleginnen für eine starke Beachtung 
integrationspolitischer Belange zu mobilisieren. Es könnte sich aber auch der entgegenge-
setzte Effekt einstellen: Weil es ja einen Integrationsminister gibt, könnten andere Beteiligte 
im politischen Willensbildungs- und Entscheidungsprozess die Existenz eines Integrationsmi-
nisters bzw. einer Integrationsministerin als eine Entlastung ihres Aufgabenbereichs wahrneh-
men.  

Abschließende Untersuchungen zu dieser empirischen Frage liegen nicht vor. Berichtet wer-
den kann an dieser Stelle jedoch aus einer Studie zum Wandel der Aufmerksamkeitsstrukturen 
integrationspolitischer Themen in dem Zeitraum von 2000 bis 2012, die im Rahmen des Pol-
Mine Projects (www.polmine.de) vorgenommen wurde. Zur Analyse, ob die Errichtung von 
Integrationsministerien zum Verschwinden oder zum Anstieg integrationspolitischer Themen 
in anderen Ressorts führt, wurden Plenardebatten des Deutschen Bundestages sowie der 16 
Landesparlamente in einem automatischen Verfahren aufbereitet und ausgewertet. Die Unter-
suchung folgt der Annahme, dass parlamentarische Aktivitäten, somit auch Plenardebatten, 
administrative Handlungen zumindest in den wesentlichen Konturen reflektieren: Zentrale po-
litische Themen sind im Parlament zu behandeln, demnach folgt die parlamentarische Ord-
nung der Administrativen. Welche thematischen Verknüpfungen von Integrationspolitik und 
anderen politischen Handlungsfeldern erfolgten in den parlamentarischen Debatten?  Im Fol-
genden werden diejenigen Bundesländer herangezogen, die im Zeitraum der Datenverfügbar-
keit (2000-2012) ein solches Ministerium errichtet haben, um aus den Daten einen möglichen 
Wandel der politischen Aufmerksamkeitsstrukturen durch Integrationsministerien festzustel-
len.3 

 

Abbildung 2: Parlamentarische Aufmerksam-
keitsstrukturen – Baden-Württemberg 

 

Abbildung 3: Parlamentarische Aufmerksam-
keitsstrukturen – Berlin 

 

                                                

3 Die Auswahl bezieht sich dabei auf die Länder Baden-Württemberg, Berlin, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-West-
falen sowie Rheinland-Pfalz. 
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Abbildung 4: Parlamentarische Aufmerksam-
keitsstrukturen – Hamburg 

 

Abbildung 5: Parlamentarische Aufmerksam-
keitsstrukturen – Hessen 

 

Abbildung 7: Parlamentarische Aufmerksam-
keitsstrukturen – Nordrhein-Westfalen 

 

Abbildung 7: Parlamentarische Aufmerksam-
keitsstrukturen – Nordrhein-Westfalen 

 

Abbildung 8: Parlamentarische Aufmerksam-
keitsstrukturen – Rheinland-Pfalz 

 

 

Die Analyse zeigt, dass tatsächlich Bildung, als ein typisches Thema der Landespolitik, ein 
zentrales Handlungsfeld im Zusammenhang der Integrationspolitik darstellt. Jedoch ist eben-
falls zu beobachten, dass sich die Aufmerksamkeitsstrukturen im zeitlichen Verlauf in den Lan-
desparlamenten verändern. So treten beispielsweise bildungspolitische Themen in Nordrhein-
Westfalen erst in der 13. und 14. Wahlperiode auffallend häufig mit integrationspolitischen 
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Themen auf. In Niedersachsen ist eine deutliche Zunahme einer Verknüpfung von integrati-
onspolitischen Themen und Regierungsgeschäfte in der 16. Legislaturperiode festzustellen. 
Diese Entwicklungen fallen jeweils in die Zeiträume der Errichtung eines Integrationsministe-
riums. Dennoch ist ein Zusammenhang sämtlicher Entwicklungen der Aufmerksamkeitsstruk-
turen nicht einzig auf die Änderungen in den Landesministerialverwaltungen zurückzuführen: 
Es gibt keinen eindeutigen Hinweis, dass die Gründung von Integrationsministerien in den 
Bundesländern einen nachhaltigen Effekt auf die Aufmerksamkeitsstrukturen besitzt. Integra-
tionsministerien führen weder dazu, dass integrationspolitische Themen aus dem Aufmerk-
samkeitshorizont anderer Felder verschwinden, noch sind eindeutig plötzliche Anstiege zu ver-
zeichnen. Die Konstanz der Muster verweist auf Pfadabhängigkeiten, der Aufmerksamkeitsef-
fekt der Integrationsministerien bleibt beschränkt.  

4. Arenen der Integrationspolitik 

Wie die Analyse der Institutionalisierung der Integrationspolitik gezeigt hat: Die Gestaltung von 

Integrationspolitik erfolgt nicht zentriert, sie bleibt ein hybrides politisches Handlungsfeld. 

Dementsprechend verteilt sind auch die Maßnahmen, die integrationspolitische Relevanz ha-

ben. Sie sind in voneinander unterscheidbaren Arenen angesiedelt, mit jeweils eigenen Kon-

fliktmustern der politischen Auseinandersetzung. Der Typisierung politischer Handlungsfor-

men des Abschnitts 2 folgend, sollen nun zentrale Felder des politischen Handelns in der In-

tegrationspolitik der Länder vergleichend untersucht werden. Die Gliederung der folgenden 

Analyse orientiert sich dabei jedoch nicht schematisch an der Differenzierungen redistributiver, 

distributiver, regulativer, kooperativer und persuasiver Politik, sondern wählt zentrale Tätig-

keitsfelder der Länder zum Ausgangspunkt, um dann Rückbezüge zu jenem Schema herzu-

stellen und auf diese Weise zu Folgerungen zu kommen. In diese geht auch die Unterschei-

dung einer zielgruppenorientierten und der institutionenorientierten Ausrichtung der Integrati-

onspolitik ein.  

4.1  Haushaltsausgaben für Integration: Die distributive Arena 

Budgetentscheidungen bedeuten politische Prioritätensetzungen. In der öffentlichen Diskus-
sion blitzt die Kostendimension der Integration zuweilen polemisch auf, meist tritt sie hinter 
Fragen nach der Regulierung von Verhalten, nach Kultur und Identität zurück. Im administra-
tiven Kontext ist sie stets präsent, gerade auch in Bund-Länder-Verhandlungen.  Es stellt sich 
die Frage, in welchem Umfang Haushaltsmittel für integrationspolitische Ziele mobilisiert wer-
den. Die Argumentation des vorangegangenen Abschnitts zur Hybridität und verbleibenden 
Querschnittsförmigkeit der Integrationspolitik führt jedoch unmittelbar über zur Einsicht, dass 
integrationspolitisch relevante Ausgaben längst nicht allein von den Integrationsministerien 
getätigt werden. Der Querschnittscharakter des politischen Handlungsfeldes der Integration 
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wird vielmehr bei der Verteilung integrationspolitischer Ausgaben in den Haushaltsplänen ver-
schiedener Ressorts deutlich. Die hybride Konfiguration der Integrationspolitik und deren be-
schränkte Zentrierung finden ihren Niederschlag in der Streuung integrationspolitisch relevan-
ter Haushaltstitel. Das Problem reicht aber noch weiter als das: Zu den Merkmalen eines 
Handlungsfelds mit unscharfen Grenzen gehört, dass oft unklar oder strittig bleibt, was als 
integrationspolitisch relevant gedeutet wird. Dies gilt dann natürlich auch für integrationspoli-
tisch relevante Ausgaben. Die Ambiguitäten des politischen Deutungs- und Interpretations-
streits machen es zu einer verwickelten Aufgabe, zu wissenschaftlich stichhaltigen Aussagen 
zu kommen, wie viel Geld eigentlich für Integration ausgegeben worden ist. 

Diese Schwierigkeit hat der Recherche zu den integrationspolitischen Ausgaben der Bundes-
länder für diese Expertise eine Grenze gesetzt. Eine aktuelle Übersicht über integrationspoli-
tischen Ausgaben der Länder konnte weder vom Stab der Beauftragten der Bundesregierung 
für Migration, Flüchtlinge und Integration noch von der Geschäftsstelle der Integrationsminis-
terkonferenz (Vorsitz derzeit Baden-Württemberg) gegeben werden. Angesichts der offenkun-
dig fehlenden vergleichenden Übersichten und dem Verweis auf die jeweils zuständigen Lan-
desministerien bzw. Senatsverwaltungen der Länder folgend, wurden diese anschließend mit 
parallelen Anfragen kontaktiert. Elf Bundesländer (Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Bran-
denburg, Hamburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Sachsen-An-
halt, Schleswig-Holstein und Thüringen) reagierten auf diese Anfrage. In den meisten Fällen 
verwiesen die Antworten dabei auf die öffentlich zugänglichen Landeshaushalte und merkten 
die Vielfältigkeit der integrationspolitischen Ausgabenfelder an, die mit keinem „verwaltungs-
mäßigem Aufwand“ in einer Übersicht zusammenzuführen seien.4 Die Recherche verdeutlicht 
die Komplexität durch die ressortübergreifenden Aufwendungen für integrationspolitische 
Maßnahmen. 

Das Desiderat einer systematischen vergleichenden Auswertung der Landeshaushalte auf ak-
tuellem Stand zu überwinden, wäre ein Forschungsprojekt mittlerer Größe für sich.  Als Quelle 
können jedoch, wenn auch nicht auf aktuellem Stand, die Ergebnisse des „Vielfaltsmonitors“ 
(Bartig et al. 2017) herangezogen werden, der als Studie „zum Umgang mit ethnischer und 
religiöser Vielfalt in Deutschland“ angelegt und aus einer Kooperation der Bertelsmann Stif-
tung und dem Europäischen Forum für Migrationsstudien (efms) hervorgegangen ist. Der Viel-
faltsmonitor beinhaltet eine systematische Untersuchung der Landeshaushalte aller 16 Bun-
desländer sowie eine Dokumentation ihrer integrationspolitischen Ausgaben. Erfasst wurden 
dabei Ausgaben in den Haushaltsjahren 2014 und 2015 inklusive der Nachtragshaushalte (vgl. 

                                                

4 Lediglich das Thüringer Ministerium für Migration, Justiz und Verbraucherschutz stellte eine umfang-
reiche Übersicht der Ausgaben für Integrationsmaßnahmen sowie eine detailreiche Beschreibung der 
konkreten Aspekte, die in Thüringen unter Integration zusammengefasst werden, zur Verfügung.  Dies 
allerdings ebenfalls mit dem Verweis, dass die Auflistung nicht die Ausgaben anderer Ressorts umfasst 
und der Bitte, diese ebenfalls zu kontaktieren. So werden beispielsweise Projekte für Menschen mit 
Migrationshintergrund vom Thüringer Ministerium Arbeit, Soziales, Gesundheit, Familie und Frauen im 
Rahmen des Landesprogrammes „Arbeit für Thüringen“ gefördert. 
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Tabelle 3).  Die Zusammenschau ergibt zum Teil erhebliche Unterschiede zwischen den Bun-
desländern – insbesondere, wenn der Anteil der integrationspolitischen Ausgaben gemessen 
an den Gesamtausgaben des jeweiligen Landeshaushalts berücksichtigt wird. 

Tabelle 3: Integrationspolitische Ausgaben der Länder 2014/15 

Land 

Integrationspolitische Aus-
gaben in € 

Anteil an den Gesamtausga-
ben in % 

Haushaltsjahr Haushaltsjahr 

2014 2015 2014 2015 

Baden-Württemberg  220,8 Mio. 770,4 Mio. 0,53 1,75 
Bayern  423,6 Mio. 460,9 Mio. 0,79 0,90 
Berlin  58,5 Mio. 59,2 Mio. 0,24 0,25 
Brandenburg  65,4 Mio. 134,7 Mio. 0,63 1,05 
Bremen  42,8 Mio. 44,0 Mio. 0,38 0,39 
Hamburg  67,3 Mio. 98,4 Mio. 0,56 0,80 
Hessen  225,0 Mio. 423,6 Mio. 0,71 1,28 
Mecklenburg-Vorpommern  54,2 Mio. 56,3 Mio. 0,74 0,76 
Niedersachsen  112,6 Mio. 282,6 Mio. 0,41 1,0 
Nordrhein-Westfalen  237,2 Mio. 1,8 Mrd. 0,38 2,67 
Rheinland-Pfalz  56,8 Mio. 185,6 Mio. 0,24 0,76 
Saarland  9,0 Mio. 13,8 Mio. 0,23 0,35 
Sachsen  40,4 Mio. 222,1 Mio. 0,24 1,29 
Sachsen-Anhalt  15,5 Mio. 70,0 Mio. 0,14 0,65 
Schleswig-Holstein  69,6 Mio. 108,5 Mio. 0,52 0,77 
Thüringen  24,4 Mio. 87,5 Mio. 0,27 0,94 

Bundesdurchschnitt 107,8 Mio. 299,2 Mio. 0,44 0,98 

Übersicht erstellt auf Basis länderspezifischer Einzeltabellen in: Bartig, Susanne / Bosswick, Wolfgang / Heck-
mann, Friedrich (2017): Vielfaltsmonitor. Studie zum Umgang mit ethnischer und religiöser Vielfalt in Deutschland. 
Bericht an die Bertelsmann Stiftung. 

Im Vergleich der Gesamtausgaben gab das Land Sachsen-Anhalt im Haushaltsjahr 2014 den 
geringsten Anteil des Haushalts für integrationspolitische Aktivitäten aus. Es folgen das Saar-
land, Berlin, Rheinland-Pfalz und Sachsen (vgl. auch Abb. 9). Für das Haushaltsjahr 2015 
ergibt sich eine ähnliche Verteilung, mit lediglich leichten Änderungen der Reihenfolge, aus-
genommen im Fall des Freistaats Sachsen (vgl. auch Abb. 10). Das Bundesland hat im Ver-
gleich zum vorherigen Haushaltsjahr die anteiligen integrationspolitischen Ausgaben mehr als 
verfünffacht und ist für das Haushaltsjahr 2015 im oberen Drittel der Länder mit dem höchsten 
Anteil integrationspolitischer Aktivitäten zu nennen. In Sachsen-Anhalt wurde der relative An-
teil der Ausgaben am Gesamthaushalt im Folgejahr zwar ebenfalls stark erhöht (um das 4,6-
fache), jedoch bleibt das Bundesland auch im Haushaltsjahr 2015 beim Ländervergleich im 
unteren Drittel. Den höchsten Anteil im Haushaltsjahr 2014 gaben die Länder Bayern, Meck-
lenburg-Vorpommern, Hessen, Brandenburg  und Hamburg aus. Auch in Bayern, Hamburg 
und Mecklenburg-Vorpommern wurden die anteiligen Ausgaben im folgenden Haushaltsjahr 
erhöht, jedoch in geringerer Form als in anderen Bundesländern. So stiegen die anteiligen 
Ausgaben in den Bundesländern Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz und Thüringen um 
mehr als das Dreifache und in Nordrhein-Westfalen gar um das Siebenfache im Vergleich der 
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beiden Haushaltsjahre. Lagen Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen im Haushaltsjahr 
2014 noch im Mittelfeld, führen sie die Rangliste für das Folgehaushaltsjahr an.  

In allen Bundesländern stieg der relative Anteil integrationspolitischer Ausgaben im Haushalts-
jahr 2015 an, mit Ausnahme von Berlin, Bremen und Mecklenburg-Vorpommern, wo lediglich 
eine marginale Erhöhung der anteiligen Ausgaben vollzogen wurde. Die Abbildungen 9 und 
10 strukturieren die Bundesländer hinsichtlich der anteiligen integrationspolitischen Ausgaben 
im Zusammenhang mit der Bevölkerungsstruktur. Dabei ist kein Zusammenhang zu erkennen, 
der darauf hindeutet, dass Länder mit einem höheren Anteil an Ausländerinnen und Auslän-
dern oder mit einem höheren Anteil an Menschen mit Migrationshintergrund gemessen an der 
Gesamtbevölkerung mehr integrationspolitische Ausgaben tätigen (Abb. 9 und Abb. 10). 

Als Ursache des Anstiegs der integrationsrelevanten Ausgaben in den Bundesländern im di-
rekten Vergleich der Haushaltsjahre 2014 und 2015 führen die Autorinnen und Autoren des 
Vielfaltsmonitors die gestiegene Aufnahme von Geflüchteten in diesem Zeitraum an, auf die 
die Bundesländer mit höheren Ausgaben reagierten (vgl. Bartig/Bosswick/Heckmann 2017: 
407). 

Abbildung 9: Bevölkerungsmerkmale und (anteilige) integrationspolitische Ausgaben 2014 

 

Eigene Darstellung auf Basis von: Statistisches Bundesamt (2017a-c) (Bevölkerungsmerkmale); Bartig/Boss-
wick/Heckmann 2017 (anteilige Ausgaben integrationspolitischer Investitionen). Menschen mit Migrationshinter-
grund im engeren Sinne (i.e.S.): ohne in Deutschland geborene Deutsche, deren Migrationshintergrund nur aus Eigenschaf-
ten der Eltern resultiert, sofern sie nicht mit ihren Eltern in einem Haushalt zusammenleben.	Ausländer*innen: die Daten basie-
ren auf den Zahlen des Ausländerzentralregisters. 
 
 
 

Abbildung 10: Bevölkerungsmerkmale und (anteilige) integrationspolitische Ausgaben 2015 
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Eigene Darstellung nach den Daten: Mikrozensus 2014, 2015 (Bevölkerungsmerkmale); Bartig/Bosswick/Heck-
mann 2017 (anteilige Ausgaben integrationspolitischer Investitionen). Menschen mit Migrationshintergrund im 
engeren Sinne (i.e.S.): ohne in Deutschland geborene Deutsche, deren Migrationshintergrund nur aus 
Eigenschaften der Eltern resultiert, sofern sie nicht mit ihren Eltern in einem Haushalt zusammenleben. 
Ausländer*innen: die Daten basieren auf den Zahlen des Ausländerzentralregisters. 

4.2  Antidiskriminierung zwischen Zielgruppen- und Institutionenorientierung  

Das Schlagwort der „Willkommenskultur“, das seit 2015 weitestgehend in Verbindung mit der 
Aufnahme von Geflüchteten gebracht wird, ist ein Begriff, der sich durch viele migrations- und 
integrationspolitische Debatten der vergangenen Jahrzehnte zieht.  Ein zentraler Aspekt von 
Willkommenskultur und Vielfaltsakzeptanz ist die Existenz institutioneller Strukturen, die auf 
eine inklusive Gesellschaft und den Abbau von Diskriminierung abzielen. „Je mehr Diskrimi-
nierung Menschen erleben, je mehr sie auf benachteiligende Strukturen für ihre Herkunfts-
gruppe stoßen, desto weniger Grundlage ist gegeben für eine gelungene Integration“ (Us-
lucan/Yalcin 2012: 47). Gegen Formen der Diskriminierung zu wirken, wird hier dementspre-
chend als Teil der Integrationspolitik verstanden – eine Einordnung, die in dieser Weise im 
politischen Raum nicht überall vorgenommen wird. 

Eine wesentliche Quelle von Diskriminierungserfahrungen aus rassistischen Gründen oder der 
ethnischen Herkunft ist – neben Arbeitsmarkt und Öffentlichkeit –  der Bereich der Ämter und 
Behörden (vgl. Beigang et al. 2016: 17). Staatliche Einrichtungen müssen insofern „als Arbeit-
geber Vielfalt und aktive Antidiskriminierungsstrategien“ vorleben (Uslucan/Yalcin 2012: 56). 
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Daraus leitet sich die Forderung nach einer „nachhaltige[n] interkulturelle[n] Öffnung aller Be-
hörden und Institutionen“ ab (Merx 2013). Diese Bereiche der interkulturellen Öffnung sowie 
die antidiskriminierungspolitischen Aktivitäten in den Bundesländern werden im Folgenden 
dargestellt. 

Die Antidiskriminierungspolitik ist in Deutschland grundsätzlich Bundesangelegenheit. Im All-
gemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) von 2006, das europäische Antidiskriminierungs-
richtlinien in deutsches Recht umsetzt, sind sechs Merkmale festgelegt, welche die juristische 
Definition und Grundlage von Diskriminierung darstellen: „Rasse“ oder ethnische Herkunft, 
Geschlecht oder Geschlechtsidentität, Religion oder Weltanschauung, Behinderung oder 
chronische Krankheit, Alter und sexuelle Identität (§1 AGG). Das Antidiskriminierungsrecht ist 
dabei reaktiv auf den Instanzenweg ausgerichtet. Es ist weit weniger so konzipiert, „dass es 
strukturelle oder in der Breite existierende Diskriminierung verhindern oder abschaffen soll“ 
(Klose/Liebscher 2015: 11). 

In den letzten zehn Jahren ist jedoch zu beobachten, dass auch die Bundesländer in ihren 
politischen Handlungen Akzente einer landesspezifischen Antidiskriminierungspolitik setzen. 
Im Februar 2011 startete die Antidiskriminierungsstelle des Bundes die bundesweit ausgerich-
tete „Offensive für eine Diskriminierungsfreie Gesellschaft“. Durch die Unterzeichnung einer 
entsprechenden Absichtserklärung können die Bundesländer der sogenannten Koalition ge-
gen Diskriminierung beitreten. Dabei verpflichten sie sich unter anderem dazu, „nach Möglich-
keit langfristig zentrale Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner für das Thema Diskrimi-
nierung in Ländern und Kommunen zu benennen“5. In einigen Bundesländern wurden solche 
institutionellen Strukturen in den Landesverwaltungen bereit etabliert, andere Bundesländer 
haben die Antidiskriminierungspolitik nicht in den administrativen Apparat aufgenommen. Ge-
nerell lassen sich die institutionellen Strukturen der Antidiskriminierungspolitik im Länderver-
gleich in drei Ausprägungen gruppieren: 

a) Bundesländer mit staatlichen Stellen auf Landesebene, die einen horizontalen sowie 
mehrdimensionalen Ansatz der Antidiskriminierungspolitik verfolgen; hier werden ver-
schiedene Ausprägungen von Diskriminierung und der von Diskriminierung betroffenen 
Gruppen verknüpft adressiert; 

b) Bundesländer mit staatlichen Stellen auf Landesebene oder vom Land geförderten 
Stellen, die eine zielgruppenspezifische Antidiskriminierungsarbeit verfolgen und 

c) Bundesländer, in denen keine institutionellen Strukturen in der Landesverwaltung exis-
tieren. 

  

                                                

5 Antidiskriminierungsstelle des Bundes (2017): Offensive diskriminierungsfreie Gesellschaft. URL: http://www.antidiskriminie-
rungsstelle.de/DE/ThemenUndForschung/Projekte/Koalition_gegen_diskriminierung/Koalition_node.html. Letzter Zugriff: 
09/2017. 



Expertise: Regelungen der Bundesländer in Bezug auf Integration 

 
32 

d)  

Tabelle 4: Antidiskriminierung – horizontaler/mehrdimensionaler Ansatz 

Land  Zuständigkeit in der Landesverwal-
tung  

Unterzeichnung 
Charta der Viel-
falt 

Beitritt Koalition 
gegen Diskrimi-
nierung 

Berlin  Landesstelle für Gleichbehandlung – 
gegen Diskriminierung in der Senats-
verwaltung für Justiz, Verbraucher-
schutz und Antidiskriminierung 

2007 2011 

Brandenburg Landesstelle für Chancengleichheit im 
Ministerium für Arbeit, Soziales, Ge-
sundheit, Frauen und Familie; Referat 
Familienpolitik und Lebenspartner-
schaften 

2008 2011 

Hessen  Antidiskriminierungsstelle im Hessi-
schen Ministerium für Soziales und In-
tegration 

2011 2014 

Rheinland-Pfalz  Antidiskriminierungsstelle im Ministe-
rium für Familie, Frauen, Jugend, In-
tegration und Verbraucherschutz 

- 2012 

Sachsen  Geschäftsstelle Antidiskriminierung bei 
der Sächsischen Staatsministerin für 
Gleichstellung und Integration 

- 2017 

Schleswig-Hol-
stein  

Antidiskriminierungsstelle des Landes 
Schleswig-Holstein bei der Bürgerbe-
auftragten für soziale Angelegenheiten 
beim Landtag 

2012 2013 

Thüringen  Antidiskriminierungsstelle in der 
Staatskanzlei Referat Bürger/-innen-
anliegen; Koordinierungsstelle für Anti-
diskriminierungsfragen 

- 
 
2016: Unter-
zeichnung durch 
Thüringer Staats-
kanzlei  
 
03/2017: Unter-
zeichnung durch 
Thüringer Minis-
terium für Migra-
tion, Justiz und 
Verbraucher-
schutz 
 
07/2017: Unter-
zeichnung durch 
Thüringer Minis-
terium für Inneres 
und Kommunales 

2013 

Eigene Darstellung. 

Die Bundesländer Berlin, Brandenburg, Hessen, Rheinland-Pfalz, Sachsen, Schleswig-Hol-
stein und Thüringen haben staatliche Stellen in der Landesverwaltung eingerichtet, die eine 
Antidiskriminierungspolitik verfolgen, die auf die Verknüpfung der verschiedenen Ausprägun-
gen von Diskriminierung und der von Diskriminierung betroffenen Gruppen zielt. Dies ent-
spricht der Ausrichtung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG), das nicht auf 
einen einzelnen Diskriminierungsgrund abhebt. Antidiskriminierungspolitik wird damit nicht nur 
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„horizontal“ (im Sinne querschnittsförmigen Handelns), sondern auch losgelöst von Integrati-
onspolitik bearbeitet. Wie in Konzepten des Diversity-Managements Vielfalt umfassend (d.h. 
nicht primär migrationsbezogen) verstanden wird, wendet sich Antidiskriminierungspolitik ge-
gen jede Form der Diskriminierung. Die nähere Analyse zeigt jedoch, dass unter dem allge-
meinen Dach des multidimensionalen Ansatzes konzeptionell und administrativ Konkretisie-
rungen erfolgen, die doch auf eine zielgruppenorientierte Arbeit abstellen.  

So ist der politische Ausgangspunkt der Antidiskriminierungspolitik in Berlin das Integrations-
konzept des Landes (Überschrift: „Vielfalt fördern – Zusammenhalt stärken. Integrationspolitik 
für Berlin“). In Brandenburg, das als erstes Land 1999 eine Landesantidiskriminierungsstelle 
(seit 2010 Landesstelle für Chancengleichheit) eingerichtet hat,6 gibt es etwa im Ministerium 
für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie weitere Anlaufstellen, die sich zielgrup-
penspezifischer Diskriminierungserfahrungen annehmen (Landesbeauftragte für Gleichstel-
lung von Frauen und Männern, Integrationsbeauftragte des Landes Brandenburg, Beauftragter 
der Landesregierung für die Belange der Menschen mit Behinderung). Auch in Sachsen bün-
delt unter Federführung des Geschäftsbereichs Gleichstellung und Integration ein „Lenkungs-
ausschuss zur Bekämpfung von Diskriminierung in Sachsen“, der für merkmalsübergreifende 
Aufgaben zuständig ist, jene Akteure, die zugleich die für den Beauftragten der Staatsregie-
rung die antidiskriminierungspolitisch relevanten Gruppen sind. Der Übergang vom mehrdi-
mensionalen zum zielgruppenspezifischen Ansatz ist mithin fließend. 

 

Tabelle 5: Antidiskriminierung – zielgruppenspezifischer Ansatz7 

Land  Zuständigkeitsstelle in der Lan-
desverwaltung oder vom Land ge-
förderte zentrale Anlaufstelle 

Unterzeichnung 
Charta der Vielfalt 

Beitritt Koalition 
gegen Diskrimi-
nierung 

Baden-Würt-
temberg  

Ministerium für Soziales und Integra-
tion 

2012 2013 

Bayern  Landesintegrationsbeauftragte der 
Bayerischen Staatsregierung 

- -  

Bremen  Referat Integrationspolitik, Migrati-
ons- und Integrationsbeauftragte bei 
der Senatorin für Soziales, Jugend, 
Frauen, Integration und Sport 

2009 2012 

Hamburg  Antidiskriminierungsstelle amira (För-
derung durch den Hamburger Senat) 

2008 2011 

Nordrhein-
Westfalen  

Integrationsagenturen (Förderung 
durch das Land) 

2013 - 

Eigene Darstellung. 

                                                

6 Im November 2013 wurde in die brandenburgische Landesverfassung die sogenannte Antirassismus-Klausel aufgenommen, 
mit der das Bundesland für die „Auseinandersetzung mit fremdenfeindlichem und rassistischem Gedankengut einen verfassungs-
rechtlichen Rückhalt“ verankert. 
7 Hier: Angebot richtet sich auf Diskriminierung auf Grund des Merkmals ethnisch-rassistischer Motive nach AGG. 
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Eine zweite Gruppe von Ländern hat Einrichtungen auf Landesebene oder vom Land geför-
derte Stellen, die einen zielgruppenspezifischen Ansatz der Antidiskriminierungsarbeit verfol-
gen. So wurden in Baden-Württemberg, Bayern, Bremen, Hamburg und Nordrhein-Westfalen 
zielgruppenorientierte Stellen eingerichtet, deren Arbeit sich auf Diskriminierung aufgrund des 
Merkmals ethnisch-rassistischer Motive nach AGG bezieht. Der Variantenreichtum der kon-
zeptionellen und administrativen Lösungen in dieser zweiten Gruppe fällt nicht geringer als in 
der ersten aus. Baden-Württemberg ist eines von bisher vier Bundesländern mit einem Lan-
desintegrationsgesetz. Im Partizipations- und Integrationsgesetz von 2015 verpflichtet sich 
das Land unter anderem dazu, „Maßnahmen zu ergreifen zur Bekämpfung von […] Diskrimi-
nierung, Rassismus und anderen Formen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit“8.  Orga-
nisatorisch wurde eine zentrale Lösung gewählt. Die Anlaufstelle für Diskriminierungsfälle aus 
Gründen der „Rasse“ oder der ethnischen Herkunft ist das Ministerium für Soziales und In-
tegration. Neben Beratung und Unterstützung obliegt dem Ministerium die Bündelung von In-
formationen aus dem Bereich Antidiskriminierung sowie die Sensibilisierung der Öffentlichkeit 
„für das Recht auf Gleichbehandlung und Nichtdiskriminierung“9. In der Freien Hansestadt 
Bremen ist die Migrations- und Integrationsbeauftragte bei der Senatorin für Soziales, Jugend, 
Frauen, Integration und Sport die zentrale Anlaufstelle für das Thema Antidiskriminierung. Der 
Stadtstaat verknüpft dabei explizit die politischen Handlungsfelder der Integrations- und Anti-
diskriminierungspolitik, indem in den Integrationskonzepten und -maßnahmen stets auch der 
Abbau von Diskriminierung auf Grund rassistischer sowie ethnischer Motive fokussiert wird 
und als relevanter Handlungsbereich definiert wird. In der Freien Hansestadt Hamburg wiede-
rum wird eine dezentrale Lösung verfolgt. Der Senat fördert seit 2014 Beratungsangebote bei 
Diskriminierung aufgrund der ethnischen Herkunft bzw. aufgrund zugeschriebener Herkunft 
durch die Antidiskriminierungsstelle amira.  Auf dezentrale Ansprechpartner setzt auch das 
Land Nordrhein-Westfalen. Es gibt keine landesweit agierende Antidiskriminierungsstelle, viel-
mehr obliegt die Antidiskriminierungsarbeit den sogenannten Integrationsagenturen. In den 
Städten Köln, Dortmund, Duisburg, Aachen und Siegen wurde jeweils eine Integrationsagentur 
errichtet, deren Aufgabenbereich neben der Zuständigkeit für Integrationsmaßnahmen eben-
falls die Antidiskriminierungsarbeit umfasst. Die Arbeit ist dabei sowohl proaktiv, durch die prä-
ventive Bekämpfung von Diskriminierung, als auch reaktiv, durch Beratung und Unterstützung 
im Diskriminierungsfall, ausgerichtet. Die schwächste Form einer zielgruppenorientierten An-
tidiskriminierungsarbeit findet sich in Bayern. Der Freistaat gehört zur Gruppe der Länder mit 
einem Integrationsgesetz, doch beinhaltet das Gesetz keine gesetzlichen Vorgaben, Maßnah-
men oder Zielsetzungen im Bereich der Antidiskriminierungspolitik. Allerdings schafft das Ge-
setz gesetzliche Grundlagen für das Amt der Integrationsbeauftragten der Bayerischen Staats-
regierung. Darüber hinaus sieht das Gesetz keine Maßnahmen sowie Instrumente der konkre-
ten Partizipationsförderung und des Diskriminierungsabbaus vor.  

  

                                                

8 Gesetzblatt für Baden-Württemberg (2015): Gesetz zur Verbesserung von Chancengleichheit und Teilhabe in Baden-Württem-
berg. GBl. vom 4. Dezember 2015. Nr. 22. S. 1047-1055. 
9 Ministerium für Soziales und Integration Baden-Württemberg (o.J.): Das Recht auf Gleichbehandlung. URL: https://sozialminis-
terium.baden-wuerttemberg.de/de/soziales/offenheit-und-akzeptanz/antidiskriminierung/. Letzter Zugriff: 09/2017. 
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Tabelle 6: Antidiskriminierung – fehlende institutionelle Zuständigkeit 

Land  Zuständigkeitsstelle in 
der Landesverwaltung  

Unterzeichnung Charta der 
Vielfalt 

Beitritt Koalition 
gegen Diskrimi-
nierung 

Mecklenburg-Vor-
pommern  

-  - 
 
2010: Unterzeichnung durch 
Ministerium für Wirtschaft, 
Arbeit und Tourismus Meck-
lenburg-Vorpommern 

- 

Niedersachsen  - 2008 2013 

Saarland  - - 
 
2008: Unterzeichnung durch 
Ministerium für Bildung, Fa-
milie, Frauen und Kultur 
Saarland 

- 

Sachsen-Anhalt  - 2010 - 

Eigene Darstellung. 

Damit ist wiederum der Übergang zur Gruppe der Länder ohne  institutionelle Strukturen in der 
Landesverwaltung fließend. Dies ist der Fall bei den Ländern Mecklenburg-Vorpommern, Nie-
dersachsen, Saarland und Sachsen-Anhalt. Sie haben keine zentralen Anlaufstellen in der 
Landesverwaltung eingerichtet und verfügen über keine vom Land geförderten Einrichtungen 
zum Thema Antidiskriminierung. Diese Aussage bleibt jedoch zu allgemein, wenn sich nicht 
der Blick auch auf das Detail richtet. So ist zwar Mecklenburg-Vorpommern weder der Charta 
der Vielfalt beigetreten, noch ist das Bundesland der von der Antidiskriminierungsstelle des 
Bundes initiierten „Koalition gegen Diskriminierung“ und der damit verbundenen Unterzeich-
nung der Absichtserklärung „Offensive für eine diskriminierungsfreie Gesellschaft“ beigetre-
ten.10 Antidiskriminierungspolitik wird als Angelegenheit des Bundes weitgehend jenem über-
lassen. Allerdings werden auf Grundlage der 2016 erlassenen „Richtlinie für die Förderung 
von Maßnahmen zur Stärkung der Demokratie und Toleranz in Mecklenburg-Vorpommern“ 
Projekte zur Demokratiestärkung sowie zur Bekämpfung von Fremdenfeindlichkeit, Rassis-
mus und Antisemitismus gefördert. Auch die Antidiskriminierungspolitik in Sachsen-Anhalt fo-
kussiert zunehmend auf den Abbau von Extremismus und Fremdenfeindlichkeit sowie die De-
mokratieförderung. Verschiedene Projekte, die sich im Bereich Antidiskriminierung, Rechts-
extremismus und Rassismus engagieren, erfahren somit eine Förderung durch das Land und 
durch verschiedene Landesministerien. In Niedersachsen trat 2014 die Richtlinie Demokratie 
und Toleranz in Kraft, durch die unter anderem Maßnahmen gefördert werden, die sich gegen 
Diskriminierung richten. Zudem ist das Bundesland bereits seit 2008 Unterzeichner der Charta 

                                                

10 Einzig das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus Mecklenburg-Vorpommern hat die Charta der Vielfalt 
im Jahr 2010 unterzeichnet. 
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der Vielfalt und seit 2013 Mitglied der Koalition gegen Diskriminierung. In diesem Zusammen-
hang wurde das Antidiskriminierungsnetzwerk Niedersachsen etabliert, indem „Einrichtungen 
mit unterschiedlichen fachlichen Schwerpunkten [kooperieren]. Es werden alle Merkmale von 
Diskriminierung abgedeckt, die im AAG erwähnt sind“. Während durch das Netzwerk entspre-
chend ein horizontaler und mehrdimensionaler Ansatz der Antidiskriminierungsarbeit verfolgt 
wird, existiert jedoch keine zentrale Einrichtung bzw. Anlaufstelle in der Landesverwaltung.  

Im Saarland schließlich existiert keine zentrale Anlaufstelle in der Landesverwaltung zum 
Thema Antidiskriminierung. Jedoch wird im Rahmen des Förderprogramms Beratungsstellen 
gegen Diskriminierung die Fachstelle Antidiskriminierung & Diversity Saar von der Antidiskri-
minierungsstelle des Bundes gefördert, um landesweite Antidiskriminierungsstrukturen im 
Land zu etablieren. Das Projekt „soll dabei das Beratungsnetzwerk als Ansprechpartner und 
Fachstelle positionieren und gleichzeitig die weitere Qualifizierung der gemeinsamen Bera-
tungsarbeit zum Inhalt haben“ (Antidiskriminierungsstelle des Bundes 2016). Darüber hinaus 
wurde 2009 im Ministerium für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie (zum damaligen 
Zeitpunkt Ministerium für Bildung, Familie, Frauen und Kultur) eine Beratungsstelle für Opfer 
von Diskriminierung und rechter Gewalt eingerichtet (Ministerium für Bildung, Familie, Frauen 
und Kultur Saarland 2009). Im Januar 2017 wurde diese Stelle aus dem Ministerium heraus-
genommen und ist fortan beim Institut für Technologietransfer an der Hochschule für Technik 
und Wirtschaft des Saarlandes gGmbH (FITT) verortet. Diese Beratungsstelle wird im Rahmen 
des Bundesprogramms „Demokratie leben! Aktiv gegen Rechtsextremismus, Gewalt und Men-
schenfeindlichkeit“, dem Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend sowie 
dem Ministerium für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie Saarland gefördert. Diese Be-
ratungsstelle nimmt dabei eine Sonderrolle innerhalb dieser Ländergruppe ein, da der Fokus 
nicht zielgruppenspezifisch auf einem Diskriminierungsmerkmal der Betroffenen liegt, die An-
tidiskriminierungsarbeit vielmehr die Gruppe, von der die Diskriminierung ausgeht, fokussiert 
und somit sämtliche Diskriminierungsmerkmale umfasst.  

Die Diskussion zeigt, dass auch Länder, die nach rein formalen Kriterien als Nachzügler im 
Bereich der Antidiskriminierungspolitik gelten müssten, in diesem Bereich hoch aktiv sein kön-
nen. Insofern ist eine differenzierte Bewertung und Einordnung geboten. Auf der konzeptionel-
len Ebene bleibt der Unterschied zwischen den „multidimensionalen“ und den zielgruppenori-
entierten Ansätzen relevant. Wie die Auswertung zeigt, haben sieben Länder staatliche Ein-
richtungen etabliert, die einen horizontalen sowie mehrdimensionalen Ansatz der Antidiskrimi-
nierungspolitik verfolgen. In fünf Bundesländern ist die institutionelle Struktur auf zielgruppen-
spezifische Antidiskriminierungsarbeit ausgerichtet. Auch hier zeigt der Blick auf das Detail, 
dass der mehrdimensionale Ansatz zum Teil als Dach fungiert und in der Praxis auf einen 
zielgruppenorientierten Ansatz heruntergebrochen wird. Dies erscheint auch plausibel: Zu 
große Allgemeinheit steht einer Identifizierbarkeit und Erreichbarkeit des richtigen Ansprech-
partners durch Betroffene bei konkreten Problemlagen entgegen. Dies spricht auch dafür, dass 
in Flächenländern wie im Falle Nordrhein-Westfalens dezentrale Lösungen gefunden werden, 
so dass die für Betroffene zu überwindende Distanz gering bleibt und für diese klarer erkenn-
bar ist, welche Stelle im Problemfall ein Ansprechpartner vor Ort ist. 
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4.3  Integrationsgesetze: Ein Mix von Regulierung, Kooperation und Persuasion 

Nach den Integrationsministerien, die als „frühe“, sich ab 2005 verbreitende landespolitische 
Innovation in der Integrationspolitik verstanden werden können, zieht seit 2010 die einset-
zende Integrationsgesetzgebung der Länder zunehmendes Interesse auf sich. Bis zum Som-
mer 2017 haben vier Bundesländer landespolitische Integrationsgesetze verabschiedet: Als 
erstes Bundeslan d überhaupt initiiert der Senat von SPD und der Partei DIE LINKE 2010 ein 
Gesetz, um die Teilhabe und Integration von Menschen mit Migrationshintergrund zu verbes-
sern. Zwei Jahre später folgt Nordrhein-Westfalen in der Konstellation der Minderheitsregie-
rung. Der baden-württembergische Landtag beschließt 2015 ein von der rot-grünen Regierung 
eingebrachtes Partizipations- und Integrationsgesetz. Anfang 2017 erlässt schließlich der Frei-
staat Bayern ein Landesintegrationsgesetz, das die Handschrift der CSU-Regierung trägt. Hin-
zuweisen ist dabei auf das im Juli 2016 beschlossene Integrationsgesetz des Bundes. Integ-
rationsgesetze sind mithin kein Privileg der Länder, noch werden sie ausschließlich von einem 
politischen Lager in die Debatte eingeführt. 

Die parteipolitische Multifunktionalität der Idee einer Integrationsgesetzgebung unterstreicht 
der historische Rückblick. In der Zuwanderungsdebatte, die im März 2000 durch die Green 
Card-Initiative von Bundeskanzler Schröder in Schwung gebracht worden war und die in jenem 
Frühjahr dynamisch geführt wurde, war die Forderung nach einem Integrationsgesetz durch 
Bundespräsident Johannes Rau eine Intervention, deren Bedeutung nicht unterschätzt werden 
darf. Die Union machte sich diese Forderung zu eigen; gerade die SPD, die bis dato zögerlich 
gewesen war, ob ein größeres gesetzgeberisches Werk im Bereich der Migrations- und Integ-
rationspolitik vor der Bundestagswahl 2002 mit ausreichend politischen Gewinn realisiert wer-
den konnte, konnte sich der Forderung nicht weiter widersetzen, war es doch „ihr“ Bundesprä-
sident, der das Thema auf die politische Agenda setzte. Doch damit wurde ein Integrationsge-
setz keineswegs zum SPD-Kernanliegen. In den Debatten rund um das Zuwanderungsgesetz 
blieben es wiederum eher profilierte CDU-Innenpolitiker, die offensiv ein Integrationsgesetz 
forderten. Zu benennen ist auch, dass die FDP als Alternative zum Zuwanderungsgesetz ein 
„Zuwanderungssteuerungs- und Integrationsgesetz“ in die Beratungen des Bundestages ein-
brachte. 

Die Überschrift eines Integrationsgesetzes kann über divergenten politischen Intentionen ste-
hen. Bevor der systematische Vergleich der Integrationsgesetze der Länder vorgenommen 
wird, soll ein Blick auf den Entstehungskontext der vier Landes-Integrationsgesetze die Ein-
ordnung erleichtern, in welchen Konstellationen und mit welcher Zielstellung diese jeweils ge-
schaffen wurden. Leitend ist dabei die These, dass der Prozess zur Herstellung einer politi-
schen Mehrheit für ein Integrationsgesetz bereits einen Teil der politischen Wirkung eines sol-
chen Gesetzes ausmacht. 

4.3.1 Lagerstreit: Das Berliner Integrationsgesetz von 2010 

Mit der Wahl vom 17. September 2006 wird der Senat Wowereit III unter Führung der Regie-
rungskoalition aus der SPD und der „Linkspartei.PDS Die Linke“ gebildet. In der vorherigen 
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Legislaturperiode hatte Wowereit als Regierender Bürgermeister bereits mit einer rot-grünen 
Minderheitsregierung regiert, die von der PDS toleriert wurde. So ist es ihm möglich, die bereits 
eingeschlagene Ausrichtung der Integrationspolitik auch in der neuen Regierungsperiode fort-
zuführen. Beide Parteien legen in ihrem Koalitionsvertrag fest, wie eine liberale Integrations-
politik in Berlin ausgestaltet werden soll. Sie streben vor allem an, auf bereits bestehende 
Maßnahmen aufzubauen: Mit dem Integrationskonzept „Vielfalt fördern, Zusammenhalt stär-
ken“ war in der vergangenen Legislaturperiode ein Leitbild für die Berliner Integrationspolitik 
entwickelt und ein umfassender Ziel- und Maßnahmenkatalog auf den Weg gebracht worden. 
Die Koalitionsparteien nahmen sich vor, dieses Integrationskonzept in der neuen Legislatur-
periode umzusetzen und weiterzuentwickeln (Koalitionsvertrag SPD/Linkspartei 2006: 55). 
Weiter möchte die Regierung konkrete Handlungsansätze für integrationspolitische Maßnah-
men und Lösungen formulieren (ebd.). Darüber hinaus legen beide Parteien fest, muslimische 
Feiertage mit christlichen Feiertagen als gleichwertig zu bewerten (ebd., S. 57) und im öffent-
lichen Dienst des Landes den Anteil der Zugewanderten so zu erhöhen, dass er dem Anteil 
der Migranten in der Bevölkerung entspricht (ebd., S. 56).  

SPD und Linkspartei werben in ihrem Koalitionsvertrag für eine liberale Integrationspolitik. Es 
werden etliche konkrete Ziele formuliert – doch ein Partizipations- und Integrationsgesetz fin-
det sich im Forderungskatalog nicht. Erst drei Jahre nach der Wahl kommt die Initiative zu 
einem Gesetz aus dem Integrationsbeirat, einem beratenden Gremium auf Landesebene. Ini-
tiiert von der Arbeitsgruppe „Partizipation“ entsteht ein Gutachten, in dem als Ratschlag an 
den Integrationsbeirat formuliert wird, auf die Erarbeitung eines Partizipationsgesetzes hinzu-
wirken (vgl. Cinar 2010: 1). Der Beirat greift die Forderung auf: „Der Integrationsbeirat emp-
fiehlt dem Senat ein Integrationsgesetz (…) auszuarbeiten, in dem Integration als politisches 
Handlungsfeld definiert und entsprechende Festlegungen für strukturelle Rahmenbedingun-
gen für die erfolgreiche Integrationspolitik (…) getroffen werden“ (Beschluss des Landesbei-
rates für Integrations- und Migrationsfragen vom 22.04.2009).  

Nachdem dazu ein Papier mit konkreteren Vorschlägen und Forderungen innerhalb einer Ar-
beitsgruppe des Beirats erarbeitet wurde, wird die Bitte um ein Gesetz erneut an die Politik 
herangetragen (vgl. Cinar 2010: 1). Nur wenige Monate nach der Erstellung des Papers, legt 
die Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales das „Eckpunktepapier für ein Gesetz 
zur Regelung von Partizipation und Integration in Berlin“ (vom 16.06.2010) vor. Darin legt der 
Senat u.a. folgende Ziele und Grundsätze, sowie die Zielgruppe des Gesetzes fest:  

- Ziele und Grundsätze: Gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit Migrationshinter-
grund, Integration betrifft Menschen mit Migrationshintergrund und Aufnahmegesellschaft 
(§1); 

- Begriffsbestimmung: Definition „Menschen mit Migrationshintergrund“ (§2); 
- Gleichberechtigte Teilhabe und interkulturelle Öffnung ermöglichen (§4); 
- Integrationsbeauftragte/r ernennen (§5); 
- Landesintegrationsbeirat berufen (§6); 
- Bezirksbeauftragte/r für Integration und Migration ernennen (§7). 
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Bald wird öffentlich Kritik an den Inhalten des Papiers laut. Zum einen bemängeln Kritiker, 
dass Menschen ohne Migrationshintergrund über § 4 bei Einstellungen im öffentlichen Dienst 
benachteiligt würden, um das Ziel der interkulturellen Öffnung zu erreichen (vgl. Keilani, 
09.05.2010). Immerhin möchte die Landesregierung den Anteil von Menschen mit Migrations-
hintergrund im öffentlichen Dienst erheblich steigern. Kritiker sprechen deshalb davon, dass 
Migrantinnen und Migranten gegenüber Angehörigen der Mehrheitsgesellschaft bevorzugt ein-
gestellt würden.  Andererseits sind Experten der Meinung, das Gesetz lege eine diskriminie-
rende Definition des Begriffs „Integration“ zugrunde (vgl. Tagesspiegel 04.07.2010). Lob 
kommt hingegen vom Migrationsrat Berlin-Brandenburg, der den neuen Regelungen eine „Sig-
nalwirkung“ zuschreibt (ebd.).  

Im parlamentarischen Raum wird ebenfalls heftig diskutiert. In der ersten Lesung des Geset-
zesentwurfs am 7. Oktober 2010 liefern sich Regierung und Opposition einen Schlagabtausch. 
Für MdL Henkel, Mitglied der CDU-Fraktion, ist das Gesetz „völlig untauglich“ (vgl. Plenarpro-
tokoll 16/71: 6731), wenn nicht sogar eine „Gesetzeskarikatur“ (ebd.). Er wirft der Regierung 
darüber hinaus Unfähigkeit vor: „Für die wahren Probleme haben Sie nichts anzubieten. Es 
gibt keine Angebote für mehr Arbeit, nichts für Aufstieg durch Bildung (…)“ (Plenarprotokoll 
16/71: 6731). Kritisch äußert sich auch MdL Senftleben (FDP), für den das Gesetz nur ein 
„Wohlfühlgesetz für Migrantenverbände“ ist (ebd. 6734). Der Abgeordnete Saleh der SPD wi-
derspricht seinen Kollegen und lobt das Gesetz sowie dessen Ziele, das Gesetz versuche,  „ 
Menschen die Möglichkeit zu geben, auf verschiedenen strukturellen Ebenen teilzuhaben (…)“ 
(Plenarprotokoll 16/17: 6730).  

Am 9. Dezember 2010 debattiert der Berliner Senat den Entwurf in zweiter Lesung. Auch in 
dieser Plenarsitzung wird deutlich, dass sich die Regierungsparteien nicht mit der Opposition 
einigen können. So ist seitens der FDP von einem unnötigen Gesetz die Rede (vgl. PlPr 16/74: 
7036). MdL Wansner aus der CDU lehnt das Gesetz in  Gänze ab, „(…) weil es sich eben 
gerade nicht auf zentrale Bereiche und wichtige Grundlagen der Integrationspolitik (…) bezieht 
(…)“ (Plenarprotokoll 16/74: 7039). Lobende Worte findet hingegen der Abgeordnete Saleh 
aus der SPD, als er nochmals auf das große Ziel des Partizipationsgesetzes eingeht: „Wir 
wollen bei diesem Partizipationsgesetz vor allem Beteiligung schaffen (…)“. Letztendlich be-
schließt der Berliner Senat das „Gesetz zur Regelung von Partizipation und Integration in Ber-
lin“ mit den Stimmen der Regierungsparteien SPD und Linkspartei.PDS Die Linke., bei Enthal-
tung der Grünen und bei Ablehnung durch CDU und FDP (ebd. 7044). Seit dem 1. Januar 
2011 ist die von heftigen parteipolitischen Differenzen umrankte Regelung in Kraft. Sie soll die 
soziale, politische und gesellschaftliche Teilhabe der Menschen mit Migrationshintergrund in 
Berlin deutlich verbessern.  

4.3.2  Nordrhein-Westfalen: Der integrationspolitische Konsens lebt fort 

Die Wahl vom 9. Mai 2010 führt in Nordrhein-Westfalen zu einer besonderen Regierungskons-
tellation. In der 15. Wahlperiode regiert eine Minderheitsregierung aus SPD und den Grünen 
das Land. Anders als in Berlin sehen die beiden Parteien schon in ihrem Koalitionsvertrag vor, 
ein Integrationsgesetz zu beschließen. Wie es im Koalitionsvertrag heißt: „(…) [Wir werden] 
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ein Integrationsgesetz verabschieden, das verbindliche Normen für die Landesförderung von 
Integrationsangeboten und einen klaren institutionellen Rahmen für die Integration und die 
Beteiligung von Eingewanderten im Lande und in den Kommunen setzt“ (Koalitionsvertrag 
SPD/Grüne 2010: 59). Des Weiteren wird die interkulturelle Öffnung im öffentlichen Dienst als 
ein Ziel des Gesetzes bereits im Koalitionsvertrag festgehalten. Diese Zielstellungen haben in 
NRW Tradition: Lange vor der rot-grünen Regierungszeit vereinbaren die im Landtag vertre-
tenen Parteien über ihre ideologischen Grenzen hinweg einen integrationspolitischen Kon-
sens: Mit der sogenannten „Integrationsoffensive Nordrhein-Westfalen“ schaffen sie im Jahr 
2001 die Grundlage für eine parteiübergreifende Zusammenarbeit in Integrationsfragen. Ideen 
zu einem konkreten Gesetz, das die Teilhabe der Menschen mit Migrationshintergrund ver-
bessert, gibt es schon 2004, als ein gemeinsamer Antrag der SPD-Fraktion und der Grünen 
diese gesetzlichen Regelungen fordert (vgl. Plenarprotokoll 15/45: 4564). Anstoß dafür ist da-
bei die Süßmuth-Kommission, die Integrationsgesetze innerhalb der Bundesländer als eine 
wichtige Entwicklung einschätzt (ebd. 4559).  

Knapp ein Jahr nach der Landtagswahl von 2010 gewinnt die Diskussion um ein Teilhabege-
setz an Dynamik. Um die Interessen sowie Vorstellungen der Menschen mit Migrationshinter-
grund zu kennen und diese bei der Formulierung des Gesetzes zu berücksichtigen, arbeitet 
die Landesregierung mit verschiedenen Interessensgruppen zusammen. Vom 22. Juli bis 2. 
September 2011 haben die Verbände die Chance, gegenüber politischen Vertretern, ihre Vor-
stellungen zu äußern oder Änderungsvorschläge zu machen (ebd. 4560). Alle Landtagsfrakti-
onen können darüber hinaus ebenfalls eigene Vorschläge einbringen (vgl. Plenarprotokoll 
15/45: 4563). Am Ende dieses Prozesses steht der Gesetzesentwurf zum „Gesetz zur Förde-
rung der gesellschaftlichen Teilhabe und Integration in Nordrhein-Westfalen und zur Anpas-
sung anderer gesetzlicher Vorschriften“ vom 05. Oktober 2011 (vgl. Drucksache 15/2944). 
Folgende Eckpunkte sind u.a. im Gesetzesentwurf enthalten:  

- Ziele: Rassismus bekämpfen, verbesserte Teilhabe von Menschen mit Migrationshinter-
grund, Schaffung von Integrationsstrukturen (§1); 

- Grundsätze: Integration über das Erlernen der deutschen Sprache, gegenseitigen Res-
pekt fördern (§ 2); 

- Begriffsbestimmungen: Definition „Menschen mit Migrationshintergrund“ (§ 4); 
- Landesverwaltung interkulturell öffnen (§ 5); 
- Kommunale Integrationszentren aufbauen und fördern (§ 7); 
- Vertretung auf Landesebene: Landesintegrationsrat berufen (§ 10); 
- NRW zahlt den Gemeinden Integrationspauschalen (§ 14). 

Mit dem Gesetz möchte die Landesregierung „(…) eine vorausschauende, aktivierende und 
unterstützende Integrationspolitik für alle Generationen (…)“ gestalten (vgl. MAIS 2016). Am 
20. Oktober 2011 findet die erste Lesung des Entwurfs im Landtag von Nordrhein-Westfalen 
statt. Anders als bei Debatten zu anderen Themen während der Zeit der Minderheitsregierung 
herrscht zwischen den Parteien der Konsens, dass ein Integrationsgesetz notwendig sei (vgl. 
Plenarprotokoll 15/45: 4561). In seiner Rede geht MdL Solf (CDU) deshalb auf die Einigkeit in 



Expertise: Regelungen der Bundesländer in Bezug auf Integration 

 
41 

vielen inhaltlichen Punkten ein (ebd. 4562). Trotzdem äußert er Bedenken und nennt den Ent-
wurf unbefriedigend, da er nicht umfassend genug sei (ebd.). Seitens der Grünen besteht die 
Hoffnung, den Entwurf gemeinsam mit den anderen Parteien konstruktiv zu diskutieren, so-
dass das Gesetz am Ende fraktionsübergreifend verabschiedet werden kann (ebd. 4565). Al-
lerdings bedarf es nach Meinung der FDP bis zur Zustimmung noch vieler Diskussionen, denn 
„(…) [d]as Gesetz lässt vieles im Unkonkreten und appelliert vage an alle, gut miteinander 
umzugehen. Vornehmlich werden vorhandene Maßnahmen (…) etwas schwammig aufberei-
tet“ (Plenarprotokoll 15/45: 4566). Die nicht an der Regierung beteiligten Parteien versäumen 
es nicht, kritische Punkte anzusprechen. Von der parteipolitischen Kontroverse, wie sie in Ber-
lin geführt wurde, ist man aber im Landtag NRW weit entfernt. 

Das Düsseldorfer Parlament berät den Gesetzesentwurf in zweiter Lesung am 08. Februar 
2012 (vgl. Plenarprotokoll 15/54). Besonderes Augenmerk liegt in dieser Sitzung auf den par-
teiübergreifenden Anstrengungen für eine erfolgreiche Integrationspolitik (ebd. 5511ff.). „Wir 
werden heute den Gesetzesentwurf nicht so verabschieden, wie er in den Landtag eingebracht 
worden ist. Wir [Grüne] haben nämlich mit den Fraktionen von CDU, SPD und FDP im Bera-
tungsverfahren den Gesetzesentwurf verändert“ (Plenarprotokoll 15/54: 5512), äußert sich 
MdL Ünal zur gemeinsamen Arbeit. Das Abstimmungsergebnis spiegelt wider, dass der Ge-
setzgebungsprozess des Teilhabegesetzes auf einem parteiübergreifenden Konsens beruht. 
Mit den Stimmen der SPD, Grünen, CDU und FDP wird das Gesetz verabschiedet, nur die 
Linkspartei enthält sich (ebd. 5519). Das Gesetz tritt am 14.02.2012 in Kraft.  

4.3.3  Baden-Württemberg: Ein Integrationsgesetz mit G’schmäckle  

Nach dem Regierungswechsel in Baden-Württemberg 2011 setzt die grün-rote Landesregie-
rung neue integrationspolitische Akzente. Schon im Koalitionsvertrag zwischen Bündnis 
90/Die Grünen und der SPD wird als Ziel angegeben, ein Integrationsgesetz für Menschen mit 
Migrationshintergrund zu beschließen. Dazu heißt es im Koalitionsvertrag: „Wir streben eine 
Neuausrichtung der Integrationspolitik an. Unser neuer Ansatz soll seinen Ausdruck in einem 
Partizipations- und Integrationsgesetz finden, das verbindliche und messbare Ziele definiert“ 
(Koalitionsvertrag Grüne/SPD 2011: 70). Denn vor dem Hintergrund, dass in Baden-Württem-
berg unter allen deutschen Flächenländern die meisten Menschen mit Migrationshintergrund 
leben, sieht die Landesregierung Handlungsbedarf, deren Chancen auf eine gleichberechtigte 
Teilhabe an der Gesellschaft zu erhöhen (ebd. 70).  

Als Problem macht die Landesregierung dabei aus, dass die Teilhabe bisher wenig gefördert, 
Integrationshemmnisse durch die Vorgängerregierung aufgebaut wurden und es keine Chan-
cengleichheit für Menschen mit Migrationshintergrund in Baden-Württemberg gibt (ebd. 70). 
Ein Jahr später kommt Bewegung in die politische Debatte um ein Partizipations- und Integra-
tionsgesetz. Im Landesarbeitskreis Integration (LAKI) sprechen Vertreter des Integrationsmi-
nisteriums zu Ideen bzw. Vorstellungen für ein neues Gesetz vor (vgl. Landtag BaWü, Drs. 
15/3973). Dabei setzt die Politik also auf die Zusammenarbeit mit Akteuren, welche die Inte-
ressen von Zugewanderten vertreten. Migrantenverbände können bei Treffen eigene Vor-
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schläge unterbreiten (vgl. Landtag BaWü, Drs. 15/5073). Wenig später gibt das Integrations-
ministerium ein Rechtsgutachten in Auftrag, welches als vorbereitende Maßnahme für ein ba-
den-württembergisches Gesetz gilt (vgl. Müller 22.08.2013, Stuttgarter-Zeitung) und analysie-
ren soll, welche Regelungen es bereits in Berlin und Nordrhein-Westfalen gibt. Die Entschei-
dung für ein solches Gutachten fiel auf Abteilungsleiterebene im November 2012 (vgl. Landtag 
BaWü, Drs. 15/3973). 

Bevor die Ergebnisse des Gutachtens in ein Eckpunktepapier (vgl. Stuttgarter Zeitung, Onli-
neausgabe 16.03.2014) einfließen, kommt es im Landtag von Baden-Württemberg zu heftigen 
Diskussionen. Im Mittelpunkt stehen dabei allerdings nicht inhaltliche Streitpunkte, sondern 
die Integrationsministerin selbst. Ihr wird vorgeworfen, bei der Vergabe des Gutachtens einen 
alten Bekannten bevorzugt beauftragt zu haben. Ehrhart Körting, ein Verfasser des Gutach-
tens, war in Berlin Innensenator als Frau Öney selbst noch in der Berliner Politik tätig gewesen 
ist. Er gilt als Mentor Öneys und als Akteur mit entscheidendem Einfluss auf das Berliner Ge-
setz (vgl. Müller 22.08.2013, Stuttgarter Zeitung). Allerdings verweist das Integrationsministe-
rium in mehreren Drucksachen des Landtags darauf, dass Frau Öney nicht an der Vergabe-
praxis bzgl. des Gutachtens teilgenommen habe. Sie wäre auch nicht diejenige gewesen, die 
erstmals ein Gutachten in Auftrag geben wollte (vgl. Landtag BaWü, Drs. 15/4606, sowie Drs. 
15/3973).  

Staatliche und nicht-staatliche Akteure treffen sich im Oktober 2014 erneut, um über das ge-
plante Gesetz zu diskutieren (vgl. Integrationsministerium Baden-Württemberg, Pressemittei-
lung vom 02.10.2014). Schließlich folgte die finale Bearbeitungsphase, in der das Gesetz am 
21. Juli zur parlamentarischen Anhörung freigegeben wird. Endgültig liegt der Gesetzesent-
wurf am 13. Oktober 2015 vor. Darin sieht die Landesregierung folgende Ziele und Maßnah-
men vor: 

- Ziele: Gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit Migrationshintergrund (§ 2); 
- Grundsätze: Integration als gesamtgesellschaftliche Aufgabe, Wichtigkeit der deutschen 

Sprache für Integration, Anerkennung kultureller Vielfalt (§ 3); 
- Begriffsbestimmung: Definition „Menschen mit Migrationshintergrund“ (§ 4); 
- Interkulturelle Öffnung der Landesverwaltung voranbringen (§ 6); 
- Teilhabe von Menschen mit Migrationshintergrund in Gremien ermöglichen (§ 7); 
- Freistellung an religiösen Feiertagen (§ 8); 
- Berufung Landesbeirat für Integration (§ 9); 
- Einrichtung von Integrationsausschüssen in den Kommunen (§§ 11-13). 

In der 143. Sitzung beschließt der Landtag das Gesetz in zweiter Lesung am 25. November 
2015 mit den Stimmen der grün-roten Mehrheit. CDU und die Fraktion aus FDP und DVP 
äußern sich in der abschließenden Sitzung kritisch zu dem Gesetz. Der integrationspolitische 
Sprecher der CDU Lasotta kritisiert: „dass (…) Dinge festgeschrieben und vorgeschlagen wer-
den, die nicht mit konkreten Maßnahmen und auch nicht mit den nötigen finanziellen Mitteln 
unterfüttert werden (…)“ (Plenarprotokoll 15/143: 8559). Neben der fehlenden finanziellen Un-
terstützung des Landes und des Symbolcharakters des Gesetzes beklagt er außerdem das 
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Vorgehen der Regierung: „Sie haben praktisch ein Gesetz innerhalb ihrer Koalition verhandelt 
und jetzt nach viereinhalb Jahren ins Parlament gebracht (…)“ (Plenarprotokoll 15/143: 8559). 
Auch innerhalb der FDP-DVP-Fraktion wird das Gesetz abgelehnt. Dazu spricht der FDP-Ab-
geordnete Glück: „Es entsteht doch der Eindruck, dass Sie zum Ende der Legislaturperiode 
einem Aktionismus verfallen. Sie wollen jetzt irgendwie noch ein paar Punkte aus dem Koali-
tionsvertrag abarbeiten“ (Plenarprotokoll 15/143: 8563). Kritik entzündet sich also vor allem an 
Integrationsministerin Öney und ihrer Verbindung zu einem der Gutachter, aber auch an der 
Ausstattung des Gesetzes mit finanziellen Mitteln sowie dem grundsätzlichen Vorgehen der 
grün-roten Regierung. Das Gesetz passiert das parlamentarische Verfahren nach dieser Kont-
roverse mit der grün-roten Mehrheit im Landtag. 

4.3.4  Bayern 2016: Leitkultur als Leitstern 

Bei der Landtagswahl am 15. September 2013 gelingt es der CSU mit einem Stimmenanteil 
von 47,7 Prozent abermals, eine Alleinregierung zu stellen. Der für die CSU ungewöhnliche 
Fall, auf einen Koalitionspartner angewiesen zu sein – wie in der vorangegangenen Legisla-
turperiode –, wird wieder zur historischen Ausnahme. Im Regierungsprogramm heißt es dabei 
zum Thema „Integration“: „Bayern soll das Land des Miteinanders und der gelingenden In-
tegration sein. Wir wollen, dass Menschen mit Migrationshintergrund in Bayern Chancen und 
Teilhabe finden. Durch Bildung und Ausbildung, durch Erlernen der deutschen Sprache und 
durch einen Arbeitsplatz“ (Bayernplan 2013: 24). Am Ende eines Integrationsprozesses soll 
dann die deutsche Staatsbürgerschaft stehen, da hier das notwendige Bekenntnis zur Werte-
ordnung erfolgt (ebd. 25). Obwohl die CSU in ihrem Regierungsprogramm schon eindeutige 
Tendenzen ihrer Integrationspolitik festlegt sowie ein Gesamtkonzept (ebd. 24) fordert, findet 
sich in jenem Programm kein konkreter Hinweis auf ein Integrationsgesetz.  

Ein solches Integrationsgesetz wird 2015 auf die politische Agenda der bayrischen Staatsre-
gierung gesetzt, vor dem Hintergrund der großen Fluchtzuwanderung jenes Jahres und der 
neu intonierten Integrationsdebatte. Ohne die Frontstellung der CSU gegen den liberalen Kurs 
von Bundeskanzlerin Merkel in der Flüchtlingspolitik, ohne das stete Drängen der CSU, ein 
politisches Angebot für die Wählerschaft rechts der Mitte zu machen, kann die Stoßrichtung 
der Planungen kaum adäquat eingeordnet werden. Am 8. Dezember 2015 liegt ein Eckpunk-
tepapier zu dem geplanten Gesetz vor. Für die bayerische Staatsregierung liegt der Fokus u.a. 
auf diesen Eckpunkten:   

- Deutsche Sprache als verpflichtender Schlüssel zur Integration: Sprachförderung aus-
bauen; 

- Wertevermittlung, Achtung der Werte- und Rechtsordnung; 
- Ehrenamtliches Engagement der Migrantinnen und Migranten stärken; 
- Zuwanderer sollen Bildungsangebote wahrnehmen, Ausbildungen abschließen, arbeiten 

gehen und sich landesweit niederlassen. 

Was die bayerische Staatsregierung mit einem Integrationsgesetz assoziiert, weicht damit von 
Anfang an erkennbar von dem ab, was in Berlin, NRW und Baden-Württemberg beschlossen 
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worden war. Im Februar 2016, kommt es gleichwohl zu einem Treffen der Landtagsfraktionen 
in der bayerischen Staatskanzlei. Die Idee dieses Treffens: Ein gemeinsames Integrationsge-
setz aller Fraktionen. Doch es wird schnell klar, dass ein solches Unterfangen aufgrund par-
teipolitischer Meinungsverschiedenheiten nicht realisierbar ist. Die Staatsregierung optiert da-
für, das Gesetz ohne die Zusammenarbeit mit anderen politischen Akteuren zu erarbeiten. 
Ende Februar 2016 beschließt der Ministerrat den Gesetzesentwurf, bevor er am 10. Mai 2016 
das Kabinett passiert (vgl. Staatsministerium für Arbeit und Soziales 10. Mai 2016). Vorange-
gangen waren hier Anhörungsprozesse mit Verbänden und Interessensvertretern, aber auch 
eine Einbindung des Bayerischen Integrationsrats (ebd.).  

Öffentliche Kritik am geplanten Integrationsgesetz lässt nicht lange auf sich warten: Zivilge-
sellschaftliche Akteure aus Bayern, wie ver.di, die freie Wohlfahrtspflege oder die Ausländer- 
und Integrationsbeiräte Bayern, äußern Bedenken gegenüber des Gesetzes (vgl. Pressemit-
teilung der SPD Bayern 23. Mai 2016). Im Mittelpunkt der Kritik stehen dabei die ostentative 
Betonung des Begriffs der „Leitkultur“, der sich primär auf die Sprachförderung und das Ein-
halten bestimmter Werte und Normen bezieht, sowie die Integrationspflicht, die im Gesetz 
stark gemacht wird (ebd.). Denn Bayern verlangt einiges von den Migrantinnen und Migranten: 
Ehrenamtliches Engagement, Teilhabe an Bildungsangeboten oder die Integration in den 
deutschen Arbeitsmarkt. Auch im Parlament wird bei der ersten Lesung des Integrationsge-
setzes am 1. Juni 2016 heftig debattiert. Seitens der Staatsregierung wird für die darin festge-
schriebenen Inhalte geworben. So betont Staatsministerin Müller: „Mit dem Entwurf für ein 
Bayerisches Integrationsgesetz bekennt sich Bayern zu einer doppelten Verantwortung: Wir 
stehen für den Schutz und die Achtung der einheimischen Bevölkerung. Zugleich setzen wir 
uns aber auch für die menschliche Aufnahme von Flüchtlingen ein“ (PlPr 17/74: 6275). Gleich-
zeitig betont sie, wie wichtig die Anerkennung der Leitkultur sei (ebd. 6275f.). Dagegen spre-
chen sich die Oppositionsparteien aus. MdL Bause von der Grünen kritisiert beispielsweise: 
„Wer aber glaubt, dass eine bestimmte Tradition oder Religion einer anderen überlegen ist, 
wer glaubt, den Menschen vorschreiben zu können, wie sie ihr Leben führen sollen, höhlt ge-
nau diesen Wertekern aus (…)“ (Plenarprotokoll 17/74: 6278).  

Gerade gegen die in den Vordergrund gerückte Akzentuierung der Leitkultur formiert sich zi-
vilgesellschaftlicher Protest. Den Initiatoren einer Petition gegen das geplante Gesetz gelingt 
es, 6683 Stimmen zu sammeln, die Anfang Dezember 2016 an den Landtag übergeben wer-
den (vgl. Pressemitteilung ver.di). Nur einen Tag später finden die zweite und dritte Lesung 
des Entwurfs im bayerischen Landtag statt. Gegen 13 Uhr beginnt in der 89. Sitzung des 17. 
Landtages die Aussprache über das Integrationsgesetz. Es folgen stundenlange, hitzige Dis-
kussionen über die Gesetzesinhalte und Beratungen über Änderungsanträge der Opposition 
(vgl. Plenarprotokoll 17/89). Der Ältestenrat muss zweimal zu Sitzungen zusammenkommen 
und versuchen, die aufgebrachten Parlamentarier zu beruhigen (vgl. Friedl 2016). Der SPD-
Abgeordnete Rinderspacher richtet in seiner Rede harsche Worte an die Staatsregierung und 
macht seinen Unmut über die Ausrichtung des Gesetzes deutlich: „Bei der Ausarbeitung die-
ses Gesetzes hat die AfD der Staatsregierung gewissermaßen die Feder geführt“ (Plenarpro-
tokoll 17/89: 7652). Auch die Grünen lehnen das Gesetz ab, da es laut MdL Kamm „(…) ein 
Trennungsgesetz, ein Verunsicherungsgesetz, ein Spaltungsgesetz [ist]“ (Plenarprotokoll 
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17/89: 7657). Seitens der Regierung werden hingegen die Vorteile des Gesetzes betont: „Un-
ser Integrationsgesetz bietet die Grundlagen dafür, dass die Menschen, die zu uns kommen 
und hier eine neue Heimat suchen, gut ankommen und sich erfolgreich integrieren können“ 
(Plenarprotokoll 17/89: 7646). Erst gegen 3 Uhr morgens endet die zweite Lesung des Geset-
zes, in der auch einzelne Gesetzesartikel beraten worden sind. Anschließend findet, auf An-
trag der SPD, eine dritte Lesung statt (ebd. 7776). Auch hier soll nochmals über einzelne Arti-
kel debattiert werden. Für die Grünen ist klar, das neue Integrationsgesetz bringt vor allem 
Nachteile mit sich. „Dies ist ein Gesetz, das ausschließt. Dieses Gesetz desintegriert, es inte-
griert nicht“ (Plenarprotokoll 17/89: 7777f.). Seitens der SPD wird darauf hingewiesen, dass 
das Gesetz in der Zivilgesellschaft massive Kritik ausgelöst habe (ebd. 7779). MdL Gehring 
der Grünen-Fraktion besteht deshalb darauf, den Begriff „Leitkultur“ nicht im Gesetz zu veran-
kern (ebd. 7780). Gegen 5 Uhr morgens kommt es schließlich zur namentlichen Abstimmung 
über das Bayerische Integrationsgesetz. Mit 96 Stimmen der CSU wird das Gesetz durch den 
Landtag angenommen. 47 Abgeordnete lehnen das Gesetz ab, 12 haben keine Stimme ab-
gegeben und oder haben sich enthalten (ebd. 7794). Am 1. Januar 2017 tritt das Gesetz in 
Kraft.   

Bereits im Mai 2017 reichen die Oppositionsfraktionen von SPD und Grünen Klage am baye-
rischen Verfassungsgerichtshof ein (vgl. Schnell/Wittl 02. Mai 2017), weil sie das Gesetz für 
verfassungswidrig halten. Ein Urteil in dieser Streitfrage ist bisher (Stand: 09/2017) noch nicht 
gefallen. Doch die Opposition lässt auch im Landtag nicht locker. Zwei Anfragen der SPD an 
die bayerische Staatsregierung belegen, dass seit dem 01. Januar 2017 nicht ein einziges Mal 
Sanktionsmaßnahmen aufgrund von verweigerter Integrationsbereitschaft (vgl. Paragraf 4, 5 
oder 13 Integrationsgesetz) angewandt worden sind (vgl. Schwäbische Zeitung 20.09.2017). 
Dies hätte beispielsweise der Fall sein müssen, wenn eine Person die Werteordnung nicht 
einhält oder Kinder nicht an Sprachstandserhebungen teilnehmen.  

Tabelle 7: Regelungen des bayerischen Integrationsgesetzes 

Deutsche Sprache  

Art. 4 Abs. 3: „ (…) Wer aus selbst zu vertretenden Grün-
den das im Rahmen einer gewährten Förderung mindes-
tens erwartbare Sprachniveau nicht erreicht, kann vorbe-
haltlich anderweitiger Bestimmungen nach Maßgabe ein-
schlägiger Förderrichtlinien zur angemessenen Erstattung 
von Förderkosten verpflichtet werden.“ 

Achtung der Rechts- und 
Werteordnung 

Art. 13 Abs. 1: „Wer durch demonstrative Regelverstöße, 
Verunglimpfen oder sonst durch nach außen gerichtetes 
Verhalten beharrlich zum Ausdruck bringt, dass er die frei-
heitliche demokratische Grundordnung, insbesondere die 
Achtung vor den im Grundgesetz konkretisierten Men-
schenrechten, vor allem das Recht der Persönlichkeit auf 
Leben und freie Entfaltung und die Gleichberechtigung von 
Mann und Frau ablehnt, kann durch die Sicherheitsbehör-
den verpflichtet werden, sich einem Grundkurs über die 
Werte der freiheitlichen demokratischen Grundordnung zu 
unterziehen.“ 

Kommunen 

Art. 9: „(…) Die Gemeinden, Landkreise und Bezirke tra-
gen dabei im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung, 
ihrer jeweiligen finanziellen Leistungsfähigkeit und nach 
Maßgabe der Gesetze besondere Mitverantwortung für die 
in Art. 1 genannten Integrationsziele.“ 
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Einschränkung von Grundrechten 

Art. 18: „Auf Grund dieses Gesetzes können die Grund-
rechte auf Freiheit der Person, Versammlungsfreiheit, Un-
verletzlichkeit der Wohnung und Eigentum (Art. 2 Abs. 2 
Satz 2, Art. 8 Abs. 1, Art. 13 und 14 des Grundgesetzes, 
Art. 101, 102 Abs. 1, Art. 103, 106 Abs. 3 und Art. 113 der 
Verfassung) eingeschränkt werden.“ 

Vorschulische Sprachförderung 
Art. 5 Abs. 6: „Mit Geldbuße kann von der Kreisverwal-
tungsbehörde belegt werden, wer den Pflichten nach Abs. 
2 Satz 4 oder Abs. 3 Satz 3 zuwiderhandelt“. [Kind nimmt 
z.B. nicht an Sprachstandserhebung teil] 

Bayerischer Integrationsbeauftrag-
ter/Bayerischer Integrationsrat 

Art. 15 Abs. 1: „Der Ministerpräsident beruft und entlässt 
eine Persönlichkeit zur Beratung und Unterstützung der 
Staatsregierung in Fragen der Integrations- Asyl, - und Mig-
rationspolitik (Bayerischer Integrationsbeauftragter), (4) Der 
Integrationsbeauftragte kann zu seiner Beratung Vertreter 
von Verbänden, die die Integration von Migrantinnen und 
Migranten fördern wollen, heranziehen (Bayerischer Integ-
rations- rat).“  

4.3.5  Die Integrationsgesetze im Vergleich 

Vergleicht man die vier Integrationsgesetze hinsichtlich ihrer Schwerpunkte, Zielsetzungen 
und politischen Maßnahmen, ergibt sich eine eindeutige Gruppierung: Die Gesetze der Länder 
Berlin, NRW und Baden-Württemberg weisen große Ähnlichkeiten auf. Die bayerische Lan-
desregierung entscheidet sich für deutlich andere Grundsätze und Maßnahmen als die ande-
ren Bundesländer, um Handlungswillen bezüglich der Integration von Migrantinnen und Mig-
ranten zu demonstrieren. In den Tabellen 8 und 9 sind die wesentlichen inhaltlichen Punkte 
der vier Gesetze zusammengestellt. 

Bereits die Benennungen der Gesetze weisen dabei darauf hin, welchen Schwerpunkt die je-
weilige Landesregierung setzen möchte. Drei von vier Bundesländern platzieren die Begriffe 
„Partizipation“ oder „Teilhabe“, wobei Baden-Württemberg und NRW bereits im Gesetzestitel 
von einer „Verbesserung“ bzw. „Förderung“ selbiger sprechen. Die Zielrichtung scheint hier 
klar zu sein: Menschen mit Migrationshintergrund soll die Teilhabe am gesellschaftlichen und 
politischen Leben erleichtert werden. Dies zeigt sich in den einzelnen Zielbeschreibungen. So 
möchte Baden-Württemberg „(…) [eine] gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit und 
ohne Migrationshintergrund in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens über soziale und 
ethnische Grenzen hinweg (…) verwirklichen und auf diese Weise das friedliche Zusammen-
leben von Menschen aus unterschiedlichen Kulturen sowie den Zusammenhalt der Gesell-
schaft (…)  sichern“ (PartIntG BW §2). In dieselbe Richtung geht die Zielbeschreibung im Ber-
liner Gesetz, in der es heißt: „(…) Menschen mit Migrationshintergrund die Möglichkeit zur 
gleichberechtigten Teilhabe in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens zu geben (…)“ 
(PartIntG §1). Auch NRW möchte eine verbesserte Partizipation erreichen (vgl. Teilhabe- und 
Integrationsgesetz §1). Nur der bayerische Gesetzestext bildet eine Ausnahme, denn hier wird 
gesellschaftliche, politische oder soziale Teilhabe nicht als Maßstab festgelegt. Bayern ver-
weist hingegen auf die deutsche Leitkultur, zu deren Einhaltung sich die Menschen verpflich-
ten müssen und legt ihnen eine Integrationspflicht auf. Nur so könne „(…) einer Überforderung 
der gesellschaftlich-integrativen und der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des Landes (…) 
[entgegengewirkt werden] (BayIntG Art. 1).  
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Tabelle 8: Ziele und Zielgruppen der Integrationsgesetze im Vergleich 

Ziele Zielgruppe 

PartIntG Berlin vom 01.01.2011 
§1: „Das Land Berlin setzt sich zum Ziel, Menschen mit 
Migrationshintergrund die Möglichkeit zur gleichberechtig-
ten Teilhabe in allen Bereichen des gesellschaftlichen Le-
bens zu geben und gleichzeitig jede Benachteiligung und 
Bevorzugung gemäß Artikel 3 Absatz 3 Satz 1 des Grund-
gesetzes und Artikel 10 Absatz 2 der Verfassung von Berlin 
auszuschließen“ 

Menschen mit Migrationshintergrund §2: „(…) Perso-
nen, die nicht Deutsche im Sinne des Artikels 116 Absatz 
1 des Grundgesetzes sind, im Ausland geborene und nach 
1949 nach Deutschland ein- und zugewanderte Personen 
und Personen, bei denen mindestens ein Elternteil die Kri-
terien der Nummer 2 erfüllt  

Teilhabe- und Integrationsgesetz NRW vom 01.01.2012 
„(…) eine Grundlage für ein gedeihliches und friedvolles 
Zusammenleben der Menschen mit und ohne Migrations-
hintergrund zu schaffen.“ 
Anerkennungskultur erweitern  
„(…) Rassismus und Diskriminierung“ sollen mit dem Ge-
setz entgegengewirkt werden 
„(…) die soziale, gesellschaftliche und politische Teilhabe 
der Menschen mit Migrationshintergrund zu fördern.“  
„(…) die Landesverwaltung interkulturell weiter öffnen.“ 
„Menschen mit Migrationshintergrund unabhängig von ih-
rer sozialen Lage, ihrer Herkunft, ihres Geschlechtes, ihrer 
sexuellen Identität, ihrer Religion oder Weltanschauung 
insbesondere bei ihrer Bildung, Ausbildung und Beschäfti-
gung zu unterstützen und zu begleiten“ (gekürzt, nach §1) 

Menschen mit Migrationshintergrund §4: „(…) 
1. Personen, die nicht Deutsche im Sinne des Artikel 116 
Absatz 1 des Grundgesetzes sind oder 2. außerhalb des 
heutigen Gebietes der Bundesrepublik Deutschland gebo-
rene und seit dem 1. Januar 1950 nach Deutschland zuge-
wanderte Personen oder 3. Personen, bei denen mindes-
tens ein Elternteil die Kriterien der Nummer 2 erfüllt.”  

PartIntG BW vom 05.12.2015 
„Dieses Gesetz soll dazu beitragen, gleichberechtigte Teil-
habe von Menschen mit und ohne Migrationshintergrund in 
allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens über soziale 
und ethnische Grenzen hinweg zu verwirklichen und auf 
diese Weise das friedliche Zusammenleben von Menschen 
aus unterschiedlichen Kulturen sowie den Zusammenhalt 
der Gesellschaft zu sichern“ (PartIntG BW §2).  

Menschen mit Migrationshintergrund §4: „(…) alle zu-
gewanderten und nicht zugewanderten Ausländerinnen o-
der Ausländer, alle nach 1955 auf das heutige Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland zugewanderten Deutschen 
und alle Deutschen mit zumindest einem nach 1955 auf 
das heutige Gebiet der Bundesrepublik Deutschland zuge-
wanderten Elternteil.” 

BayIntG vom  01.01.2017 

Art. 1: „Bayern bekennt sich zu seiner Verantwortung ge-
genüber allen, die aus anderen Staaten kommen und hier 
nach Maßgabe der Gesetze Aufnahme gefunden haben o-
der Schutz vor Krieg und Verfolgung suchen. Es ist Ziel 
dieses Gesetzes, diesen Menschen für die Zeit ihres Auf-
enthalts Hilfe und Unterstützung anzubieten, um ihnen das 
Leben in dem ihnen zunächst fremden und unbekannten 
Land zu erleichtern (Integrationsförderung), sie aber zu-
gleich auf die im Rahmen ihres Gast- und Aufenthaltsstatus 
unabdingbare Achtung der Leitkultur zu verpflichten und 
dazu eigene Integrationsanstrengungen abzuverlangen 
(Integrationspflicht). Das soll zugleich einer Überforderung 
der gesellschaftlich-integrativen und der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit des Landes und seiner kommunalen 
Ebenen entgegenwirken.” 

Menschen mit Migrationshintergrund Art. 2:  
„(…) Ausländerinnen und Ausländer, die sich dauerhaft be-
rechtigt in Bayern aufhalten. Gleichgestellt sind Auslände-
rinnen und Ausländer, die eine Aufenthaltsgestattung be-
sitzen und bei denen ein rechtmäßiger und dauerhafter 
Aufenthalt zu erwarten ist. (…) [und] Ausländerinnen und 
Ausländer nach: § 1 Abs. 2 Nr. 1 AufenthG, § 28 Aufent-
haltsverordnung (AufenthV), § 18 AufenthG (…), §§ 18b bis 
21 AufenthG, § 41 AufenthV gilt oder die (…) einen Aufent-
haltstitel zum Familiennachzug besitzen oder die Ehegat-
ten oder Lebenspartner eines Deutschen sind, sind Migran-
tinnen und Migranten nur in Bezug auf die Regelungen die-
ses Gesetzes über die Integrationsförderung. 
(3) Deutsche, die in besonderer Weise integrationsbedürf-
tig sind und 1.außerhalb der heutigen Grenzen der Bun-
desrepublik Deutschland geboren und nach 1955 in das 
heutige Gebiet der Bundesrepublik Deutschland zugewan-
dert sind oder 2. zumindest einen Eltern- oder Großeltern-
teil haben, der die Bedingungen der Nr. 1 erfüllt. In beson-
derer Weise integrationsbedürftig ist insbesondere, wer die 
deutsche Sprache nicht mindestens auf dem Niveau A2 
des Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens für 
Sprachen beherrscht. 
(BayIntG Art. 2) 
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Parteiendifferenz ist, wie der Blick auf die Integrationsgesetze zeigt, von großer Bedeutung, 
weshalb sich die Grundausrichtungen der Gesetze so deutlich unterscheiden. Betrachtet man 
nun die einzelnen Maßnahmen, werden diese Unterschiede zwischen den Bundesländern 
noch deutlicher. Für den Freistaat Bayern spielt es vor allem eine Rolle, dass eine sogenannte 
Leitkultur befolgt wird. Dazu zählt das Erlernen der deutschen Sprache, weshalb in Art. 4 Abs. 
3 BayIntG Regelungen hierzu aufgestellt werden: „(…) Wer aus selbst zu vertretenden Grün-
den das im Rahmen einer gewährten Förderung mindestens erwartbare Sprachniveau nicht 
erreicht, kann vorbehaltlich anderweitiger Bestimmungen nach Maßgabe einschlägiger För-
derrichtlinien zur angemessenen Erstattung von Förderkosten verpflichtet werden“. Außerdem 
sollen Personen, die sich nicht an Werte halten, die in der freiheitlich-demokratischen Grund-
ordnung oder im Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland verankert sind, zu einem Kurs 
über eben jene Werte und Normen verpflichtet werden (ebd. § 13 Abs. 1). Das bayerische 
Gesetz verankert damit eine starke verhaltensnormierende, sozialregulative Komponente. Im 
Vergleich zu Bayern bemessen Berlin, NRW und Baden-Württemberg die Integration von Men-
schen mit Migrationshintergrund nicht an der Annahme einer Leitkultur. Zwar legen sie eben-
falls den Grundsatz „Fördern und Fordern“, also eine Grundkombination von Regulierung und 
Distribution zugrunde, allerdings finden sich in diesen drei Integrations- und Partizipationsge-
setzen einige Forderungen, die Migrantinnen und Migranten sowie deren Interessen auch auf 
politischer sowie gesellschaftlicher Ebene fördern sollen. Es geht hier also nicht primär um 
kulturelle Integration, welche zielgruppenorientiert die Eingewanderten zu leisten haben, son-
dern um einen Wandel der mehrheitsgesellschaftlichen Institutionen. 

Inhaltliche Überschneidungen zwischen den nicht-bayerischen Integrationsgesetzen bestehen 
hinsichtlich folgender Punkte (Tabelle 9): Interkulturelle Öffnung, Vertretung auf Landesebene, 
Einsetzung Integrationsbeauftragte/r und Interessensvertretung durch Mitgliedschaft in kom-
munalen Integrationsbeiräten. In jedem der drei Gesetzestexte ist die interkulturelle Öffnung 
als eine Maßnahme für gelingende Integration und als Ziel selbiger definiert. Aus diesem 
Grund möchten die Landesregierungen den Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund in 
der Landesverwaltung, im öffentlichen Dienst oder migrations- und integrationspolitischen 
Gremien (explizit Baden-Württemberg §7) erhöhen (vgl. PartIntG BW §6, PartIntG Berlin §4, 
Teilhabe- und Integrationsgesetz §6). Berlin und Baden-Württemberg geben sogar einen 
Richtwert für eine erfolgreiche interkulturelle Öffnung vor. Langfristig soll sich der Anteil an 
Beschäftigten in der Landesverwaltung oder im öffentlichen Dienst an den Anteil von Migran-
tinnen und Migranten in der Bevölkerung des Bundeslandes angleichen (ebd.). 
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Tabelle 9: Vergleich der Integrationsgesetze von BaWü, Berlin und NRW 

 Baden-Württemberg 
(PartIntG BW) 

Berlin 
(PartIntG Berlin) 

Nordrhein-Westfalen 
(Teilhabe- und Integrationsge-
setz) 

Interkulturelle 
Öffnung 

§6 Abs. 1 Nr. 2: „(…) in der Lan-
desverwaltung (…) einen Anteil 
von Beschäftigten mit Migrati-
onshintergrund zu erreichen, der 
dem Anteil der Menschen mit 
Migrationshintergrund an der 
Gesamtzahl der Erwerbstätigen 
im Land entspricht (…).”  

§4: „(1) Alle Einrichtungen im 
Geltungsbereich dieses Geset-
zes haben die Aufgabe, im eige-
nen Zuständigkeitsbereich für 
gleichberechtigte Teilhabe und 
interkulturelle Öffnung zu sor-
gen. (4) Der Senat strebt die Er-
höhung des Anteils der Beschäf-
tigten mit Migrationshintergrund 
entsprechend ihrem Anteil an 
der Bevölkerung an.”  

§6: „(1) Die Landesverwaltung 
wird zur Stärkung ihrer Hand-
lungsfähigkeit im Umgang mit 
der Vielfalt in der Gesellschaft 
interkulturell weiter geöffnet. 
Das erfolgt durch Maßnahmen 
zur 1. Erhöhung des Anteils der 
Menschen mit Migrationshinter-
grund im öffentlichen Dienst und 
2. gezielten Förderung der inter-
kulturellen Kompetenz der Be-
diensteten der Landesverwal-
tung.“ 

Teilhabe in Gre-
mien 

§7 Abs. 1: „Gremien, für die 
dem Land ein Berufungs- oder 
Vorschlagsrecht zusteht, sollen 
zu einem angemessenen Anteil 
mit Menschen mit Migrationshin-
tergrund besetzt werden.”  

§4 Abs. 6: „In den Gremien aller 
Einrichtungen ist eine stärkere 
Beteiligung von Vertreterinnen 
und Vertretern mit Migrationshin-
tergrund anzustreben.”  

§5: „In allen Gremien des Lan-
des, die einen Bezug zu Belan-
gen der Menschen mit Migrati-
onshintergrund aufweisen, sol-
len Menschen mit Migrationshin-
tergrund angemessen vertreten 
sein.”  

Landesbeirat/ 
kommunale 
Integrations-
räte 

§9 Abs. 1: „Der Landesbeirat für 
Integration berät und unterstützt 
die Landesregierung bei allen 
wesentlichen Fragen der Integra-
tions- und Migrationspolitik.(4) 
Für den Landesbeirat für Integra-
tion wird eine Geschäftsstelle 
beim Integrationsministerium 
eingerichtet.”  
§11: „(1) Die Gemeinden und 
Landkreise können Integrations-
ausschüsse oder Integrati-
onsräte für Fragen, welche die 
Gestaltung des Zusammenle-
bens in einer vielfältigen Gesell-
schaft und insbesondere die In-
tegration von Menschen mit Mig-
rationshintergrund betreffen, ein-
richten.” 

§6 Abs. 1: „Es wird ein Landes-
beirat für Integrations- und Mig-
rationsfragen gebildet, der den 
Berliner Senat in allen Fragen 
der Integrationspolitik berät und 
unterstützt. 
§6 Abs. 6: Bei der für Integration 
zuständigen Senatsverwaltung 
wird eine Geschäftsstelle des 
Landesbeirates eingerichtet.”  

§10: (1) Das Land fördert die Ar-
beit der von den kommunalen 
Integrationsräten und Integrati-
onsausschüssen gebilde-
ten Vertretung der Menschen 
mit Migrationshintergrund auf 
Landesebene durch finanzielle 
Zuwendungen. 
(2) Das Land hört die Vertretung 
der Menschen mit Migrations-
hintergrund auf Landesebene 
bei der Erfüllung der Integrati-
onsaufgaben an. 
(3) Bei dem für Vertriebenen- 
und Integrationsfragen zuständi-
gen Ministerium wird ein Lan-
desbeirat für Vertriebenen-, 
Flüchtlings- und Spätaussiedler-
fragen gebildet.“ 

Integrationsbe-
auftragte/r 

§14 Abs. 1: „Zur Festigung von 
Integrationsstrukturen können 
Gemeinden und Landkreise In-
tegrationsbeauftragte ernen-
nen.”  

§5: „(1) Der Senat ernennt nach 
Anhörung des Landesbeirates 
für Integrations- und Migrations-
fragen und auf Vorschlag der für 
Integration zuständigen Senats-
verwaltung eine Beauftragte o-
der einen Beauftragten des Se-
nats von Berlin für Integration 
und Migration. (2) Die oder der 
Beauftragte wirkt darauf hin, 
dass Menschen mit Migrations-
hintergrund die Möglichkeit zur 
gleichberechtigten Teilhabe in al-
len Bereichen des gesellschaftli-
chen Lebens gegebenwird. (…) “ 

  

Weitere Gemeinsamkeiten weisen die Gesetze mit Blick auf eine Vertretung auf Landesebene 
auf. Sowohl Berlin, als auch Baden-Württemberg legen im Integrationsgesetz fest, dass es 
zukünftig einen Landesbeirat für Integration geben soll (vgl. PartIntG Berlin §6, PartIntG BW 
§9). Dessen Wichtigkeit verdeutlichen die beiden Landesregierungen, indem sie die Landes-
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integrationsbeiräte institutionell verankern. In Baden-Württemberg wird er direkt an das Integ-
rationsministerium angebunden, indem dort eine Geschäftsstelle eingerichtet wird (vgl. Par-
tIntG BW §9 Abs. 4).11 Vor in Kraft treten des Partizipationsgesetzes gibt es auch in Berlin 
keinen Landesintegrationsrat. Eine Einrichtung ist erst im Gesetz festgeschrieben (vgl. Par-
tIntG Berlin §6 (1)). Der Senat gliedert die Geschäftsstelle in der für Integrationsfragen zustän-
digen Senatsverwaltungsabteilung ein und schafft so eine institutionelle Verankerung. Nord-
rhein-Westfalen installiert einen Landesbeirat für Vertriebenen-, Flüchtlings- und Spätaussied-
lerfragen, der sich speziell für Belange dieser Gruppen einsetzen soll (vgl. Teilhabe- und In-
tegrationsgesetz §10 Abs. 3). Dies ist eine von nur zwei Policies, die sich auch im bayerischen 
Integrationsgesetz wiederfinden, da auch der Freistaat einen Integrationsbeauftragten und ei-
nen Integrationsbeirat festschreibt (vgl. BayIntG Art. 15).  

Neben jener Vertretung auf Landesebene stärken NRW und Baden-Württemberg die Rollen 
kommunaler Integrationsräte und Integrationsstrukturen in den Städten und Gemeinden. NRW 
legt in §10 des Teilhabegesetzes fest, dass kommunale Integrationsräte- bzw. Ausschüsse 
finanzielle Unterstützung seitens des Landes erhalten werden. Kommunen in Baden-Württem-
berg werden durch das Gesetz ermutigt, auf die Einrichtung eines Integrationsrates hinzuwir-
ken: „Die Gemeinden und Landkreise können Integrationsausschüsse oder Integrationsräte 
für Fragen, welche die Gestaltung des Zusammenlebens in einer vielfältigen Gesellschaft und 
insbesondere die Integration von Menschen mit Migrationshintergrund betreffen, einrichten“ 
(PartIntG BW §11 (1)). Eine letzte Gemeinsamkeit zwischen Berlin und Baden-Württemberg 
ist die Idee, Stellen für Integrationsbeauftragte zu schaffen. Hierbei beschränkt sich Baden-
Württemberg allerdings auf die kommunale Ebene, da Landkreise und Gemeinden selbst ent-
scheiden können, ob sie einen Integrationsbeauftragten ernennen oder nicht (vgl. PartIntG BW 
§14). Berlin möchte jedoch eine solche Stelle für den Senat selbst und alle Bezirke schaffen 
(vgl. PartIntG Berlin §5).  

Obwohl sich die integrationspolitischen Maßnahmen der drei Bundesländer in vielen Punkten 
stark ähneln, gibt es doch einige länderspezifische Regelungen. Wie eingangs angesprochen, 
bestimmt in Bayern im Vergleich zu den anderen drei Bundesländern ein anderes Verständnis 
von „Integration“ die gesetzlichen Beschlüsse. Vor allem die kulturelle Integration steht hier im 
Mittelpunkt. Migrantinnen und Migranten werden gesetzlich dazu verpflichtet, sich an eine Leit-
kultur anzupassen. Eine Besonderheit aus Baden-Württemberg ist hingegen die „Freistellung 
an religiösen Feiertagen“ (vgl. PartIntG BW §8). Personen muslimischen Glaubens haben 
dank des neuen Gesetzes nun ebenfalls das Recht, sich an religiösen Feiertagen von ihrer 
Arbeit freistellen zu lassen. Darüber hinaus legt die Landesregierung unter Ministerpräsident 
Kretschmann großen Wert auf die Zusammenarbeit mit Migrantenselbstorganisationen. Des-
halb verweist sie explizit darauf, gemeinsam mit dem Landesverband der kommunalen Mig-
rantenvertretungen Baden-Württemberg (LAKA) für eine verbesserte Teilhabe einzutreten 

                                                

11 Es konnte nicht abschließend geklärt werden, wo der Beirat nach Schließung des Integrationsministeriums heute angesiedelt 
ist. Nach der Landtagswahl 2016 sind die Zuständigkeiten des Integrationsministeriums neu auf andere Ressorts zugeschnitten 
worden.   
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(ebd. 10). Auch Nordrhein-Westfalen möchte mit einem Partizipationsgesetz Integrationsstruk-
turen verbessern und ein Netzwerk aufbauen. Mit der Installation sogenannter Kommunaler 
Integrationszentren sollen flächendeckende Strukturen für eine bessere Integration und Teil-
habe geschaffen werden (vgl. Teilhabe- und Integrationsgesetz §7). Um die einzelnen Kom-
munalen Integrationszentren zu vernetzen, richtet das Bundesland eine zentrale Landeskoor-
dinierungsstelle ein. Als einziges Bundesland legt Nordrhein-Westfalen außerdem gesetzlich 
fest, den Kommunen für neu zugewanderte Personen eine Integrationspauschale zu bezahlen 
(ebd. §14). Je nach Berechtigungsstatus, Leistungen nach SGB II oder SGB XII, schwanken 
die Integrationspauschalen zwischen 250€ und 1.050€ pro Person. Sie werden über einen 
Zeitraum von zwei Jahren vierteljährlich ausgezahlt. 

Tabelle 10: Spezifische Maßnahmen der Landesintegrationsgesetze 

Land Spezifische Maßnahmen 

Baden-Würt-
temberg (Par-
tIntG BW) 

Freistellung an religiösen Feiertagen §8: „(1) An jeweils einem Tag der religiösen Feiertage Opferfest, 
Fest des Fastenbrechens und Aschura haben Beschäftigte islamischen Glaubens das Recht, zum Besuch 
des Gottesdienstes vom Dienst oder von der Arbeit fernzubleiben.”  

Migrantenselbstorganisationen §10: „(1) Die Landesregierung arbeitet mit dem Landesverband der kom-
munalen Migrantenvertretungen Baden-Württemberg (LAKA) auf Landesebene in integrations- und migrati-
onsspezifischen Angelegenheiten zusammen.”  

Nordrhein-
Westfalen 

Kommunale Integrationszentren §7: „(1) Das Land fördert auf der Grundlage entsprechender Förderricht-
linien Kommunale Integrationszentren in Kreisen und kreisfreien Städten, die über ein Integrationskonzept 
verfügen (…).“ 
(3) Das Land unterhält eine zentrale Stelle für (…) in den Kreisen und kreisfreien Städten eingerichteten 
Kommunalen Integrationszentren.“ 
Integrationspauschalen §14: „(1) Für die Aufnahme (…)  für die Dauer von zwei Jahren ab dem Datum 
der Einreise Integrationspauschalen 1. für jede berechtigte Person nach § 12, die Leistungen nach dem 
Zwölften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII - Sozialhilfe) bezieht, eine Vierteljahrespauschale in Höhe von 
1.050 Euro, 2. für jede berechtigte Person nach § 12, die Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetz-
buch (SGB II -Grundsicherung für Arbeitssuchende) bezieht, eine Vierteljahrespauschale in Höhe von 250 
Euro.“ 

 

4.4 Interkulturelle Öffnung 

Die soeben dargestellten Integrationsgesetze in Baden-Württemberg, Berlin und Nordrhein-
Westfalen definieren Interkulturelle Öffnung als eine zentrale Maßnahme für gelingende In-
tegration. Das Konzept der Interkulturellen Öffnung ist jedoch kein spezifisches Thema  dieser 
drei Regelungen, vielmehr ein prinzipiell viel diskutiertes Thema  im Zusammenhang der deut-
schen Integrationspolitik. Anhand des Handlungsfeldes der Interkulturellen Öffnung soll 
exemplarisch dargestellt werden, dass zentrale Zielstellungen der drei genannten Integrati-
onsgesetze auch in anderen Ländern – wenn auch mit anderen Mitteln – zum Gegenstand 
politischen Handelns sind. 

Interkulturelle Öffnung verweist auf einen Prozess des Wandels von Organisationen, der als 
eine strategische Ausrichtung, die auf Veränderungen von Aufbau- und Ablauforganisation 
zielt, „um beispielsweise Zugangsbarrieren für Minderheiten abzubauen“ beschrieben werden 
kann (Handschuck/Schröer 2002: 512). Das Konzept bezieht sich dabei auf Personal-, Quali-
täts- und Organisationsentwicklungen, die zunehmend an die heterogene Bevölkerungsstruk-
tur hinsichtlich Repräsentativität, Angebot und Abläufe angepasst werden. Das im Rahmen 
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der Integrationsministerkonferenz durchgeführte Integrationsmonitoring der Länder berück-
sichtigt ebenfalls die Interkulturelle Öffnung sowie die Entwicklungen im Ländervergleich. Als 
wichtiger Indikatoren zählen hierbei der Anteil der Beschäftigten mit Migrationshintergrund im 
Öffentlichen Dienst sowie die politische Repräsentanz durch Abgeordnete mit Migrationshin-
tergrund in den Landesparlamenten.  

4.4.1  Repräsentanz im Öffentlichen Dienst 

Durch die Unterzeichnung der Charta der Vielfalt sind zehn Bundesländer die Selbstverpflich-
tung eingegangen, zu einer interkulturelleren Gestaltung der Landesverwaltung hinzuwirken. 
Das Integrationsmonitoring der Länder beschreibt die Entwicklungen der Beschäftigtenstruktur 
im Öffentlichen Dienst als einen wichtigen Indikator für die Interkulturelle Öffnung. Darüber 
hinaus komme dem Öffentlichen Dienst „bei der Integration von Personen mit Migrationshin-
tergrund in das Erwerbsleben eine Vorreiterrolle zu. Der Anteil von Menschen mit Migrations-
hintergrund in der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter sollte sich auch bei den Erwerbstäti-
gen im Öffentlichen Dienst widerspiegeln“12. 

Abbildung 11: Beschäftigte mit Migrationshintergrund i.e.S.13 im Öffentlichen Dienst 

	

* Unterzeichnung der Charta der Vielfalt 
-   = Zahlenwert nicht sicher genug 
( ) = Aussagewert ist eingeschränkt 
nB = neue Bundesländer (auf Grund geringer Fallzahlen zusammengefasst) 
Quelle: Eigene Darstellung nach den Daten: Berichte zum Integrationsmonitoring der Länder (Beschäftigte mit 
Migrationshintergrund); Mikrozensus (Bevölkerungsanteil Menschen mit Migrationshintergrund). 

                                                

12Integrationsministerkonferenz (2017): Integrationsmonitoring der Länder. Indikatoren: Interkulturelle Öffnung. URL: 
http://www.integrationsmonitoring-laender.de/indikatoren/i1. Letzter Zugriff: 09/2017. 
13 Menschen mit Migrationshintergrund im engeren Sinne (i.e.S.): ohne in Deutschland geborene Deutsche, deren Migrationshin-
tergrund nur aus Eigenschaften der Eltern resultiert, sofern sie nicht mit ihren Eltern in einem Haushalt zusammenleben. 
Die Daten basieren auf den Ergebnissen des Mikrozensus, der Informationen zu zum Migrationshintergrund der Eltern außerhalb 
des eigenen Haushalts (im weiteren Sinne) lediglich alle vier Jahre abbildet. Um einen Zeitvergleich zu ermöglichen, wird für das 
Integrationsmonitoring der Länder ebenfalls auf die Definition Migrationshintergrund im engeren Sinne zurückgegriffen.  

MV TH ST* SN BB* SH* NI* SL RP BY NW* BE* BW* HE* HH* HB* nB
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2013 - - - (2,6) (2,4) 5,9 7,9 (7,3) 9,4 10,4 11,1 8,7 13,5 13,1 13,3 (12,9)

2015 - - - (2,3) - 5,8 7,7 (8) 9,8 11,2 11,5 10 14,7 12,9 13 (12,4) 
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Der Anteil von Beschäftigten mit Migrationshintergrund im Öffentlichen Dienst spiegelt in den 
Bundesländern nicht den Anteil gemessen an der Gesamtbevölkerung wider. Auch ist aus den 
dargestellten Ergebnissen kein Trend hinsichtlich eines stetig wachsenden Anteils der Be-
schäftigten im Öffentlichen Dienst zu erkennen. Jedoch lassen sich tendenziell höhere Werte 
in Bundesländern ablesen, in denen auch ein höherer Bevölkerungsanteil von Menschen mit 
Migrationshintergrund besteht. 

4.4.2  Politische Repräsentation: Interkulturelle Öffnung der Landesparlamente 

Das Integrationsmonitoring der Länder beschreibt die Entwicklungen der politischen Reprä-
sentanz von Menschen mit Migrationshintergrund ebenfalls als einen wichtigen Indikator für 
die Interkulturelle Öffnung. Für das Monitoring werden ausschließlich die Landesparlamente 
als „Kerninstitutionen“ abgebildet, andere Institutionen bleiben unberücksichtigt, sodass „mit 
dem Indikator keine unmittelbare Aussage getroffen werden [kann]“14. Allerdings zeigt sich 
hieran, inwiefern die Parlamente der Bundesländer die Vielfalt der Gesellschaft abbilden und 
somit auch die Interessen von Menschen mit Migrationshintergrund zur Geltung bringen. Der 
Anteil der Abgeordneten mit Migrationshintergrund in den Landesparlamenten spiegelt somit 
zum einen die Durchlässigkeit des politischen Systems in der deutschen repräsentativen De-
mokratie als auch die Entwicklungen hinsichtlich der Sichtbarkeit von Menschen mit Migrati-
onshintergrund als Repräsentantinnen und Repräsentanten wider.  

Abbildung 12: Abgeordnete mit Migrationshintergrund i.e.S.15 in den Landesparlamenten 

 

* Unterzeichnung der Charta der Vielfalt 
Quelle: Eigene Darstellung nach den Daten: Berichte zum Integrationsmonitoring der Länder (Beschäftigte mit 
Migrationshintergrund); Mikrozensus (Bevölkerungsanteil Menschen mit Migrationshintergrund). 

                                                

14Integrationsministerkonferenz (2017): Integrationsmonitoring der Länder. Indikatoren: Interkulturelle Öffnung. URL:  
http://www.integrationsmonitoring-laender.de/indikatoren/i2. Letzter Zugriff: 09/2017. 
15 Menschen mit Migrationshintergrund im engeren Sinne (i.e.S.): ohne in Deutschland geborene Deutsche, deren Migrationshin-
tergrund nur aus Eigenschaften der Eltern resultiert, sofern sie nicht mit ihren Eltern in einem Haushalt zusammenleben. 
Die Daten basieren auf den Ergebnissen des Mikrozensus, der Informationen zu zum Migrationshintergrund der Eltern außerhalb 
des eigenen Haushalts (im weiteren Sinne) lediglich alle vier Jahre abbildet. Um einen Zeitvergleich zu ermöglichen, wird für das 
Integrationsmonitoring der Länder ebenfalls auf die Definition Migrationshintergrund im engeren Sinne zurückgegriffen. 
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Der Anteil von Abgeordneten mit Migrationshintergrund in den Landesparlamenten spiegelt 
nicht den Anteil gemessen an der Gesamtbevölkerung wider. Ebenfalls lassen sich keine hö-
heren Werte in Bundesländern ablesen, in denen ein höherer Bevölkerungsanteil von Men-
schen mit Migrationshintergrund besteht. Vielmehr ist eine deutliche Unterrepräsentanz von 
Menschen mit Migrationsgeschichte, insbesondere in den neuen Bundesländern, zu erken-
nen.  

In vielen Bundesländern spielt der Aspekt der interkulturellen Öffnung eine zentrale Rolle im 
Rahmen der Integrationspolitik. Die Interkulturelle Öffnung ist Bestandteil von verschiedenen 
Projekten und Konzepten in allen Bundesländern. So stehen Maßnahmen zur Erhöhung des 
Anteils der Beschäftigten mit Migrationshintergrund in der Landesverwaltung, konkrete Ziel-
vorgaben oder auch die Bereitstellung von Qualifizierungs- und Weiterbildungsmaßnahmen 
im Bereich interkultureller Kompetenz für  Beschäftigte in der Landesverwaltung beispielhaft 
für Bestrebungen, die interkulturelle Öffnung voranzutreiben. Der Vergleich der Repräsentanz 
von Menschen mit Migrationshintergrund im Öffentlichen Dienst sowie in den Landesparla-
menten, insbesondere in Relation zum Bevölkerungsanteil, zeigt, dass die Ziele der Länder 
hinsichtlich der Interkulturellen Öffnung noch lange nicht erreicht sind.  

5. Schlussfolgerungen 

Die Länder haben Gestaltungs- und Regelungsspielräume in der Integrationspolitik. Sie nut-
zen diese, um eigene integrationspolitische Akzente zu setzen. Der Variantenreichtum dieser 
Akzente entspricht den Intentionen eines föderalen Systems. Wir finden jedoch nicht schlicht 
einen Flickenteppich länderspezifischer Integrationspolitiken vor: Die Divergenzen sind einge-
bettet in einem gemeinsamen gesetzlichen Rahmen, der vom den Bund vorgegeben ist und 
innerhalb dessen Spielräume zur Steuerung von Integration ausgeschöpft werden können. 

Ab 2005 wurde zunächst die Schaffung von Integrationsministerien als innovativer landespo-
litischer Akzent mit Neugierde verfolgt. So unterschiedlich die Ressortierung der Integration 
im Einzelnen erfolgt ist, dies hat nicht zu einer vollständigen Ausdifferenzierung oder Sektora-
lisierung der Integrationspolitik geführt. Diese bleibt vielmehr ein hybrides politisches Hand-
lungsfeld mit einer starken querschnittsförmigen Komponente. Integration und Integrationspo-
litik werden entscheidend von Akteuren jenseits der Integrationsministerien gestaltet. In ähnli-
cher Weise ist es nun auch abschließend einzuordnen, wenn ab 2010 eine Gruppe von Län-
dern mit Integrationsgesetzen wiederum beansprucht, als Vorreiter eine Policy-Innovation zu 
gestalten. 

Dabei wurde herausgearbeitet, dass die Unterschiede zwischen den Gesetzen in Berlin, NRW 
und Baden-Württemberg einerseits und Bayern andererseits gravierend sind. Die Integrations-
gesetze setzen unterschiedliche Akzente und bündeln symbolisch auffällig Maßnahmen. Sie 
sind ein Policy-Mix verschiedener Instrumente. Der Beschluss jener Gesetze in vier Ländern 
bedeutet jedoch nicht, dass die anderen Länder nicht vergleichbare Maßnahmen kennen oder 
verfolgen würden. In allen 16 Bundesländern existieren in umfassender Weise Leitlinien und 
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Konzepte zur Steuerung der Integration. Dies macht die Vielfältigkeit der Integrationspolitik 
aus – nicht der Umstand, dass es in manchen Ländern bereits „Integrationsgesetze“ gibt, in 
anderen noch nicht. 

Gesetze wie man sie in Berlin, Nordrhein-Westfalen, Baden-Württemberg und Bayern vorfin-
det, sind ein Element der politischen Steuerung von Integration neben anderen. Im Sinne der 
Luhmannschen Differenzierung von Zweck- und Konditionalprogrammem handelt es sich bei 
den Gesetzen um Konditionalprogramme, die das Handeln des bzw. der Anwendenden be-
stimmen: „Wenn die Tatbestandsmerkmale T1 – Tn gegeben sind, dann entscheide R1, an-
dernfalls R2“ (Röhl 1987: 436f.). Integrationsgesetze versuchen, Integration und definierte in-
tegrationsrelevanter Sachverhalte durch entsprechende Rechtsfolgenanordnungen zu regeln. 
Es würde jedoch analytisch zu kurz greifen, Integrationskonzepte, die als Zweckprogramme 
angelegt sind, als politisches Handeln geringeren Werts einzuordnen. Sie können sehr ähnli-
che Ziele verfolgen, wie die Integrationsgesetze: Mit anderen Mitteln, aber es gibt keinen 
Grund, deren Wirkungsaussichten gering einzuschätzen. 
 
Brandenburg zählt beispielsweise zur Liga der Bundesländer, die früh, im Jahr 2002 umfang-
reiche landesspezifische Integrationskonzepte verabschiedet und fortan stetig fortgeschrieben 
haben. In Brandenburg ist das Landesintegrationskonzept „Zuwanderung und Integration als 
Chance für Brandenburg“, das 2014 verabschiedet wurde, die Grundlage der speziellen Integ-
rationsförderung. Das Programm legt Ziele und Aktivitäten, welche die Zuwanderungs- und 
Integrationspolitik betreffen, in sieben Handlungsfeldern dar: 1) Interkulturelle Öffnung und 
Willkommenskultur, 2) Überwindung von Ausgrenzung, Diskriminierung und Rassismus, 3) 
Bildung, 4) Berufliche Perspektiven, 5) Gesundheitliche Versorgung, 6) Zeitgemäße Asyl- und 
Flüchtlingspolitik sowie 7) Gesellschaftliche Teilhabe. Darüber hinaus fördert das Land Ver-
eine, Verbände sowie Organisationen und Initiativen, die Angebote im Bereich der Beratung, 
Sprachförderung und Integration anbieten. Im Zusammenhang mit der zunehmenden Flucht-
bewegungen nach Europa bzw. Deutschland, wurden weitere Förderprogramme eingerichtet, 
die eine zielgruppenspezifische Politik verfolgen und sich an die Gruppen der Geflüchteten, 
Asylbeantragenden sowie Geduldeten richten. Das Spektrum der Maßnahmen bleibt durchaus 
nicht hinter jenem zurück, das sich in den Ländern mit Integrationsgesetzen findet.  
 
Die  in Integrationskonzepten vereinten Maßnahmenkataloge der Integrationsförderung und -
steuerung, die letztlich in Varianten in allen Bundesländern existieren, stellen als Zweckpro-
gramme outputorientierte Handlungs- und Zielvorgaben dar. Sprachförderung, Interkulturelle 
Öffnung, Antidiskriminierung und Teilhabemöglichkeiten von Menschen mit Migrationshinter-
grund finden auch da statt, wo es keine Integrationsgesetze gibt. Auch dies ausführlich im 
Rahmen des Haupttextes dieser Expertise zu erläutern, geht über deren Zielstellung hinaus. 
Einen Überblick hierzu vermitteln die Steckbriefe der Bundesländer im Anhang dieser Studie. 
  
Integrationsgesetze können ergänzen, aber sie sind der Sache nach keine Alternative zu In-
tegrationskonzepten. Der Anstieg der Fluchtbewegungen nach Europa und Deutschland ver-
langt gleichwohl bei der Entwicklung der Integrationspolitik in den Ländern neue Nachweise 
tatkräftigen politischen Handelns. Es ist ein wahrscheinlicher Trend, dass Integrationsgesetze 
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als symbolische Bündelungen in Zukunft eine zunehmende Rolle spielen werden. Wenn sich 
der Trend zu sozialregulativen Normierungen individuellen Verhaltens fortsetzt, werden sie 
auch in Zukunft politische Kontroversen hervorrufen. In Vergessenheit geraten darf dabei je-
doch nicht, dass all jene Bereiche der Integration, denen letztlich nur durch eine Kooperation 
von staatlichen und nicht-staatlichen Akteuren eine Richtung gegeben werden kann, im Kern 
nicht qua Gesetz gesteuert werden können. 
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Anhänge: Steckbriefe zur Integrationspolitik der Länder 

A.1  Baden-Württemberg 

Einwohner: 10.935.000 | Ausländer/innenanteil: 15,2% (Quelle: Mikrozensus 2016) 

Anti-Diskriminierungspolitik 

Zentrale Anlaufstelle für Diskriminierungsfälle aus rassistischen Gründen oder auf Grund der (ethni-
schen Herkunft) è Ministerium für Soziales und Integration; Ziele:  
• Gleichbehandlung und Anti-Diskriminierung in der Gesellschaft etablieren und Bürger*innen auf 

deren Einhaltung aufmerksam machen 
• Im Ministerium laufen alle Informationen zu Gleichbehandlung/Anti-Diskriminierung zusammen 
• Bei Diskriminierungserfahrungen über Ansprechpartner/Akteure informieren 
Strukturen im Land:  
• Antidiskriminierungsnetzwerk Baden-Württemberg 
• Antidiskriminierungsstellen in den Regierungsbezirken: Stuttgart, Karlsruhe, Freiburg und Tübin-

gen 
• Wegweisende Gerichtsentscheidungen online verfügbar 
2012: Unterzeichnung Charta der Vielfalt 
2013: Beitritt der Koalition gegen Diskriminierung 

Instrumente der speziellen Integrationsförderung 

• VwV: Deutsch für Flüchtlinge (2016): 
- Zuwendungen für Stadt-und Landkreise zur Bereitstellung/Einrichtung von Sprachkursen 

(300 UE), Berufsberatung, Praktikumsvermittlung 
• Bundesweites Programm „Integration durch Qualifizierung“ durch das IQ Netzwerk Baden-Würt-

temberg:  
- Qualifizierungs- und Anerkennungsberatung für Migrant*innen  
- Vermittlung interkultureller Kompetenzen  
- Unternehmensberatung hinsichtlich multikultureller Belegschaft 
- Programme zur Arbeitsmarktintegration  

• Landesanerkennungsgesetz für im Ausland erworbene Berufsabschlüsse (2014):  
- Verfahrensregelungen  
- Kostenlose Beratungsangebote 
- Aufbau eines flächendeckenden Netzwerks  

• Sprachkurse (Pakt für Integration) für Flüchtlinge  

Integration als Querschnittspolitik 

• Partizipations- und Integrationsgesetz (2015): 
- Änderungen verschiedenster Gesetze 
- Interkulturelle Öffnung Landesverwaltung 
- Freistellung an religiösen Feiertagen 
- Ausbau Integrationsstrukturen (Land/Kommunen) 

• „Verwaltungsvorschrift über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung der gesellschaftli-
chen Teilhabe und Integration“ (ab 2013) 
- Ziele: Kommunale Strukturen für bessere Integration fördern, Teilhabe am sozialen/gesell-

schaftlichen/kulturellen Leben, Begleitung der kindlichen Bildungswege durch Eltern  
• Pakt für Integration (ab 2017) 

- Fokus: Integrationsarbeit in den Kommunen: Integrationsmanager, finanzielle Förderung 
„Schule & Beruf“, Engagement und Sprachkurse 
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Interkulturelle Öffnung 

Schwerpunkte des Ministeriums (Ministerium für Soziales und Integration) 
• Öffentlicher Dienst:  

- Landesverwaltung: Anteil Migrant*innen wie in Bevölkerung  
- Polizei: Neueinstellung 2016 à 20% mit Migrationshintergrund 

• Kommunen:  
- VwV Integration und Kooperation mit dem VHS-Verband (z.B. für interkuturell geschulte 

Multiplikator*innen)  
• Vereine und Verbände:  

- Kooperation des Landes mit DRK und Landessportverband (LSV) à Öffnung in den Verei-
nen  

• Stärkung der Ausländerbehörden 

Politische Partizipation 

• Gremien mit Landeszuständigkeit: Vertretung von Migrant*innen fördern (in: PartIntG BW) 
• Qualifizierungsprojekt MEMO – Management & Empowerment in Migrantenorganisationen (bis 

Ende 2016) 
• Kein Kommunalwahlrecht für Nicht-EU-Bürger 
• Integrationsräte in verschiedenen Städten, z.B. Reutlingen oder Geislingen 
• LAKA - Landesverband der kommunalen Migrantenvertretungen Baden- Württemberg. 

Wohnortzuweisungsgesetz 

• „Mit der Wohnsitzauflage steht den Ausländerbehörden ein sinnvolles Instrument zur Verfügung, 
das eine gerechte und zielführende Verteilung innerhalb des Landes ermöglicht. Im Einzelfall ist 
jedoch der Erlass von mehreren Verfügungen erforderlich, da innerhalb der vorgesehenen ge-
setzlichen Fristen keine angemessene Unterkunft gefunden werden kann.“ (vgl. Stellungnahme 
Innenministerium 31.05.17) 

• vorläufiger Hinweis, wie Gesetz angewandt werden soll an Ausländerbehörden, „(…) von der 
Erstaufnahmeeinrichtung des Landes auf die Kreisebene vorläufig bis zum Ende des Asylver-
fahrens verteilt und nach Anerkennung von den Landkreisen auf die kreisfreien Gemeinden 
nach dem Einwohnerschlüssel zugewiesen werden können“, keine Wohngebietsbestimmung in 
denen die Person nicht wohnen darf (kein Wohnverbot) (Nov. 16) 

• Daniel Lede Abal (Grüne): „Wir tragen die Wohnsitzauflage mit – unter der Voraussetzung, dass 
es sich nicht integrationshemmend auswirken darf“. 

• aktuell: Für anerkannte Asylbewerberinnen und -bewerber gilt die Wohnsitzauflage. Ausgenom-
men sind sozialversichungspflichtig Beschäftigte mit einem Umfang von mind. 15 Std., Azubis 
und Studierende.LKs haben Entscheidungshoheit, in welche Kommune Flüchtling kommt (üb-
lich, praktikabel), Streichung der Sozialhilfe bei Nichteinhaltung der Auflage  

 
Vielfalt soll in Baden-Württemberg in der Gesellschaft sowie in der Verwaltung des Bundeslandes gelebt 
werden. Deshalb ist Baden-Württemberg 2012 der „Charta der Vielfalt“ beigetreten. Vorrangiges Ziel ist 
es, die Landesverwaltung vielfältiger aufzustellen. Zwei Jahre nachdem die Charta unterzeichnet wor-
den ist, wird die Umsetzung der darin festgeschriebenen Grundsätze in einem Bericht16 evaluiert. In 
den drei Bereichen „Organisationskultur der Vielfalt vorleben“, „Personalprozesse gestalten“ und „Viel-
falt der Gesellschaft respektieren“ geben die einzelnen Landesministerien darüber Auskunft, welche 
Schritte für eine vielfältigere Gesellschaft bzw. Landesverwaltung bisher gegangen wurden oder in Zu-
kunft noch geplant sind.  

                                                

16 Die Umsetzung der Charta der Vielfalt (CdV) in der Landesverwaltung Baden-Württemberg – Berichte der Res-
sorts und der nachgeordneten Bereiche (2014: https://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redak-
tion/m-sm/intern/downloads/Downloads_Charta-Vielfalt/Charta-Vielfalt_Bericht-Umsetzung_09-06-2015.pdf 
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Eine landesweit aktive Antidiskriminierungsstelle hat Baden-Württemberg allerdings nicht. Trotzdem 
gibt es institutionalisierende Strukturen, die die Arbeit gegen Diskriminierung fördern. Zum einen ist dies 
das Antidiskriminierungsnetzwerk Baden-Württemberg und zum anderen sind es Antidiskriminierungs-
stellen in den Regierungsbezirken Stuttgart, Karlsruhe, Freiburg und Tübingen. Gleichwohl sieht sich 
das Sozialministerium in der Pflicht, Gleichbehandlung und Antidiskriminierung als wichtige Themen-
schwerpunkte in der Gesellschaft zu etablieren. Darüber hinaus laufen dort alle Informationen zu Gleich-
behandlung und Antidiskriminierung zusammen, sodass das Ministerium bei Diskriminierungserfahrun-
gen über Ansprechpartner informieren kann.  

In Baden-Württemberg sind in jüngerer Zeit einige Instrumente der speziellen Integrationsförderung in-
stalliert worden: So nimmt das Land am bundesweiten Programm „Integration durch Qualifizierung“ 
durch das IQ Netzwerk teil, um die Chancen von eingewanderten Personen auf dem deutschen Arbeits-
markt zu verbessern. Zu diesem Programm gehören beispielsweise Beratungsangebote. Das Land en-
gagiert sich hierzu auch in der Qualifizierungs- und Anerkennungsberatung und bietet Programme zur 
Arbeitsmarktintegration oder wirbt mit dem Programm „Vielfalt macht Karriere“ für mehr Migrantinnen 
und Migranten im öffentlichen Dienst. Seit 2014 regelt das „Landesanerkennungsgesetz für im Ausland 
erworbene Berufsabschlüsse“17 Anerkennungsverfahren. Es beinhaltet aber auch die Forderung nach 
kostenlosen Beratungsangeboten. In der Verwaltungsvorschrift „Deutsch für Flüchtlinge“18 liegt der Fo-
kus auf Sprachkursangeboten in Kommunen. 300 Unterrichtseinheiten, Berufsberatung und Praktika-
vermittlungen sind Förderungsgegenstand. Stadt- und Landkreise können finanzielle Mittel zur Durch-
führung solcher Kurse beantragen.  

Die aufgeführten Integrationsmaßnahmen machen deutlich, dass das Bundesland Integration als eine 
Querschnittsaufgabe begreift. Ab 2013 und mit Änderungen seit 2016 soll die Verwaltungsvorschrift 
„Gewährung von Zuwendungen zur Förderung der gesellschaftlichen Teilhabe und Integration“19 kom-
munale Strukturen für eine gelingende Integration fördern. Gerade eine verbesserte soziale Teilhabe 
von Migrantinnen und Migranten gilt als zu erfüllendes Ziel. Mit dem sogenannten „Pakt für Integration“ 
aus dem Jahr 2016 werden politikfeldübergreifend Integrationsmaßnahmen unterstützt. Für die Jahre 
2017 und 2018 sind insgesamt 320 Mio.€ an Haushaltsmitteln vorgesehen, die an die Kommunen flie-
ßen. Damit sollen etwa 1000 Integrationsmanagerstellen in Städten und Gemeinden geschaffen wer-
den. Sie gelten als Helferinnen und Helfer für Menschen mit Migrationshintergrund und Geflüchtete, bei 
Fragen oder Problemen. Darüber hinaus werden Projekte gefördert, die den Übergang zwischen Schule 
und erstem Job begleiten sowie Sprachkursangebote.  

Als eines von bisher vier Bundesländern hat Baden-Württemberg ein Integrationsgesetz verabschiedet. 
Das „Partizipations- und Integrationsgesetz“20 2015 beinhaltet mehrere Themenkomplexe. Neben der 
Änderung verschiedenster bereits bestehender Gesetze, z.B. des Landeshochschulgesetzes oder des 
Justizvollzugsgesetzes, legt es die Freistellungsregelung an religiösen Feiertagen, den Ausbau von In-
tegrationsstrukturen im Land und seinen Kommune sowie die interkulturelle Öffnung der Landesverwal-
tung und des öffentlichen Dienstes fest.  

Für das Sozialministerium ist die interkulturelle Öffnung ein großer Schwerpunkt innerhalb seiner Integ-
rationspolitik. Dabei gibt es vor allem vier Bereiche, in denen Strukturen vielfältiger und diversitärer 
werden sollen. Zunächst einmal ist es Ziel des Ministeriums, den Anteil an Migrantinnen und Migranten 
im öffentlichen Dienst, an den Anteil innerhalb der Gesamtbevölkerung anzugleichen. Dafür wurde u.a. 
ein Pilotprojekt bei der Polizei Karlsruhe initiiert, um mehr Menschen mit Migrationshintergrund für den 

                                                

17 Gesetz über die Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen in Baden-Württemberg (2013): 
https://www.anerkennung-in-deutschland.de/media/landesanerkennungsgesetz_baden_wuerttemberg.pdf 
18 Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Integration über die Gewährung von Zuwendungen an Stadt- und 
Landkreise zur Förderung von Deutschkenntnissen bei Asylbewerbern und Flüchtlingen in Baden-Württemberg 
(VwV Deutsch für Flüchtlinge) (2016): https://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-
sm/intern/downloads/Downloads_VwV-Deutsch_für_Flüchtlinge/VwV_Deutsch-fuer_Fluechtlinge-2016.pdf 
19 Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Soziales und Integration über die Gewährung von Zuwendungen zur 
Förderung der gesellschaftlichen Teilhabe und Integration (VwV-Integration) (2016): https://sozialministerium.ba-
den-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-sm/intern/downloads/Downloads_VwV-Integration/VwV-Integra-
tion_Konsolidierter-Text_06-09-2016.pdf 
20 Gesetz zur Verbesserung von Chancengleichheit und Teilhabe in Baden-Württemberg (2015): https://www.land-
tag-bw.de/files/live/sites/LTBW/files/dokumente/WP15/Drucksachen/7000/15_7784_D.pdf 
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Polizeidienst zu interessieren. Im gesamten Land waren 2016 nur etwa 20% aller Neueingestellten Per-
sonen mit Migrationshintergrund. In der Landesverwaltung wird mit Hilfe von Broschüren, E-Learning-
Kursen oder Qualifizierungsangeboten an der Öffnung des öffentlichen Dienstes für Migranten bzw. der 
Sensibilisierung für interkulturelle Begebenheiten gearbeitet. Dank der Verwaltungsvorschrift „Integra-
tion und Kooperation mit dem VHS-Verband“ möchte Baden-Württemberg Multiplikatoren in interkultu-
rellen Fragen ausbilden. Sie sollen dann interkulturelle Kompetenzen weitergeben. Auch in Vereinen 
sind Migrantinnen und Migranten unterrepräsentiert. Dank einer Kooperation mit dem Deutschen Roten 
Kreuz (DRK) sowie dem Landessportverband (LSV) wird eine Erhöhung ausländischer Mitglieder in den 
Vereinen angestrebt. Außerdem sollen Ausländerbehörden gestärkt werden.  

In Baden-Württemberg gibt es kein Kommunalwahlrecht für Nicht-EU-Bürger. Migrantinnen und Migran-
ten sind allerdings in Migrantenselbstorganisationen organisiert, wodurch sie politisch und gesellschaft-
lich partizipieren können. Dort vertreten sie ihre Interessen gegenüber der Kommunalpolitik oder ande-
ren politischen bzw. gesellschaftlichen Akteuren. Sie wurden bis Ende 2016 durch das Projekt „MEMO 
– Management & Empowerment in Migrantenselbstorganisationen“ bei ihrer Arbeit begleitet. Mitglieder 
der Organisationen konnten sich in drei Qualifizierungsmodulen u.a. vertiefende Kenntnisse über das 
Organisationsmanagement aneignen. Neben Migrantenselbstorganisationen haben sich in verschiede-
nen Städten kommunale Integrationsräte gegründet. Deren Interessen werden wiederum durch den 
landesweit aktiven Landesverband der kommunalen Migrantenvertretungen Baden-Württemberg 
(LAKA) vertreten.  

Baden-Württemberg setzt das Wohnortzuweisungsgesetz aus dem Jahr 2016 um. Für anerkannte Asyl-
bewerber gilt die Wohnortauflage. Zuweisungen in die Kommunen erfolgen aufgrund deren Einwohner-
schlüssel. Von der Regelung ausgenommen sind, Azubis, Studierende und Beschäftigte. 

A.2  Bayern 

Bevölkerung: 12.892.000 | Ausländer/innenanteil: 13,3 % (Quelle: Mikrozensus 2016) 

Anti-Diskriminierungspolitik 

• Beratung gegen (ethnische) Diskriminierung angegliedert an den Landesintegrationsbeauftrag-
ten  

• Anstrengungen Antidiskriminierungsarbeit in Beiräten auf die tägliche Agenda zu setzen à Be-
ratungsangebote  

• Angebote durch Integrationsbeiräte/Ausländerräte möglich: z.B. in Würzburg (Betroffene können 
sich dort melden) 

• Staatliche Antidiskriminierungsstelle in München (AMIGRA) à Öffentlichkeitsarbeit, Beratung, 
Hilfe  

Instrumente der speziellen Integrationsförderung 

• Bundesweites Programm „Integration durch Qualifizierung“ durch das IQ Netzwerk 
• Ländersache: Integrationsbegleitung durch Landesmittel à 2015 2,4 Mio. Euro für Beratungs-

einrichtungen  
• „Kurse zur Erstorientierung und Wertevermittlung für Asylbewerber“: Kooperation mit dem 

BAMF à Staatsministerium entscheidet, welche Akteure Kursträger werden (ab Juli 2017)  
• „Kurse zur Alphabetisierung für Asylsuchende“: Unterstützung durch Staatsministerium (ab Mai 

2016) 
• „Deutschkurse zur sprachlichen Erstorientierung für Asylsuchende“: Noch keine Regelförderung 

durch das Land, aber mehr Träger sollen gewonnen werden (bis Juli 2016) 
• Asylsozialberatung: 30 Mio. Euro (Stand: Anfang 2016)  
• „Der Freistaat übernimmt zudem ab dem 01.11.2015 die volle finanzielle Verantwortung für die 

Jugendhilfekosten der uM (…)“.  
• Freie Wohlfahrtspflege Bayern bündelt Beratungsangebote/Informationen/ 
           Ansprechpartner (online) 
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Integration als Querschnittspolitik 

• Integrationsbeauftragte der Bayerischen Staatsregierung Kerstin Schreyer MdL:  
- ressortübergreifende Arbeit à Prüfung der politischen Maßnahmen auf Integration 
- vernetzt Akteure der Integrationspolitik  
- Geschäftsstelle im Staatsministerium Arbeit/Soziales 
- Konzepte für Integrationspolitik über Ressorts hinweg 
- Zusammenarbeit mit Verbänden, Migrantenorganisationen, Bürger 
- Politische Ombudsfunktion  

• Richtlinie für die Förderung der Integration von Personen mit Migrationshintergrund (Integrati-
onsrichtlinie – IntR von 2012 bis Ende 2017) 

Interkulturelle Öffnung 

• Eher im sozialen Bereich durch Akteure: z.B. Bayerischer Jugendring (in Satzung festgeschrie-
ben) 

• Stand 2015: Etwas mehr als jeder Zehnte im öffentlichen Dienst Beschäftigte hat einen Migrati-
onshintergrund (11,3 Prozent) 

• Öffentliche Verwaltung: Weiterbildungsangebote 
- Staatskanzlei: „Bayerische Exzellenz-Programm-Europa“ 
- Innenministerium: „Workshop Ausländer- und Asylrecht“ 
- Lehrkräfte: Interkulturelle Multiplikatoren  

• Polizei: 80 Personen ohne deutsche Staatsangehörigkeit (01.09.2016) 
• Integrationsgesetz: Verwaltung für interkulturelle Aspekte sensibilisieren (13.12.2016) 
• Städtische Verwaltung 

- München: Workshops, Trainings, Beratung für Referatsmitarbeiter 

Politische Partizipation 

• Bayerischer Integrationsrat (BIR) 
- Konstitution: März 2010 
- Sieben Plenarsitzungen bis Januar 2017, keine feste Anzahl pro Jahr  
- Teilnehmende: LT, Wissenschaft, kulturelle und religiöse Verbände/Vereine  
- März 2017: Erste Sitzung mit Integrationsbeauftragten  
- Agenda: 1. Arbeitsgruppe „Werte- und Demokratieerziehung für alle“; 2. Arbeitsgruppe 

„Empowerment von Frauen“  
- Ad-Hoc-Ausschüsse zu unterschiedlichsten Themen: Sprache, Fachkräfte, Demokratieer-

ziehung  
• Integrations-, Migrations- oder Ausländerbeiräte gibt es in folgenden Regierungsbezirken: Ober-

pfalz, Niederbayern, Oberbayern, Schwaben, Mittelfranken, Oberfranken und Unterfranken: An-
zahl der Räte und der jeweiligen Mitglieder unterscheidet sich 

• Arbeitsgemeinschaft der Ausländerbeiräte Bayern (AGABY) 
- Ratsmitglieder von Migranten gewählt (April 2017: 29 Räte sind im Zusammenschluss ver-

treten) 

Wohnortzuweisungsgesetz 

• Asyldurchführungsverordnung- DVAsyl vom 01.09.2016 
- Neufassung: Regelt „(…) Aufnahme, Verteilung, Zuweisung, Unterbringung und Versor-

gung von Asylbewerbern (…) und das Verfahren der Wohnsitzregelung von Anerkannten “  
- Verteilung aufgrund von Einwohnerzahl auf Regierungsbezirke, LKs oder kreisfreie Ge-

meinden  
 

In Bayern wird Antidiskriminierungsarbeit durch die staatliche Antidiskriminierungsstelle in München 
(AMIGRA) betrieben. Sie kümmert sich zum einen um die Öffentlichkeitsarbeit, zur Aufklärung sowie 
Sensibilisierung der Gesellschaft. Zum anderen bietet sie Beratungen oder Hilfe für Personen an, die 
Diskriminierungserfahrungen ausgesetzt waren/sind. Insgesamt sind Angebote der Antidiskriminie-
rungsarbeit oft an andere Organe angebunden. Beratungsangebote gegen (ethische) Diskriminierung 
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sind an den Landesintegrationsbeauftragten angegliedert, Integrationsbeiräte bzw. Ausländerräte bie-
ten ebenfalls Beratungen an. Betroffene können sich beispielweise an den Integrationsbeirat der Stadt 
Würzburg wenden. Bayern ist weder Mitglieder der „Koalition gegen Diskriminierung“ noch Unterzeich-
ner der „Charta der Vielfalt“.  

Maßnahmen der bayerischen Integrationspolitik konzentrieren sich häufig auf die Sprachförderung. Ver-
schiedene Programme sollen die Sprachvermittlung an Menschen mit Migrationshintergrund und Ge-
flüchtete unterstützen. Das Staatsministerium finanzierte im Jahr 2016 „Kurse zur Alphabetisierung von 
Asylbewerbern“21. Um mehr Träger zu gewinnen, die landesweit Sprachkurse anbieten können, förderte 
das Ministerium vom 01.01.2016 bis 30.6.16 „Deutschkurse zur sprachlichen Erstorientierung für Asyl-
suchende“22. Eine Regelförderung sei jedoch nicht möglich. Ein weiterer Aspekt der Integrationspolitik 
ist die Vermittlung von Werten. Ab Juli 2017 sollen „Kurse zur Erstorientierung und Wertevermittlung für 
Asylbewerber“ angeboten werden. Anfang 2016 hat die Landesregierung beschlossen, 30 Mio.€ für die 
Asylsozialberatung zur Verfügung zu stellen. Eine andere konkrete Integrationsmaßnahme ist die Re-
gelung, ab dem 01.11.2015 die Jugendhilfekosten für unbegleitete minderjährige Geflüchtete zu über-
nehmen.  

Integration als Querschnittspolitik ist in Bayern Aufgabe der Integrationsbeauftragten der Bayerischen 
Staatregierung. Denn ihre Arbeit umfasst u.a., ressortübergreifend Regelungen und Maßnahmen auf 
integrationspolitische Merkmale zu prüfen. Dafür erstellt sie ressortübergreifende Konzepte. Sie ist au-
ßerdem als Vermittlerin tätig, die die verschiedenen Akteure aus dem Feld der (Integrations-)Politik 
miteinander vernetzt. Institutionalisiert ist diese Stelle, da sie als Geschäftsstelle im Staatsministerium 
für Arbeit und Soziales verankert ist.  

Geregelt wird Integration als Querschnittspolitikfeld durch die „Richtlinie für die Förderung der Integra-
tion von Personen mit Migrationshintergrund“23 und das Bayerische Integrationsgesetz von 2016. Fo-
kussiert werden im letzteren Gesetz die Sprachförderung, Wertevermittlung und Schul-bzw. Berufsbil-
dung.  

Interkulturelle Öffnung wird im Integrationsgesetz nicht explizit gefordert. Allerdings möchte die Staats-
regierung interkulturelle Kompetenzen in Schulen oder der Verwaltung fördern. Auf der Ebene der öf-
fentlichen Verwaltung gibt es Weiterbildungsangebote, die für das Zusammenarbeiten mit Menschen 
aus anderen Kulturen sensibilisieren und interkulturelle Kompetenzen stärken sollen. So bietet die städ-
tische Verwaltung in München beispielsweise Workshops, Trainings oder Beratungen für Referatsmit-
arbeiterinnen und -mitarbeiter an.  

Menschen mit Migrationshintergrund treten in Ausländerbeiräten für ihre Interessen ein. Integrations-, 
Migrations-, oder Ausländerbeiräte gibt es in folgenden Regierungsbezirken: Oberpfalz, Niederbayern, 
Oberbayern, Schwaben, Mittelfranken, Oberfranken und Unterfranken. Bezüglich der Anzahl der Räte 
oder deren Zusammensetzung gibt es jedoch Unterschiede zwischen den einzelnen Regierungsbezir-
ken. Landesweit aktiv ist die Arbeitsgemeinschaft der Ausländer-, Migranten- und Integrationsbeiräte 
Bayerns (AGABY), die sich gebündelt für Belange der Menschen einsetzt. Darüber hinaus hat die Ar-
beitsgemeinschaft Kapazitäten, um die Arbeit ihrer Mitglieder zu begleiten. Hier sind die jeweiligen kom-
munalen Räte vertreten. Deren Mitglieder bestimmen die Migrantinnen und Migranten demokratisch. 
Ende April 2017 waren 29 kommunale Beiräte in der AGABY vertreten.  

Mit der Asyldurchführungsverordnung vom 16.08.2016 setzt Bayern das Wohnortzuweisungsgesetz 
zum 01.09.2016 um.  

                                                

21 Modellprojekt „Kurse zur Alphabetisierung für Asylsuchende“ (2016): http://www.stmas.bayern.de/impe-
ria/md/content/stmas/stmas_internet/asyl/alphaasyl_foerdereckpunkte2016.pdf 
22 Modellprojekt „Deutschkurse zur sprachlichen Erstorientierung für Asylsuchende“ (2015): http://www.stmas.bay-
ern.de/imperia/md/content/stmas/stmas_internet/asyl/informationsmaterial_erstorientierungs-
kurse_stmas_2016.pdf 
23 Richtlinie für die Förderung der Integration von Personen mit Migrationshintergrund (Integrationsrichtlinie – IntR 
von 2012-2017) (2012): https://www.verkuendung-bayern.de/allmbl/jahrgang:2013/heftnum-
mer:1/seite:38/doc:1/ansicht:druck 
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A.3  Berlin 

Bevölkerung: 3.537.000 | Ausländer/innenanteil: 17,8% (Quelle: Mikrozensus 2016) 

Anti-Diskriminierungspolitik 

• 2005: Einrichtung der Senatsleitstelle gegen Diskriminierung aus Gründen der ethnischen Her-
kunft, der Weltanschauung und der Religion 

• 2007: Unterzeichnung Charta der Vielfalt 
• 2007: Umbenennung der Senatsleitstelle gegen Diskriminierung aus Gründen der ethnischen 

Herkunft, der Weltanschauung und der Religion in Landesstelle für Gleichbehandlung – gegen 
Diskriminierung24 

• 2011: Mitglied „Koalition gegen Diskriminierung“ è Absichtserklärung „Offensive für eine diskri-
minierungsfreie Gesellschaft 

• Berliner Integrationskonzept „Vielfalt fördern – Zusammenhalt stärken“25 
- Leitprojekte Handlungsfeld II: „Förderung einer Kultur des Respekts und Schutz der Demo-

kratie“  
- Errichtung der Landesstelle für Gleichbehandlung und gegen Diskriminierung 
- Landesprogramm gegen Rechtsextremismus, Rassismus und Antisemitismus 

Instrumente der speziellen Integrationsförderung 

• 2007: Berliner Integrationskonzept „Vielfalt fördern – Zusammenhalt stärken“26 è 8 zentrale 
Handlungsstrategien für erfolgreiche Integrationspolitik 
- Aktivierung und Teilhabe: Erfolgreiche Integrationspolitik bekämpft Diskriminierung, ist par-

tizipativ und stärkt die Zivilgesellschaft (6.) 
• 2010: Partizipations- und Integrationsgesetz (PartIntG)27 è Verpflichtung der gleichberechtig-

ten Teilhabe von Menschen mit Migrationshintergrund 
- Verpflichtung zur Benennung von Bezirksbeauftragten für Integration und Migration 
- Erstes Landesintegrationsgesetz 

• 2016: Masterplan Integration und Sicherheit 
• Lange Fördertradition von Integrationsprojekten und Migrant*innenorganisationen 

è aktuell: 3. Partizipations- und Integrationsprogramm 28 
- geförderte Handlungsfelder: 

- Strukturbestimmende Projekte, Zusammenschlüsse und Dachverbände 
- Förderung des Zugangs zu schulischer und beruflicher Ausbildung für benach-

teiligte Jugendliche und junge Erwachsene 
- Förderung der Chancengleichheit durch niedrigschwellige Sprach- und Bil-

dungsangebote für bestimmte Zielgruppen 
- Förderung der sozialen Infrastruktur, soziokulturellen Aktivitäten und von Integ-

rationsmaßnahmen im stadträumlichen Zusammenhang 
 

                                                

24 Abgeordnetenhaus Berlin (2007): Einrichtung einer Landesstelle für Gleichbehandlung – gegen Dis-
kriminierung. Drucksache 16/0414. 
25 Berliner Senat (2007): Vielfalt fördern – Zusammenhalt stärken. Das Berliner Integrationskonzept. 
Handlungsfelder, Ziele, Leitprojekte. Drucksache 16/715. 
26 Berliner Senat (2007): Vielfalt fördern – Zusammenhalt stärken. Das Berliner Integrationskonzept. 
Handlungsfelder, Ziele, Leitprojekte. Drucksache 16/715. 
27 Gesetz zur Regelung von Partizipation und Integration (PartIntG). Verkündet im Gesetz- und Verord-
nungsblatt für Berlin am 28. Dezember 2010. 
28 Beauftragte des Berliner Senats für Integration und Migration (2017): Projektförderung. URL: 
http://www.berlin.de/lb/intmig/themen/projektfoerderung/.  
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Integration als Querschnittspolitik 

Institutionelle Struktur:  
• Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales 
• Der Beauftragte des Berliner Senats für Integration und Migration 
• Der Landesbeirat für Integrations- und Migrationsfragen 
Grundlage einer Integrationspolitik als Querschnittsaufgabe: Berliner Integrationskonzept „Vielfalt för-
dern – Zusammenhalt stärken“29 
• Zielgruppenorientiert, partizipativ 
• Durch interkultureller Öffnung und Verpflichtung zur gleichberechtigten Teilhabe von Menschen 

mit Migrationshintergrund zur Wahrnehmung Integrationspolitik als Querschnittsaufgabe 

Interkulturelle Öffnung 

• s. auch: Charta der Vielfalt 
• Insbesondere: Partizipations- und Integrationsgesetz (PartIntG)30  

- Verpflichtung der gleichberechtigten Teilhabe von Menschen mit Migrationshintergrund und 
für interkulturelle Öffnung aller Einrichtungen 

- Berücksichtigung von interkultureller Kompetenz bei Beurteilung der Eignung im Rahmen 
von Einstellungen (§4) 

- Bereitstellung von Qualifizierungs- und Fortbildungsmaßnahmen für Landesbeschäftigte 
- Festlegung von Zielvorgaben der Landesregierung zur Erhöhung des Anteils der Beschäf-

tigten mit Migrationshintergrund (angestrebt hinsichtlich Bevölkerungsanteil) 

Politische Partizipation 

• Der Landesbeirat für Integrations- und Migrationsfragen 
• Berliner Integrationskonzept „Vielfalt fördern – Zusammenhalt stärken“ 

- Beteiligung von gesellschaftlichen und Nichtregierungsorganisationen durch Netzwerkbil-
dung erhöhen 

- Verbesserung der Partizipationsmöglichkeiten von Migrant*innen zu politischen Entschei-
dungsgremien 

- Bildung von Integrationsausschüssen in den Bezirken 
• Lange Fördertradition von Integrationsprojekten und Migrant*innenorganisationen è aktuell: 3. 

Partizipations- und Integrationsprogramm 31 
o Vier geförderte Handlungsfelder: 

- Strukturbestimmende Projekte, Zusammenschlüsse und Dachverbände 
- Förderung des Zugangs zu schulischer und beruflicher Ausbildung für benach-

teiligte Jugendliche und junge Erwachsene 
- Förderung der Chancengleichheit durch niedrigschwellige Sprach- und Bil-

dungsangebote für bestimmte Zielgruppen 
- Förderung der sozialen Infrastruktur, soziokulturellen Aktivitäten und von Integ-

rationsmaßnahmen im stadträumlichen Zusammenhang 
 
Das Bundesland Berlin ist bereits seit 2007 Unterzeichner der Charta der Vielfalt. Das Land hat sich 
durch die Unterzeichnung unter anderem dazu verpflichtet, „die Vielfalt der Gesellschaft innerhalb und 
außerhalb der Organisation [anzuerkennen], die darin liegenden Potenziale [wertzuschätzen] und für 
das Unternehmen oder die Institution gewinnbringend [einzusetzen]“. Daneben ist der Stadtstaat seit 

                                                

29 Berliner Senat (2007): Vielfalt fördern – Zusammenhalt stärken. Das Berliner Integrationskonzept. 
Handlungsfelder, Ziele, Leitprojekte. Drucksache 16/715. 
30 Gesetz zur Regelung von Partizipation und Integration (PartIntG). Verkündet im Gesetz- und Verord-
nungsblatt für Berlin am 28. Dezember 2010. 
31 Beauftragte des Berliner Senats für Integration und Migration (2017): Projektförderung. URL: 
http://www.berlin.de/lb/intmig/themen/projektfoerderung/.  



Expertise: Regelungen der Bundesländer in Bezug auf Integration 

 
74 

2011 Mitglied der von der Antidiskriminierungsstelle des Bundes initiierten „Koalition gegen Diskriminie-
rung“ und der damit verbundenen Unterzeichnung der Absichtserklärung „Offensive für eine diskrimi-
nierungsfreie Gesellschaft“. Im Rahmen des Berliner Integrationskonzeptes „Vielfalt fördern – Zusam-
menhalt stärken“32, wurde eine Landesstelle für Gleichbehandlung – gegen Diskriminierung eingerich-
tet. Die Landesstelle verfolgt einen horizontal sowie mehrdimensional ausgerichteten Ansatz, durch die 
Verknüpfung der verschiedenen Ausprägungen von Diskriminierung und der von Diskriminierung be-
troffenen Gruppen. Weiteres Leitprojekt des Integrationskonzepts ist das Landesprogramm gegen 
Rechtsextremismus, Rassismus und Antisemitismus. Bereits 2005 wurde in Berlin die Senatsleitstelle 
gegen Diskriminierung aus Gründen der ethnischen Herkunft, der Weltanschauung und der Religion 
beim Beauftragten für Integration und Migration des Berliner Senats eingerichtet, die im Zuge des All-
gemeinen Gleichbehandlungsgesetzes in die Landesstelle integriert wurde, die aktuell in der Senats-
verwaltung für Justiz, Verbraucherschutz und Antidiskriminierung bei der Staatssekretärin für Verbrau-
cherschutz und Antidiskriminierung angesiedelt ist.33 

Auf institutioneller Ebene liegen integrationspolitische Aufgaben bei der Senatsverwaltung für Integra-
tion, Arbeit und Soziales, der Beauftragten des Berliner Senats für Integration und Migration sowie dem 
Landesbeirat für Integrations- und Migrationsfragen. 

Der Querschnittscharakter der Integrationspolitik wird im Berliner Integrationskonzept „Vielfalt fördern – 
Zusammenhalt stärken“ betont. Das Berliner Integrationskonzept stellt gleichzeitig auch die Grundlage 
der speziellen Integrations- und Partizipationsförderung dar. Eine der insgesamt acht zentralen Hand-
lungsstrategien  „Aktivierung und Teilhabe: Erfolgreiche Integrationspolitik bekämpft Diskriminierung, ist 
partizipativ und stärkt die Zivilgesellschaft“, verbindet die Bekämpfung von Diskriminierung und Partizi-
pationsförderung. 

Berlin verfügt über eine lange Fördertradition von Integrationsprojekten sowie Migrant*innenorganisati-
onen. Im Zeitraum 2008 bis 2011 fand eine umfangreiche Evaluation des Partizipations- und Integrati-
onsprogramms sowie ein Qualitätsdialog mit Migrant*innenorganisationen in den Jahren 2012 und 2013 
statt. In diesem Zuge wurde das Programm neu ausgerichtet und der Förderschwerpunkt auf tatsächli-
che Migrant*innenorganisationen gelegt34. Aktuell befindet sich das Partizipations- und Integrationspro-
gramm in der dritten Auflage mit vier zentral geförderten Handlungsfeldern.  

Das Partizipations- und Teilhabegesetz (PartIntG) verpflichtet darüber hinaus zur gleichberechtigten 
Teilhabe von Menschen mit Migrationshintergrund. Zudem müssen Bezirksbeauftragte für Integration 
und Migration benannt werden. Berlin nimmt mit dem bereits 2010 verabschiedeten Partizipations- und 
Integrationsgesetzes eine Vorreiterrolle ein. Es folgten Nordrhein-Westfalen (2012), Baden-Württem-
berg und Bayern (2016). 

Das Berliner Partizipations- und Integrationskonzept bildet ebenfalls die Grundlage der interkulturellen 
Öffnung. Dieses verpflichtet zum einen zur gleichberechtigten Teilhabe von Menschen mit Migrations-
hintergrund sowie zur interkulturellen Öffnung aller Einrichtungen. Zudem ist hier die besondere Be-
rücksichtigung von interkultureller Kompetenz bei Beurteilung der Eignung im Rahmen von Einstellun-
gen festgehalten sowie die Bereitstellung von Qualifizierungs- und Fortbildungsmaßnahmen für Lan-
desbeschäftigte und die Festlegung  von Zielvorgaben der Landesregierung zur Erhöhung des Anteils 
der Beschäftigten mit Migrationshintergrund. Der Anteil soll sich dabei an dem Bevölkerungsanteil ori-
entieren. 

Die Interessen der ausländischen Einwohnerinnen und Einwohner werden in Berlin insbesondere durch 
den Landesbeirat für Integrations- und Migrationsfragen vertreten. Die Mitglieder werden wird im Rah-
men einer Urwahl durch Vertreterinnen und Vertreter von Migrant*innenselbstorganisationen bestimmt. 

                                                

32 Berliner Senat (2007): Vielfalt fördern – Zusammenhalt stärken. Das Berliner Integrationskonzept. 
Handlungsfelder, Ziele, Leitprojekte. Drucksache 16/715. 
33 Abgeordnetenhaus Berlin (2007): Einrichtung einer Landesstelle für Gleichbehandlung – gegen Dis-
kriminierung. Drucksache 16/0414. 
34 Durch Tandemprojekte, Projekt- sowie Netzwerkkooperationen können auch andere Organisationen 
öffentliche Förderung erhalten. 
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Im Gegensatz zu Brandenburg, wo der dieser durch den Staatssekretär ernannt wird, kommt dem Ber-
liner Landesbeirat für Integrations- und Migrationsfragen somit sowie durch die bestehende Infrastruktur 
der Organisationen eine höhere politische Legitimität als auch Bedeutung zu.  

 

A.4  Brandenburg 

Bevölkerung: 2.490.000 | Ausländer/innenanteil: 4,3% (Quelle: Mikrozensus 2016) 

Anti-Diskriminierungspolitik 

• 2008: Unterzeichnung Charta der Vielfalt 
• 2011: Mitglied „Koalition gegen Diskriminierung“ è Absichtserklärung „Offensive für eine diskri-

minierungsfreie Gesellschaft 
• 1999: Landesantidiskriminierungsstelle; seit 2010: Landesstelle für Chancengleichheit im Büro 

der Integrationsbeauftragten des Landes Brandenburg; seit 2017: Landesstelle für Chancen-
gleichheit im Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie, Referat für Fa-
milienpolitik und Lebenspartnerschaften 

• Integrationsbeauftragte des Landes Brandenburgs 
- Aufgabenbereich Abbau von Integrationshemmnissen und Diskriminierung 

• 1998: Landeskonzept gegen Fremdenfeindlichkeit und rechtsextreme Gewalt „Tolerantes Bran-
denburg“ 

- 2005: Aktualisierung und Fokussierung auf Demokratieförderung 
• 2014: Landesintegrationskonzept „Zuwanderung und Integration als Chance für Brandenburg“ 

- Handlungsfeld „Überwindung von Ausgrenzung, Diskriminierung und Rassismus“ 

Instrumente der speziellen Integrationsförderung 

• 2014: Landesintegrationskonzept „Zuwanderung und Integration als Chance für Brandenburg“ 
- Ziele und Aktivitäten der Zuwanderungs- und Integrationspolitik in 7 Handlungsfeldern: 

(1) Interkulturelle Öffnung und Willkommenskultur 
(2) Überwindung von Ausgrenzung, Diskriminierung und Rassismus 
(3) Bildung 
(4) Berufliche Perspektiven 
(5) Gesundheitliche Versorgung 
(6) Zeitgemäße Asyl- und Flüchtlingspolitik 
(7) Gesellschaftliche Teilhabe 

• Unterstützung und Förderung von Vereinen, Verbänden, Organisationen und Initiativen mit Be-
ratungs-, Sprach-, sowie Integrationsangeboten è Im Zuge der sogenannten Flüchtlingskrise 
um weitere Förderprogramme erweitert, z.B.: 
- Förderprogramme für Projekte zur Integration von Frauen und Mädchen mit Migrationshin-

tergrund 
- Förderung für Projekte zur Unterstützung ehrenamtlicher Willkommensinitiativen 
- Landesprogramm „Deutsch für Flüchtlinge“ 
- Förderung von Ausbildung „kultursensibler Sprachmittlerinnen und Sprachmittlern“ 
- Förderung der Fachstelle „Migration und Gute Arbeit“ 

Integration als Querschnittspolitik 

Institutionelle Struktur:  
- Kein Integrationsministerium als solches; Aufgabenbereich Integration angesiedelt im Ministe-

rium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie 
- Landesintegrationsbeirat 
Grundlage Ressortübergreifende Integrationspolitik: 
Landesintegrationskonzept „Zuwanderung und Integration als Chance für Brandenburg“ 
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• Integrationsbeauftragte des Landes Brandenburg im Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit, Frauen und Familie è Beratung der Landesregierung in migrations- und integrationspoliti-
schen Angelegenheiten 

• Interministerielle Arbeitsgruppe (IMAG) „Integration“ è seit 2016: regelmäßige Treffen zur Be-
gleitung der Umsetzung sowie Weiterentwicklung des Landesintegrationskonzeptes 

• 2015: Errichtung einer Koordinierungsstelle im Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, 
Frauen und Familie 

- „Koordinierung aller Ressorts in flüchtlingspolitischen Fragestellungen in Fällen ressort-
übergreifender Zuständigkeiten“35 

 

Interkulturelle Öffnung 

Grundlagen: 
• 2014: Landesintegrationskonzept „Zuwanderung und Integration als Chance für Brandenburg“ 

è Handlungsfeld interkulturelle Öffnung 
• S. auch: Charta der Vielfalt 

Politische Partizipation 

• 2014: Landesintegrationskonzept „Zuwanderung und Integration als Chance für Brandenburg“ 
è Zielformulierungen und Aktivitäten zur Partizipationsförderung; z.B.: 
- Stärkung von Migrant*innenorganisationen 
- Förderung und Unterstützung der Vernetzung von Migrant*innenorganisationen 
- Stärkung der politischen Partizipation von Migrantinnen und Migranten, u.a. durch „Unein-

geschränktes Einsetzen der Landesregierung für die Einführung des kommunalen Wahl-
rechts für Nicht-EU-Bürgerinnen und –Büger“  

• Integrationsbeauftragte des Landes Brandenburg 
• Landesintegrationsbeirat 
• Kommunalverfassung: Möglichkeit der Bestellung eines „Beirates für Integration von Einwoh-

nern […], die nicht über die deutsche Staatsangehörigkeit verfügen“ 
 
Das Bundesland Brandenburg ist bereits seit 2008 Unterzeichner der Charta der Vielfalt. Das 
Land hat sich durch die Unterzeichnung unter anderem dazu verpflichtet, „die Vielfalt der Ge-
sellschaft innerhalb und außerhalb der Organisation [anzuerkennen], die darin liegenden Po-
tenziale [wertzuschätzen] und für das Unternehmen oder die Institution gewinnbringend [ein-
zusetzen]“.36 Daneben ist der Stadtstaat seit 2011 Mitglied der von der Antidiskriminierungs-
stelle des Bundes initiierten „Koalition gegen Diskriminierung“ und der damit verbundenen Un-
terzeichnung der Absichtserklärung „Offensive für eine diskriminierungsfreie Gesellschaft“. Die 
Einrichtung der Landesantidiskriminierungsstelle erfolgte bereits 1999, noch vor den Gleich-
behandlungsrichtlinien der Europäischen Union sowie dem Allgemeinen Gleichbehandlungs-
gesetz (2006). Antidiskriminierungspolitik hat in Brandenburg entsprechend eine lange Tradi-
tion. 2010 wurde die Antidiskriminierungsstelle in Landesstelle für Chancengleichheit unbe-
nannt und 2012 in das Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie an-
gesiedelt. Diese Landesstelle verfolgte einen horizontal-mehrdimensional ausgerichteten An-
satz, indem verschiedene Ausprägungen von Diskriminierung und der von Diskriminierung be-
troffenen Gruppen miteinander verknüpft wurden. 2014 wurde die Landesstelle für Chancen-
gleichheit ins Referat für Behindertenpolitik zugeordnet. Parallel wurden die Beauftragtenstel-
len der Landesbeauftragten für Gleichstellung von Frauen und Männern, der Integrationsbe-

                                                

35 Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie des Landes Brandenburg (2016): 
Integration – eine Querschnittsaufgabe. URL: http://www.masgf.brandenburg.de/cms/de-
tail.php/bb1.c.438766.de. 
36 Charta der Vielfalt im Wortlaut. URL: https://www.charta-der-vielfalt.de/charta-der-vielfalt/die-charta-
im-wortlaut.html.  
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auftragten des Landes Brandenburgs sowie des Beauftragten der Landesregierung für die Be-
lange der Menschen mit Behinderung zunehmend gestärkt sowie ihre Zuständigkeit der ziel-
gruppenspezifischen Antidiskriminierungsarbeit. Die Landesstelle für Chancengleichheit trat 
somit zunehmend in den Hintergrund. Seit September 2017 wurde eine neue Personalstelle 
für die Landesstelle geschaffen die fortan einen mehrdimensionalen sowie horizontalen An-
satz der Antidiskriminierungsarbeit fokussiert. 
Der Aufgabenbereich Abbau von Integrationshemmnissen und Diskriminierung liegt bei der 
Landesintegrationsbeauftragten.  1998 entwickelte das Land Brandenburg als erstes Bundes-
land mit dem Landeskonzept „Tolerantes Brandenburg“ eine Strategie gegen Fremdenfeind-
lichkeit und rechtsextreme Gewalt. 2005 wurde das Landeskonzept aktualisiert und um die 
Fokussierung auf Demokratieförderung angepasst. 
Die Grundlagen der speziellen Integrationsförderung stellen in Brandenburg insbesondere das 
Landesintegrationskonzept „Zuwanderung und Integration als Chance für Brandenburg“ 
(2014) dar. Hier werden Ziele und Aktivitäten, die die Zuwanderungs- und Integrationspolitik 
betreffen, in sieben Handlungsfeldern dargelegt. Darüber hinaus fördert das Land Vereine, 
Verbände sowie Organisationen und Initiativen, die Angebote im Bereich der Beratung, 
Sprachförderung und Integration anbieten. Im Zusammenhang der zunehmenden Fluchtbe-
wegungen nach Europa bzw. Deutschland, wurden weitere Förderprogramme eingerichtet, die 
sich an die Zielgruppe der Geflüchteten, Asylbeantragenden sowie Geduldeten richten.  
Auf institutioneller Ebene liegt der Aufgabenbereich Integration im Ministerium für Arbeit, So-
ziales, Gesundheit, Frauen und Familie. Brandenburg bildet zusammen mit dem Saarland die 
einzigen Bundesländer, in denen die Bezeichnung Integration nicht in den Titel eines Ministe-
riums aufgenommen wurde, um so die Bedeutung des Politikfelds hervorzuheben. Auf institu-
tioneller Ebene liegt der Aufgabenbereich Integration im Ministerium für Arbeit, Soziales, Ge-
sundheit, Frauen und Familie. 
Das Landesintegrationskonzept beschreibt jedoch Integrationspolitik als ressortübergreifende 
Aufgabe. Im Zuge der sogenannten Flüchtlingskrise wurde dieser Querschnittscharakter wei-
ter ausgebaut, indem eine regelmäßig tagende Interministerielle Arbeitsgruppe „Integration“ 
sowie eine Koordinierungsstelle im Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und 
Familie errichtet wurden.  
Die Basis der Förderung politischer Partizipation von Migrantinnen und Migranten bildet eben-
falls das Landesintegrationskonzept, das unter anderem die Stärkung, Förderung sowie Un-
terstützung der Vernetzung von Migrant*innenorganisationen vorsieht. Darüber hinaus sieht 
das Integrationskonzept die Stärkung der politischen Partizipation von Migrantinnen und Mig-
ranten durch das Einsetzen der Landesregierung für das kommunale Wahlrecht für Nicht-EU-
Bürgerinnen und –Bürger vor. 
Der Landesintegrationsbeirat dient in Brandenburg insbesondere der Vernetzung und Koordi-
nierung der an den Integrationsprozessen beteiligten Akteurinnen und Akteure und unterstützt 
die Landesregierung in beratender Funktion bei der Umsetzung des Landesintegrationskon-
zeptes. 

A.5  Bremen 

Bevölkerung: 673.000 | Ausländer*innenanteil: 18,0% (Quelle: Mikrozensus 2016) 

Anti-Diskriminierungspolitik 

• 2009: Unterzeichnung Charta der Vielfalt 
• 2012: Mitglied „Koalition gegen Diskriminierung“ è Absichtserklärung „Offensive für eine diskri-

minierungsfreie Gesellschaft 
• Zuständigkeit der Landesverwaltung im Referat Integrationspolitik, Migrations- und Integrations-

beauftragte bei der Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport 
• 2016: Antidiskriminierungsklauseln in Gaststättengesetzen (Bremen & Niedersachsen) 
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Instrumente der speziellen Integrationsförderung 

• 2012: „Entwicklungsplan Partizipation und Integration. Beteiligung fördern – Gemeinsamkeiten 
und Vielfalt stärken. Land Bremen 2012-2015“ è Explizite Zielformulierungen zur Entwicklung 
einer Willkommens- und Anerkennungskultur, Bekämpfung von Diskriminierung sowie Förde-
rung des gesellschaftlichen Engagements von Migrant*innen37 è Integration durch Partizipa-
tionsförderung 

• 2014: Rahmenvertrag zwischen Sozialressort und Volkshochschule Bremen zur Organisation 
und Durchführung von Sprachkursen für Asylbewerber*innen und Geflüchtete 

• 2015: „Zukunftschance Ausbildung“ è Qualifizierungsmaßnahmen für Geflüchtete 
• 2017: „Sofortprogramm Flüchtlinge“ Integration vor Ort: Fonds für Projekte zur Teilhabe von 

Geflüchteten im Stadtteil è Bereitstellung von 80.000€ für Stadtteilprojekte, die ehrenamtliches 
Engagement fördern und Beitrag zur Integration von Geflüchteten leisten (Umsetzung Referat 
Integrationspolitik bei der Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport) 

• 2017: Förderung von Sprachkursen für erwachsene Asylsuchende und Geduldete in der Stadt-
gemeinde Bremen im Rahmen einer Zuwendung gemäß Landeshaushaltsordnung (LHO) (Zeit-
raum 01.01.2017-30.06.2017) 

• Förderung der lokalen Integration durch Verknüpfung verschiedener sozialer (Stadt-)Entwick-
lungsprogramme: 
- Wohnen in Nachbarschaften (WiN) è seit 1998; ressortübergreifend ausgerichtetes Pro-

gramm 
- Soziale Stadt è seit 1999; Städtebauförderungsprogramm zur Bekämpfung sozialräumli-

cher Spaltung in dt. Städten 
- Lokales Kapital für soziale Zwecke (LOS) è Landesförderprogramm zur Förderung von 

Projekten, die sich an benachteiligte Menschen am Arbeitsmarkt richten (aktuell: LOS III; 
Förderzeitraum 2014-2020) 

- Stärken vor Ort (2009-2011) è Ziel: soziale, schulische und/oder berufliche Integration von 
benachteiligten jungen Menschen sowie Frauen 

• Selbsthilfe und Projektförderung für Migrantinnen und Migranten 
• S. auch: Mitteilung des Senats „In Bremen zu Hause – Integration gestalten und sozialen Zu-

sammenhalt sichern. Eckpunkte eines mittelfristig ausgerichteten Integrationskonzeptes des 
Senats“38 

Integration als Querschnittspolitik 

Institutionelle Struktur:  
• Senatskanzlei Referat für Wissenschaft, Gesundheit und Verbraucherschutz / Soziales, Ju-

gend, Frauen, Integration / Ressortübergreifende Angelegenheiten 
• Die Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport 
• Bremer Rat für Integration 
 
Grundlage Ressortübergreifende Integrationspolitik: 
Mitteilung des Senats „In Bremen zu Hause – Integration gestalten und sozialen Zusammenhalt si-
chern. Eckpunkte eines mittelfristig ausgerichteten Integrationskonzeptes des Senats“39: 
• Wöchentliche Task-Force zu Unterbringungsfragen 
• Wöchentliches Jour fixe „Flüchtlinge“ der Staatsräte 

                                                

37 Freie Hansestadt Bremen: Staatskanzlei – Integrationspolitik (2012): Entwicklungsplan Partizipation 
und Integration. Beteiligung fördern – Gemeinsamkeiten und Vielfalt stärken. 
38 Bremische Bürgerschaft (2016): Mitteilung des Senats „In Bremen zu Hause – Integration gestalten 
und sozialen Zusammenhalt sichern. Eckpunkte eines mittelfristig ausgerichteten Integrationskonzeptes 
des Senats“. Drucksache 19/242. 
39 Ebd. 



Expertise: Regelungen der Bundesländer in Bezug auf Integration 

 
79 

• Kurzfristige Benennung fester Ansprechpersonen in allen beteiligten Ressorts 
Ressortübergreifender Arbeitskreis Integration 
• Zuständige Senatsressorts und Stabsreferat für Integration 

Interkulturelle Öffnung 

• Seit 2006: Ausbildungskampagnen zur Erhöhung des Anteils von Auszubildenden mit Migrati-
onshintergrund in der öffentlichen Verwaltung 

• S. auch: Charta der Vielfalt 

Politische Partizipation 

• 2012: „Entwicklungsplan Partizipation und Integration. Beteiligung fördern – Gemeinsamkeiten 
und Vielfalt stärken. Land Bremen 2012-2015“ è Explizite Zielformulierungen zur Entwicklung 
einer Willkommens- und Anerkennungskultur, Bekämpfung von Diskriminierung sowie Förde-
rung des gesellschaftlichen Engagements von Migrant*innen 

• Selbsthilfe und Projektförderung für Migrantinnen und Migranten 
• Bremer Rat für Integration 

 
Die Freie Hansestadt Bremen ist bereits seit 2009 Unterzeichner der Charta der Vielfalt. Das Land hat 
sich durch die Unterzeichnung unter anderem dazu verpflichtet, „die Vielfalt der Gesellschaft innerhalb 
und außerhalb der Organisation [anzuerkennen], die darin liegenden Potenziale [wertzuschätzen] und 
für das Unternehmen oder die Institution gewinnbringend [einzusetzen]“.40 Daneben ist der Stadtstaat 
seit 2012 Mitglied der von der Antidiskriminierungsstelle des Bundes initiierten „Koalition gegen Diskri-
minierung“ und der damit verbundenen Unterzeichnung der Absichtserklärung „Offensive für eine dis-
kriminierungsfreie Gesellschaft“. Zudem ist die Migrations- und Integrationsbeauftragte bei der Senato-
rin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport die zentrale Anlaufstelle für das Thema Antidis-
kriminierung. 

Die Grundlagen der speziellen Integrationsförderung stellen in Bremen insbesondere der 2012 be-
schlossene „Entwicklungsplan Partizipation und Integration. Beteiligung fördern – Gemeinsamkeiten 
und Vielfalt stärken. Land Bremen 2012-2015“ dar, der explizite Zielformulierungen zur Entwicklung 
einer Willkommens- und Anerkennungskultur, Bekämpfung von Diskriminierung sowie Förderung des 
gesellschaftlichen Engagements von Migrant*innen umfasst.41 Bremen setzt dabei auf eine Integrati-
onsförderung durch Partizipationsförderung von Migrantinnen und Migranten. 

Seit 2016 stellt die Grundlage der speziellen Integrationsförderung insbesondere das Integrationskon-
zept „In Bremen zu Hause – Integration gestalten und sozialen Zusammenhalt sichern. Eckpunkte eines 
mittelfristig ausgerichteten Integrationskonzeptes des Senats“42 dar. 

Im Zusammenhang der zunehmenden Fluchtbewegungen nach Europa bzw. Deutschland, fördert und 
unterstützt das Land Bremen seit dem Jahr 2014 die Organisation und Durchführung von Sprachkursen 
für Asylbewerber*innen und Geflüchtete. Die Grundlage hierfür bildet ein Rahmenvertrag zwischen dem 
Sozialressort und der Volkshochschule Bremen. Mit dem Ausbildungsprogramm „Zukunftschance Aus-
bildung“ fördert die Hansestadt seit 2015 verstärkt Qualifizierungsmaßnahmen von Geflüchteten. Das 
2017 beschlossene „Sofortprogramm Flüchtlinge“ soll die Integration vor Ort fördern. Hierfür wurden 
Fonds in Höhe von 80.000€ für Projekte zur Teilhabe von Geflüchteten im Stadtteil bereitgestellt. Ge-
fördert werden Stadtteilprojekte, die das ehrenamtliche Engagement fördern und einen Beitrag zur In-
tegration von Geflüchteten leisten.  

                                                

40 Charta der Vielfalt im Wortlaut. URL: https://www.charta-der-vielfalt.de/charta-der-vielfalt/die-charta-
im-wortlaut.html.  
41 Freie Hansestadt Bremen: Staatskanzlei – Integrationspolitik (2012): Entwicklungsplan Partizipation 
und Integration. Beteiligung fördern – Gemeinsamkeiten und Vielfalt stärken. 
42 Bremische Bürgerschaft (2016): Mitteilung des Senats „In Bremen zu Hause – Integration gestalten 
und sozialen Zusammenhalt sichern. Eckpunkte eines mittelfristig ausgerichteten Integrationskonzeptes 
des Senats“. Drucksache 19/242. 
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Ebenfalls wurden in diesem Jahr Sprachkurse für erwachsene Asylsuchende und Geduldete in der 
Stadtgemeinde Bremen im Rahmen einer Zuwendung gemäß der Landeshaushaltsordnung (LHO) ge-
fördert. Die Förderung der lokalen Integration soll durch die Verknüpfung verschiedener sozialer (Stadt-
)Entwicklungsprogramme gesteuert werden. Die Freie Hansestadt verfügt über eine lange Tradition der 
Selbsthilfeförderung. So sind ebenfalls die integrationspolitischen Förderungsinstrumente auf Selbst-
hilfe- und Projektförderungen ausgerichtet. 

Auf institutioneller Ebene liegen integrationspolitische Aufgaben im Referat für Wissenschaft, Gesund-
heit und Verbraucherschutz / Soziales, Jugend, Frauen, Integration / Ressortübergreifende Angelegen-
heiten der Senatskanzlei, bei der Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport. 2004 
wurde zudem durch den Beschluss der Deputation (Verwaltungsausschuss) für Soziales, Jugend, Se-
nioren und Ausländerintegration der Bremischen Bürgerschaft der Bremer Rat für Integration eingerich-
tet. Die institutionelle Integrationspolitik hat in Bremen jedoch eine lange Tradition. Von 1991 bis 1995 
existierte in Bremen unter SPD, FDP und die Grünen (ab 1993 Bündnis 90/Die Grünen) das Ressort 
„Kultur, Ausländerintegration und Jugendarbeit“, wodurch bereits in den frühen 1990er Jahren ein in-
tegrationspolitischer Schwerpunkt gesetzt wurde.  

Der Querschnittscharakter der Integrationspolitik wurde im Zuge der sogenannten Flüchtlingskrise wei-
ter ausgebaut: Die Grundlage der ressortübergreifenden Integrationspolitik stellt dabei das bereits er-
wähnte Integrationskonzept „In Bremen zu Hause – Integration gestalten und sozialen Zusammenhalt 
sichern. Eckpunkte eines mittelfristig ausgerichteten Integrationskonzeptes des Senats“43 dar. Der 
Querschnittscharakter des Politikfeldes wird durch die Errichtung einer wöchentlich tagenden Task-
Force zu Unterbringungsfragen, einem wöchentlichen Jour fixe der Staatsräte sowie durch die Benen-
nung fester Ansprechpersonen aller beteiligten Ressorts deutlich. 

Zudem wurde in diesem Rahmen ein ressortübergreifender Arbeitskreis Integration etabliert, dem die 
zuständigen Senatsressorts sowie das Stabsreferat für Integration angehören. 

Die Basis der Förderung politischer Partizipation von Migrantinnen und Migranten bildet ebenfalls der 
„Entwicklungsplan Partizipation und Integration. Beteiligung fördern – Gemeinsamkeiten und Vielfalt 
stärken. Land Bremen 2012-2015“. Dieser sieht die Entwicklung einer Willkommens- und Anerken-
nungskultur, die Bekämpfung von Diskriminierung sowie die Förderung des gesellschaftlichen Engage-
ments von Migrant*innen vor. Darüber hinaus ist die Partizipationsförderung von Migrantinnen und Mig-
ranten eingebettet in die Selbsthilfekultur. So werden hierbei die für Bremen klassischen Instrumente 
der Selbsthilfe- und Projektförderung genutzt. Zur öffentlichen Förderung bzw. Unterstützung von Par-
tizipationsprojekten, ist die Vereinsgründung bzw. –mitgliedschaft nicht notwendig. 

Diese Maßnahmen, eingebettet in die Tradition der Selbsthilfeförderung, sollen ermöglichen, den Parti-
zipationsinteressen von Migrantinnen und Migranten gerecht zu werden. Die Interessen der ausländi-
schen Einwohnerinnen und Einwohner werden in Bremen insbesondere durch den Bremer Rat für In-
tegration vertreten.  Das sogenannte „Ausländerwahlrecht“, wodurch auch dauerhaft in Deutschland 
lebende Ausländerinnen und Ausländer aus europäischen Drittstaaten zur Wahl berechtigt sind, exis-
tiert nicht.  

  

                                                

43 Bremische Bürgerschaft (2016): Mitteilung des Senats „In Bremen zu Hause – Integration gestalten 
und sozialen Zusammenhalt sichern. Eckpunkte eines mittelfristig ausgerichteten Integrationskonzeptes 
des Senats“. Drucksache 19/242. 
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A.6  Hamburg 

Bevölkerung: 1.794.000 | Ausländer*innenanteil: 17,0% (Quelle: Mikrozensus 2016) 

Anti-Diskriminierungspolitik 

• 2008: Unterzeichnung Charta der Vielfalt 
• 2011: Mitglied „Koalition gegen Diskriminierung“ è Absichtserklärung „Offensive für eine diskri-

minierungsfreie Gesellschaft 
• 2014: Antidiskriminierungsstelle amira è Förderung durch Senat 

- „In erster Linie richtet sich das Angebot an Betroffene, die aus ethnisch-rassistischen Grün-
den aufgrund von Migrationshintergrund, Hautfarbe, ggf. in Verbindung mit anderen Merk-
malen wie z.B. religiöse Zugehörigkeit, sexuelle Orientierung, Behinderung oder Weltan-
schauung Diskriminierung erfahren“44 

Instrumente der speziellen Integrationsförderung 

• 2013: Hamburger Integrationskonzept – Teilhabe, Interkulturelle Öffnung und Zusammenhalt è 
Fortschreibung des Konzeptes September 2017 

• 2016: Sprachförderangebote der Freien Hansestadt Hamburg è Koordination durch Flücht-
lingszentrum Hamburg im Auftrag der Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration 
- „Deutschkurse für Flüchtlinge“ 
- „Deutschkurse zum beruflichen Einstieg“  

• 2017: Förderrichtlinie der Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration „Förderung der 
chancengerechten Teilhabe von Menschen mit Migrationshintergrund“  
- Insbesondere Projektförderung 

• Institutionelle Förderung von bezirks- und stadtteilbezogenen Integrationsprojekten  
• Hamburger Integrationsfonds: Integration durch kulturelle Teilhabe – Institutionen der Stadtteil-

kultur und der Kinder- und Jugendarbeit stärken 

Integration als Querschnittspolitik 

Institutionelle Struktur:  
• Hamburger Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration 
• Integrationsbeirat Hamburg 
Grundlage Ressortübergreifende Integrationspolitik: 
Hamburger Integrationskonzept – Teilhabe, Interkulturelle Öffnung und Zusammenhalt 

Interkulturelle Öffnung 

Grundlagen: 
• Hamburger Integrationskonzept – Teilhabe, Interkulturelle Öffnung und Zusammenhalt  
• „Hamburger Strategie für freiwilliges Engagement 2020 – Engagementstrategie 2020“ 

Politische Partizipation 

• 2017: Förderrichtlinie der Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration „Förderung der 
chancengerechten Teilhabe von Menschen mit Migrationshintergrund“45 

• Integrationsbeirat Hamburg 
• „Hamburger Strategie für freiwilliges Engagement 2020 – Engagementstrategie 2020“  

                                                

44 Hamburger Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration (2014): Senat fördert Antidiskrimi-
nierungsberatung. Beratungsstelle „amira“ öffnet Türen für Ratsuchende. URL: http://www.ham-
burg.de/pressearchiv-fhh/4338268/2014-07-01-basfi-antidiskriminierungsberatung/. 
45 Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration (2017): Förderung der chancengerechten Teil-
habe von Menschen mit Migrationshintergrund. Förderrichtlinie der Behörde für Arbeit, Soziales, Familie 



Expertise: Regelungen der Bundesländer in Bezug auf Integration 

 
82 

Die Freie Hansestadt Hamburg ist bereits seit 2008 Unterzeichner der Charta der Vielfalt. Das Land hat 
sich durch die Unterzeichnung unter anderem dazu verpflichtet, „die Vielfalt der Gesellschaft innerhalb 
und außerhalb der Organisation [anzuerkennen], die darin liegenden Potenziale [wertzuschätzen] und 
für das Unternehmen oder die Institution gewinnbringend [einzusetzen]“.46 Daneben ist der Stadtstaat 
seit 2011 Mitglied der von der Antidiskriminierungsstelle des Bundes initiierten „Koalition gegen Diskri-
minierung“ und der damit verbundenen Unterzeichnung der Absichtserklärung „Offensive für eine dis-
kriminierungsfreie Gesellschaft“. Zudem wurde 2014 eine Antidiskriminierungsstelle beim Senat einge-
richtet. Im Gegensatz zu zur Berliner Landesstelle für Gleichbehandlung – gegen Diskriminierung ver-
folgt die Hamburgische Antidiskriminierungsstelle keinen multidimensionalen Ansatz. Vielmehr fokus-
siert das Angebot „Betroffene, die aus ethnisch-rassistischen Gründen aufgrund von Migrationshinter-
grund, Hautfarbe, ggf. in Verbindung mit anderen Merkmalen wie z.B. religiöse Zugehörigkeit, sexuelle 
Orientierung, Behinderung oder Weltanschauung Diskriminierung erfahren“47. 

Die Grundlagen der speziellen Integrationsförderung stellen in Hamburg insbesondere das 2013 be-
schlossene Hamburger Integrationskonzept „Teilhabe, Interkulturelle Öffnung und Zusammenhalt“ dar. 
Im Zusammenhang der zunehmenden Fluchtbewegungen nach Europa bzw. Deutschland, wurden wei-
tere integrationsfördernde Instrumente eingeführt. So koordiniert das Flüchtlingszentrum Hamburg im 
Auftrag und mit Unterstützung der Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration verschiedene 
Programme zur Sprachförderung. Durch die 2017 verabschiedete Förderrichtlinie „Förderung der chan-
cengerechten Teilhabe von Menschen mit Migrationshintergrund“, wurde die Förderrichtlinie von 2015 
ersetzt und durch weitere Maßnahmen ergänzt. Die finanziellen Zuwendungen durch die Behörde für 
Arbeit, Soziales, Familie und Integration beziehen sich insbesondere auf Projektförderungen und um-
fasst zunächst einen Zeitraum bis einschließlich 2019. Darüber hinaus erhalten bezirks- und stadtteil-
bezogene Integrationsprojekte, wie etwa Integrationszentren mit Beratungsangeboten, eine institutio-
nelle Förderung. 

Das Hamburger Integrationskonzept sowie die Hamburger Engagementstrategie „Hamburger Strategie 
für freiwilliges Engagement 2020“ bilden die Grundlagen für die Förderung einer zunehmenden inter-
kulturellen Öffnung. Letzteres bildet ebenfalls die Grundlage für die Förderung der gesellschaftlichen 
und politischen Partizipation von Menschen mit Migrationshintergrund. Ergänzt wird das Konzept von 
der Förderrichtlinie „Förderung der chancengerechten Teilhabe von Menschen mit Migrationshinter-
grund“. Das gemeinsam von Senat und gesellschaftlichen Organisationen sowie Vertreterinnen und 
Vertretern angelegte Konzept formuliert drei Zielformulierungen: (1) „Engagement der Menschen mit 
Migrationshintergrund sichtbarer machen und würdigen“, (2) „Interkulturelle Öffnung von zivilgesell-
schaftlichen Organisationen strukturell vorantreiben“ und (3) „Strukturelle Förderung von Migrantenor-
ganisationen verbessern“.  

Auf institutioneller Ebene liegen integrationspolitische Aufgaben bei der Hamburger Behörde für Arbeit, 
Soziales, Familie und Integration (BASFI) sowie beim hier angesiedelten Integrationsbeirat, dem bera-
tende sowie begleitende Tätigkeiten für die Behörde, insbesondere bei der Umsetzung des Hamburger 
Handlungskonzepts zukommen. 

  

                                                

und Integration. Abrufbar unter: http://www.hamburg.de/integration/service/4587090/foerderrichtlinie-in-
tegration-text/. 
46 Charta der Vielfalt im Wortlaut. URL: https://www.charta-der-vielfalt.de/charta-der-vielfalt/die-charta-
im-wortlaut.html.  
47 Hamburger Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration (2014): Senat fördert Antidiskrimi-
nierungsberatung. Beratungsstelle „amira“ öffnet Türen für Ratsuchende. URL: http://www.ham-
burg.de/pressearchiv-fhh/4338268/2014-07-01-basfi-antidiskriminierungsberatung/. 
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A.7  Hessen 

Bevölkerung: 6.202.000 | Ausländer/innenanteil: 16,3% (Quelle: Mikrozensus 2016) 

Anti-Diskriminierungspolitik 

• Antidiskriminierungsstelle des Landes (2015) 
- Stabsstelle des Ministeriums für Soziales und Integration  
- Beratung auf Grundlage des AGG 
- Prävention 
- Weiterleitung an betreffende Stellen 
- Öffentlichkeitsarbeit 
- Sensibilisierung 

• Netzwerk gegen Diskriminierung Hessen  
• Unterzeichnung Charta der Vielfalt (2011) 
• Mitglied der „Koalition gegen Diskriminierung“ (2014) 

Instrumente der speziellen Integrationsförderung 

• Landesprogramm „WIR“ 
- Bisherige Mittel 4,6 Mio. € in 2017 8,85 Mio. € 
- Kommunale Koordinierungsstellen für Integrationsaufgaben werden unterstützt 
- Ausbildung Koordinatoren (interkulturelle Öffnung vorantreiben) und Integrationslotsen (eh-

renamtlich) 
- Sozialräumliche Willkommenskultur fördern 
- WIR-Fallmanager für Asylsuchende  
- Unterstützung von Migrantenorganisationen 
- Sprachkurse 

• Sprachprogramm „MitSprache – Deutsch 4U“ 
- Alltagsorientierung durch erste Sprachkurse 
- Mittel 2017: 2,7 Mio. € 
- Kurse plus Kinderbetreuung  
- Sprache und Alltag 
- 2016: 2.500 Teilnehmende an diesem niedrigschwelligen Angebot 
- Antragssteller: LKs, kreisfreie Städte und Sonderstatusstädte  

Integration als Querschnittspolitik 

• Stelle des Bevollmächtigten für Integration und Antidiskriminierung (Staatssekretär) 
• Bereits 2000 Integrationskonzept „Leitlinien der Integrationspolitik“ 
• 2009: Ministerium für Justiz, Integration und Europa; Ministerium für Soziales und Integration 

(2014) 
• Landesausländerbeauftragter im Ministerium  

Interkulturelle Öffnung 

• langfristiges Ziel: Bevölkerung in Verwaltung abbilden 
• Integrationspolitik steht unter dem Claim „Vielfalt in Hessen: Perspektiven eröffnen“ 
• Gefördert durch das Programm „WIR“ 
• Leitfaden für die interkulturelle Praxis vorhanden 
• „Charta der Vielfalt“ (2011 beigetreten) 
• Koalitionsvertrag (2014-2019) 

- Öffentlicher Dienst: Mehr Menschen mit Migrationshintergrund anstellen und interkulturelle 
Schulungen  

o Polizei: 17% der neuen Polizisten mit Migrationshintergrund 
- Feuerwehren sollen interkultureller werden 

• Zivilgesellschaftliche Organisationen  
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• Kommunale Verwaltung 
• Landesverwaltung  

- Ziel: Interkulturelle Öffnung voranbringen  
- Einstellungen: Ermittlung des Anteils der Menschen mit Migrationshintergrund durch Befra-

gungen (seit 2013/2014) 
- Arbeitsgruppe (interkulturelle Öffnung, Diversity und Antidiskriminierung) 

 

Politische Partizipation 

• Landesausländerbeirat (agah) 
• 85 Ausländerbeiräte in unterschiedlichen hessischen Städten 
• Hessische Landkreisordnung (HKO) und Hessische Gemeindeordnung (HGO) ebnen Weg für 

Partizipation: In der HKO sind Beiräte als freiwillige Gremien festgeschrieben, in der HGO so-
gar verankert (=Pflichtgremien) 

 

Wohnortzuweisungsgesetz 

Für anerkannte Asylbewerberinnen und –bewerber gilt die Wohnsitzauflage seit dem 01.09.2017. 
Ausgenommen sind sozialversichungspflichtig Beschäftigte mit einem Umfang von mind. 15 Std., 
Azubis und Studierende. 

 

In den letzten Jahren hat Hessen das Thema „Antidiskriminierung“ verstärkt auf die politische Agenda 
gesetzt. Seit 2014 ist das Bundesland Mitglied der „Koalition gegen Diskriminierung“48. Dadurch ver-
pflichtet es sich nicht nur, verstärkt auf Diskriminierungen hinzuweisen, sondern auch Beratungsange-
bote zu schaffen oder Ansprechpartner zu benennen. Neben der Antidiskriminierungsstelle des Bundes, 
die in den Bundesländern ebenfalls aktiv ist, wurde 2015 eine Antidiskriminierungsstelle auf Landes-
ebene institutionalisiert. Sie ist eine Stabsstelle des Ministeriums für Soziales und Integration und nimmt 
damit einen besonderen Stellenwert im politischen Umfeld ein. Ihre Aufgaben umfassen u.a. die Bera-
tung betroffener Personen auf Grundlage des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG), die Prä-
vention diskriminierender Vorfälle bzw. Strukturen sowie die Weiterleitung der Betroffenen zu weiteren 
Hilfsangeboten. Darüber hinaus wirken die Mitarbeitenden der Antidiskriminierungsstelle auf eine welt-
offene, anti-rassistische Gesellschaft hin. Dazu gehört auch, die Bevölkerung für diese Themen zu sen-
sibilisieren. Bereits seit 2011 ist Hessen außerdem Unterzeichner der „Charta der Vielfalt“.  

In Hessen gibt es 2017 zwei große Angebote zur Integrationsförderung. „MitSprache – Deutsch 4U“49 
ist ein landesweites Sprachprogramm, das bereits bestehende Angebote Hessens oder Sprachkurse 
des BAMF ergänzt. Für 2017 stehen rund 2,7 Mio.€ im Haushalt zur Verfügung, um Geflüchteten in 
Sprachkursen eine Alltagsorientierung zu bieten. Thematisch liegt der Schwerpunkt dieser Kurse des-
halb darauf, Grundkenntnisse der deutschen Sprache zu erlernen und sich im neuen Alltag in Deutsch-
land zurechtzufinden. Besonders an diesem Programm ist, dass während der Kurse oftmals eine Kin-
derbetreuung angeboten wird. Gerade für Mütter stellt dies eine Erleichterung dar. 2016 konnten mit 
dem Programm 2.500 Teilnehmer erreicht werden. Förderanträge an das Land können Landkreise, 
kreisfreie Städte sowie Städte mit Sonderstatus stellen, die Sprachkurse zur Alltagsorientierung anbie-
ten.  

                                                

48 Offensive für eine diskriminierungsfreie Gesellschaft des Landes Hessen: http://www.antidiskriminierungs-
stelle.de/SharedDocs/Downloads/DE/projekte/Absichtserklaerung_Hessen_20140331.pdf?__blob=publication-
File&v=1 
49 Förderrichtlinie zum Landesprogramm „MitSprache – Deutsch4U“: Förderung niedrigschwelliger Deutschkurse 
für Flüchtlinge, Asylbewerber und Geduldete“ (2016): http://www.integrationskompass.de/glo-
bal/show_document.asp?id=aaaaaaaaaaafclo 
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Das zweite wichtige integrationspolitische Programm ist das Landesprogramm „WIR“50. Hier stehen vor 
allem die Integrationsarbeit und das Zusammenleben in den Kommunen im Vordergrund. Mit einer Er-
höhung des Etats von bisher 4,6 Mio.€ auf 8,85 Mio.€ für das Jahr 2017 können vielfältige Projekte 
gefördert oder eingerichtet werden. So unterstützt die Landesregierung kommunale Koordinierungsstel-
len für Integrationsaufgaben, um integrationspolitische Maßnahmen besser umsetzen und vernetzen zu 
können. Neben Sprachkursen geht es darum, Akteure für die Integrationsarbeit aus- bzw. fortzubilden. 
Koordinatoren sollen beispielsweise die interkulturelle Öffnung in vielen Bereichen voranbringen, eh-
renamtliche Integrationslotsen helfen bei alltäglichen Fragen und Migrantenselbstorganisationen wer-
den in ihrer Arbeit gefördert.  

Grundsätzlich scheint es, als würden Migrantinnen und Migranten stark am kommunalpolitischen Ge-
schehen partizipieren. In über 80 Ausländerbeiräten engagieren sie sich für ihre Belange. Landesweit 
gebündelt werden ihre Vorhaben durch den Landesausländerbeirat (agah). In der Hessischen Landkrei-
sordnung (HKO)51 sind Ausländerbeiräte als freiwilliges Gremium festgeschrieben, in der Hessischen 
Gemeindeordnung (HGO)52 sogar verpflichtend aufgeführt, wenn in einer Kommune über 1000 Auslän-
der leben.  

Auf institutioneller Ebene werden die Interessen von Migrantinnen und Migranten ebenfalls vertreten. 
Bereits seit 2000 gibt es das Integrationskonzept „Leitlinien der Integrationspolitik“ in Hessen53. In des-
sen Tradition hat die Landesregierung die Stelle des Bevollmächtigten für Integration und Antidiskrimi-
nierung geschaffen, die im Ministerium für Soziales und Integration angesiedelt ist. Er setzt sich für eine 
offene Willkommenskultur ein, vertritt aber auch die Interessen der Migrantinnen und Migranten. Die 
ministeriale Integrationsabteilung wird durch den Referatsleiter als Landesausländerbeauftragter unter-
stützt. Als Kontaktperson ist er für Anfragen der Bürgerinnen und Bürger verantwortlich.  

In Hessen steht die gesamte Integrationspolitik unter dem Motto „Vielfalt in Hessen: Perspektiven eröff-
nen“. Nicht nur die bereits genannten Programme spiegeln diese Idee wider, sondern auch das Ziel die 
interkulturelle Öffnung von Verwaltung, öffentlichem Dienst, Verbänden oder Vereinen zu pushen. Kon-
kret bedeutet dies: Interkulturelle Weiterbildungsangebote, mehr Migranten und Migrantinnen für die 
Polizei, die Feuerwehr und die Landesverwaltung. Seit 2013 gibt es in der Landesverwaltung Befragun-
gen, um den Anteil der Menschen mit Migrationshintergrund zu ermitteln. Daraus abgeleitet werden 
Maßnahmen zur Erhöhung des Migrantenanteils bzw. Konzepte.   

A.8  Mecklenburg-Vorpommern 

Bevölkerung: 1.614.000 | Ausländer/innenanteil: 4,3% (Quelle: Mikrozensus 2016) 

Anti-Diskriminierungspolitik 

• 2010: Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus Mecklenburg-Vorpommern Unterzeich-
nung Charta der Vielfalt 

• Weder Mitglied der „Koalition gegen Diskriminierung“ noch Unterzeichnung der Absichtserklä-
rung „Offensive für eine diskriminierungsfreie Gesellschaft“ 

• Keine Antidiskriminierungsstelle  

                                                

50 Förderrichtlinie zum Landesprogramm „WIR – Wegweisende Integrationsansätze Realisieren“ (2013): 
http://www.integrationskompass.de/global/show_document.asp?id=aaaaaaaaaaafmmp 
51 Hessische Landkreisordnung (HKO) 2010: https://www.landkreis-fulda.de/fileadmin/service/Formulare/10_oef-
fentliche_sicherheit/Hessische_Landkreisordnung_HKO_Stand_24032010_GVBl_I_S_119.pdf 
52 Hessische Gemeindeordnung (HGO) 2010: http://www.rv.hessenrecht.hessen.de/lexsoft/default/hessen-
recht_rv.html?doc.hl=1&doc.id=jlr-GemOHE2005rahmen:juris-lr00&documentnumber=1&numberofre-
sults=218&showdoccase=1&doc.part=X&paramfromHL=true#docid:146137,96,20100407 
53 Leitlinien der Integrationspolitik der Hessischen Landesregierung (2000): http://www.integrationskom-
pass.de/global/show_document.asp?id=aaaaaaaaaaacdqx 
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• 2016: Förderung von Maßnahmen zur Stärkung von Demokratie und Toleranz54 
- Förderung von Projekten zur Stärkung von Demokratie sowie zur Bekämpfung von Frem-

denfeindlichkeit, Rassismus und Antisemitismus 

Instrumente der speziellen Integrationsförderung 

• 2006: Konzeption zur Förderung der Integration von Migrantinnen und Migranten in Mecklen-
burg- Vorpommern è erste Fortschreibung 2011  

• Projektförderung für die Integration von Migrantinnen und Migranten55 
- Zunächst für den Zeitraum 2014-2018 

Integration als Querschnittspolitik 

Institutionelle Struktur:  
• Ministerium für Soziales, Integration und Gleichstellung 
• Integrationsbeauftragte der Landesregierung im Ministerium für Soziales, Integration und 

Gleichstellung è Amt existiert erst seit Ende 2016 
Ressortübergreifende Integrationspolitik: 
Konzeption zur Förderung der Integration von Migrantinnen und Migranten in Mecklenburg- Vorpom-
mern  
• „Auf der Landesebene sind für die Integrationsförderung alle Ressorts der Landesregierung zu-

ständig, wobei dem Ministerium für Soziales und Gesundheit die Federführung übertragen wor-
den ist“ 

Interkulturelle Öffnung 

• Konzeption zur Förderung der Integration von Migrantinnen und Migranten in Mecklenburg- 
Vorpommern  
- „Förderung von interkultureller Kompetenz von Bürgerinnen und Bürgern des Landes, ins-

besondere von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des öffentlichen Dienstes“. 
• S. auch: Charta der Vielfalt 

Politische Partizipation 

• Konzeption zur Förderung der Integration von Migrantinnen und Migranten in Mecklenburg- 
Vorpommern  

• Projektförderung für die Integration von Migrantinnen und Migranten56  
• Einbeziehung sachverständiger Migrant*innenorganisationen in Ausschüssen und Beiräten 

o Siehe: Netzwerk MIGRANET-MV57 
• Keine explizite Regelung zur Zugewandertenvertretung 
• Möglichkeit der Einrichtung von Beiräten bzw. Ausschüssen in beratender Funktion durch 

Gemeindeordnung 

Mecklenburg-Vorpommern gehört nicht zu den Unterzeichnenden der Charta der Vielfalt. Der von der 
Antidiskriminierungsstelle des Bundes initiierten „Koalition gegen Diskriminierung“ und der damit ver-
bundenen Unterzeichnung der Absichtserklärung „Offensive für eine diskriminierungsfreie Gesellschaft“ 

                                                

54 Richtlinie für die Förderung von Maßnahmen zur Stärkung von Demokratie und Toleranz in Mecklen-
burg-Vorpommern. 
55 Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Projektförderung für die Integration von Mig-
rantinnen und Migranten in Mecklenburg-Vorpommern. 
56 Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Projektförderung für die Integration von Mig-
rantinnen und Migranten in Mecklenburg-Vorpommern. 
57 Netzwerk der Migrantenorganisationen in Mecklenburg-Vorpommern (o.J.): Wer sind Wir? Migranet-
MV. URL: http://u0086518905.user.hosting-agency.de/wer-sind-wir/.  
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ist das Land ebenfalls nicht beigetreten. Einzig das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus 
Mecklenburg-Vorpommern hat die Charta der Vielfalt unterzeichnet. 

Auch existiert keine Landesantidiskriminierungsstelle. Das Thema der Antidiskriminierungspolitik wird 
auf Länderebene in Mecklenburg-Vorpommern eher schwach ausgeübt und als Angelegenheit des Bun-
des eben diesem zunehmend überlassen. Jedoch werden auf Grundlage der 2016 erlassenen „Richtli-
nie für die Förderung von Maßnahmen zur Stärkung der Demokratie und Toleranz in Mecklenburg-
Vorpommern“ Projekte zur Demokratiestärkung sowie zur Bekämpfung von Fremdenfeindlichkeiten, 
Rassismus und Antisemitismus gefördert. 

Die Grundlage der speziellen Integrationsförderung stellt seit 2006 die Konzeption zur Förderung der 
Integration von Migrantinnen und Migranten in Mecklenburg-Vorpommern dar. Im Jahr 2011 wurde das 
Landeskonzept erstmals fortgeschrieben, eine weitere Fortschreibung wird diskutiert.  

Da sich das Land Mecklenburg-Vorpommern in besonderer Weise mit den Herausforderungen des de-
mografischen Wandels konfrontiert sieht, wird in dieser Konzeption die Zielsetzung der „Erhöhung der 
Attraktivität von Mecklenburg-Vorpommern als Zuwanderungsland“ festgehalten. Darüber hinaus för-
dert das Land auf Basis der „Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Projektförderung für 
die Integration von Migrantinnen und Migranten in Mecklenburg-Vorpommern“ diverse Projekte mit spe-
ziellen Integrationsangeboten. Projekte, die sich für die Stärkung der Partizipation von Migrantinnen und 
Migranten einsetzen, Migrant*innenselbstorganisationen, -vereine, sowie –initiativen erhalten durch 
diese Richtlinie ebenfalls Unterstützung.  

Auf institutioneller Ebene liegen integrationspolitische Aufgaben beim Ministerium für Soziales, Integra-
tion und Gleichstellung. Die Errichtung eines Ministeriums mit einem deutlichen Zuschnitt auf das Poli-
tikfeld Integrationspolitik, existiert in Mecklenburg-Vorpommern seit 2016. Zuvor gab es kein Integrati-
onsministerium als solches. Vielmehr lag der Aufgabenbereich Integration im Ministerium für Arbeit, 
Gleichstellung und Soziales.  

Die Konzeption zur Förderung der Integration von Migrantinnen und Migranten in Mecklenburg- Vor-
pommern benennt zudem Zielsetzungen zur verstärkten interkulturellen Öffnung sowie zur Wahrneh-
mung integrationspolitischer Aufgaben als Querschnittspolitik: „Auf Landesebene sind für die Integrati-
onsförderung alle Ressorts der Landesregierung zuständig, wobei dem Ministerium für Soziales und 
Gesundheit die Federführung übertragen worden ist“. 

Das Land Mecklenburg-Vorpommern unterstützt die Netzwerkbildung von Migrant*innenorganisationen. 
Durch Ausschüsse und Beiräte werden diese als Sachverständige in integrationspolitische Prozesse 
mit einbezogen.  

Die Mecklenburg-Vorpommersche Kommunalverfassung sieht keine expliziten Regelungen zur (kom-
munalen) Vertretung zugewanderter Personen vor. Die Gemeindeordnung bietet die Möglichkeit der 
Einrichtung von Beiräten bzw. Ausschüssen in beratender Funktion.  

A.9  Niedersachsen 

Bevölkerung: 7.952.000 | Ausländer/innenanteil: 9,4% (Quelle: Mikrozensus 2016) 

Anti-Diskriminierungspolitik 

• 2008: Unterzeichnung Charta der Vielfalt 
• 2013: Mitglied „Koalition gegen Diskriminierung“ è Absichtserklärung „Offensive für eine diskri-

minierungsfreie Gesellschaft 
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• 2014: Richtlinie „Demokratie und Toleranz“ è Förderung von Maßnahmen, „die Diskriminie-
rung und Fremdenfeindlichkeit in der Gesellschaft entgegenwirken […]“.58 

• 2016: Antidiskriminierungsklauseln in Gaststättengesetzen (Bremen & Niedersachsen) 
• Pilotprojekte anonymisierte Bewerbungsverfahren 

Instrumente der speziellen Integrationsförderung 

Förderung von Beratungsangeboten und Projekten im Bereich Migration und Teilhabe: 
• Richtlinie „Migration, Teilhabe und Vielfalt“ è Förderung von Projekten wie Veranstaltungen, 

Qualifizierungsprojekte sowie Entwicklung geeigneter Medien 
• Förderung der Einrichtung und Betrieb von Koordinierungsstellen für Migration und Teilhabe: 

Förderung der kommunalen Integrationspolitik durch Einrichtung von Koordinierungsstellen für 
Migration und Teilhabe (Landkreise, kreisfreie Städte, Hannover und Göttingen); zusätzlich: fi-
nanzielle Zuwendung durch Übernahme von bis zu 50% der Personalausgaben für solche Stel-
len 

• Förderung von Integrationsberatung durch „Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen 
zur Förderung der Integrationsberatung von Menschen mit Migrationshintergrund“ (seit dem 
31.12.2016 außer Kraft; Neufassung geplant) è Förderung von Beratungsstellen mit den zent-
ralen Aufgaben: 
- Information und Beratung zu aufenthalts- und sozialrechtlichen Fragen 
- Sozialpädagogische und psychosoziale Beratung 
- Sprachförderung 
- Mitwirkung bei der Integration in Bildung, Ausbildung und Arbeit 
- Unterstützung bei der Vermittlung staatsbürgerlicher Kenntnisse 
- Förderung des ehrenamtlichen Engagements 
- Stärkung der Selbsthilfepotenziale 
- Verbesserung der Akzeptanz und Toleranz zwischen den Bevölkerungsgruppen 
- Netzwerkarbeit und Verbesserung der vorhandenen Netzwerkstrukturen 

• Richtlinie „Integrationslotsinnen und Integrationslotes“ è Förderung von Maßnahmen zur Qua-
lifizierung und Weiterbildung von ehrenamtlich Tätigen 

• Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung der Integration von Frauen in 
den Arbeitsmarkt (FIFA) è Integration von Frauen in den Arbeitsmarkt; Zielgruppe: Frauen mit 
Zuwanderungsgeschichte 

 

Integration als Querschnittspolitik 

Institutionelle Struktur:  
• Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung è Referat Migration und Teilhabe 
• Ministerium für Inneres und Sport è Referat Ausländerrechtliche Angelegenheiten 
• Landesbeauftragte für Migration und Teilhabe in der Staatskanzlei 
Netzwerk „Kooperative Migrationsarbeit Niedersachsen“ (KMN) è 2000 etabliert 
• Zusammenfassung aller Beratungs-, Service- und Informationsangebote für Zugewanderte in 

Niedersachsen 
• Koordinierung durch Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung, Abteilung Migra-

tion und Generationen 

                                                

58 Niedersächsisches Landesamt für Soziales, Jugend und Familie: Demokratie und Toleranz. URL: 
https://www.soziales.niedersachsen.de/startseite/soziales_gesundheit/migration_und_teilhabe/demo-
kratie_und_toleranz/demokratie-und-toleranz-106701.html. 
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• Säulen der KMN:59 
- die vom Land geförderte Integrations- und Flüchtlingsberatung, 
- Koordinierungsstellen Migration und Teilhabe, 
- Migrationsberatung für erwachsene Zuwanderer (MBE) des Bundes, 
- Jugendmigrationsdienste (JMD) des Bundes, 
- regionale und kommunale Initiativen, Einrichtungen und Projekte im Bereich Migration und 

Teilhabe, 
- Regionalkoordinatoren des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (BAMF), 
- Fachkräfte aus der Jugendsozialarbeit, 
- Niedersächsische Projekte an schulischen Standorten, 
- LAG der Freien Wohlfahrtspflege, 
- LAG der Jugendsozialarbeit, 
- LAG der sozialen Brennpunkte, 
- Zusammenschluss freier Träger von Integrationsfachdiensten, 
- Arbeitsgemeinschaft Migrantinnen/en und Flüchtlinge in Niedersachsen (amfn e.V.) als 

Dachverband. 
• Islamischer Religionsunterricht 

- Seit 2003: Modellversuche an niedersächsischen Grundschulen 
- Zusammenarbeit Kultusministerium und Beirat für den islamischen Religionsunterricht in 

Niedersachsen (Ditib und Schura) 
- Schuljahr 2013/14: Ausbau islamischer Religionsunterricht zum Regelfach an allen nieder-

sächsischen Grundschulen 
- Schuljahr 2014/15 Ausbau islamischer Religionsunterricht zum Regelfach im Sekundarbe-

reich I 

Interkulturelle Öffnung 

• Vereinbarung zur interkulturellen Öffnung der niedersächsischen Landesverwaltung (Juli 2016) 
è „Vereinbarung gemäß 81 NPersVG über die Förderung der interkulturellen Öffnung der nie-
dersächsischen Landesverwaltung“ zwischen Landesregierung und Spitzenorganisationen der 
Gewerkschaften und Berufsverbände 

• S. auch: Charta der Vielfalt 

Politische Partizipation 

• Institutionelle Förderung von Migrant*innenorganisationen: Unterstützung von Netzwerken der 
Organisationen auf Landesebene 

• Integrationsbeiräte: keine explizite Regelungen in Kommunalverfassung (wie bspw. in NRW) 
• Keine explizite Regelung zur Zugewandertenvertretung 
• Möglichkeit der Einrichtung von Beiräten bzw. Ausschüssen in beratender Funktion durch Ge-

meindeordnung 

Das Land Niedersachsen ist seit Mai 2008 Unterzeichner der Charta der Vielfalt. Das Land hat sich 
durch die Unterzeichnung unter anderem dazu verpflichtet, „die Vielfalt der Gesellschaft innerhalb und 
außerhalb der Organisation [anzuerkennen], die darin liegenden Potenziale [wertzuschätzen] und für 
das Unternehmen oder die Institution gewinnbringend [einzusetzen]“.60 Daneben ist Niedersachsen seit 
2013 Mitglied der von der Antidiskriminierungsstelle des Bundes initiierten „Koalition gegen Diskriminie-
rung“ und der damit verbundenen Unterzeichnung der Absichtserklärung „Offensive für eine diskrimi-

                                                

59 Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung: Migration und Teilhabe fördern – Vielfalt 
gestalten. URL: https://www.ms.niedersachsen.de/themen/integration/integrationspoli-
tik_und_beratungsangebote/integration-foerdern---vielfalt-gestalten-95623.html.  
60 Charta der Vielfalt im Wortlaut. URL: https://www.charta-der-vielfalt.de/charta-der-vielfalt/die-charta-
im-wortlaut.html.  
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nierungsfreie Gesellschaft“. In diesem Zusammenhang wurde das Antidiskriminierungsnetzwerk Nie-
dersachsen etabliert, in dem „Einrichtungen mit unterschiedlichen fachlichen Schwerpunkten [kooperie-
ren]. Es werden alle Merkmale von Diskriminierung abgedeckt, die im AAG [Allgemeines Gleichbehand-
lungsgesetz] erwähnt sind“.61 

Das Land Niedersachsen verfügt über eine Vielzahl an Beratungsangeboten sowie Projekten, die vom 
Land gefördert und unterstützt werden. Dazu zählen Angebote aus dem Bereich Migration und Teilhabe, 
für deren Durchführung das Landesamt für Soziales, Jugend und Familie zuständig ist. Die finanzielle 
Förderung dieser Angebote ist zentrales Instrument der Integrationsförderung des Landes Niedersach-
sens. 

Im Jahr 2000 richtete Niedersachsen ein Netzwerk zur kooperativen Migrationsarbeit und deren Ver-
zahnung ein. Neben der Vernetzung der Beratungs-, Service- und Informationsangebote, sind u.a. der 
Landespräventionsrat, die Landesstelle Jugendschutz, der Landessportbund Niedersachsen, die Aus-
länderbehörden und Jobcenter, Migrant*innenorganisationen, Integrationsbeauftragte, Jugend- und So-
zialämter sowie Integrationsberater verschiedener Behörden im Verbundsystem eingebunden.62 Zu den 
zentralen Zielen des Netzwerks zählen, neben der Errichtung einer Infrastruktur für eine Integrations-
politik als Querschnittspolitik, u.a. die Förderung der „Unterstützung im individuellen Eingliederungspro-
zess von Zugewanderten“ oder auch die Förderung der „Unterstützung und Beratung im Rahmen der 
Flüchtlingssozialarbeit“. 

Auf institutioneller Ebene liegen integrationspolitische Aufgaben in den Landesministerien für Soziales, 
Gesundheit und Gleichstellung (Referat Migration und Teilhabe) sowie Inneres und Sport (Referat Aus-
länderrechtliche Angelegenheiten). Die organisationalen Arrangements der integrationspolitischen Mi-
nisterialverwaltung Niedersachsens sind geprägt von häufigen Änderungen. Nach Nordrhein-Westfalen 
(2005) und Berlin (2006) wurde der Aufgabenbereich Integration ebenfalls in den Ministeriumstitel auf-
genommen. So wurde 2008 unter CDU und FDP das Niedersächsische Ministerium für Inneres, Sport 
und Integration errichtet. 2010 erfolgte die Umbenennung in Ministerium für Inneres und Sport sowie 
der Wechsel der Zuständigkeit für den Aufgabenbereich Integration zum Ministerium für Soziales, 
Frauen, Familie und Gesundheit und dessen Umbenennung in Niedersächsisches Ministerium für So-
ziales, Frauen, Familie, Gesundheit und Integration. 2014 wurde der Titel in Ministerium für Soziales, 
Gesundheit und Gleichstellung geändert.   

Das Land Niedersachsen fördert die Netzwerkbildung von Migrant*innenorganisationen. Die Gemein-
deordnung bietet die Möglichkeit der Einrichtung von Beiräten bzw. Ausschüssen in beratender Funk-
tion. Jedoch gehört Niedersachsen zu den Ländern, in denen die Kommunalverfassung keine expliziten 
Regelungen zur (kommunalen) Vertretung zugewanderter Personen vorsieht. Auch existiert im Kom-
munalwahlrecht Niedersachsens nicht das sogenannte „Ausländerwahlrechts“, wodurch auch dauerhaft 
in Deutschland lebende Ausländerinnen und Ausländer aus europäischen Drittstaaten zur Wahl auf 
kommunaler Ebene berechtigt sind.  

Das Land Niedersachsen hat sich offensiv gegen die Umsetzung der Wohnsitzauflage innerhalb des 
Landes entschieden. Zuletzt gilt Niedersachsen als Vorreiter des islamischen Religionsunterrichts an 
Schulen. Seit 2003 wird an einigen Grundschulen im Rahmen eines Modellversuchs, islamischer Reli-
gionsunterricht gelehrt. Das niedersächsische Kultusministerium arbeitete dabei mit dem Beirat für den 
islamischen Religionsunterricht in Niedersachsen, der sich aus den islamischen (Dach-)Verbänden Ditib 
und Schura konstituierte, zusammen. Zum Schuljahr 2013/14 bzw. 2014/15 wurde der islamische Reli-
gionsunterricht an den niedersächsischen Grundschulen bzw. in den Sekundarstufen I als Regelfach 
ausgebaut. Da es sich um bekenntnisorientierten Religionsunterricht handelt, ist der islamische Religi-
onsunterricht dem evangelischen bzw. katholischen Religionsunterricht gleichgestellt. 

                                                

61 Antidiskriminierungsstelle des Bundes: Antidiskriminierungsnetzwerk Niedersachsen. URL: 
http://www.antidiskriminierungsstelle.de/DE/ThemenUndForschung/Projekte/Foerderung_von_Antidis-
kriminierungsarbeit/foerderprogramm_netzwerk/ibis.html?nn=6573462.  
62 Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung: Migration und Teilhabe fördern – Vielfalt 
gestalten. URL: https://www.ms.niedersachsen.de/themen/integration/integrationspoli-
tik_und_beratungsangebote/integration-foerdern---vielfalt-gestalten-95623.html. 
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A.10  Nordrhein-Westfalen 

Bevölkerung: 17. 911.000 | Ausländer/innenanteil: 14,0% (Quelle: Mikrozensus) 

Anti-Diskriminierungspolitik 

• Themenkomplex integriert in den Integrationsagenturen à 5 Agenturen bieten Service der Anti-
diskriminierungsarbeit: „Servicestellen für Antidiskriminierungsarbeit“ 
- Prävention, Beratung, Hilfestellung, Sensibilisierung, Weiterbildungsangebote, Öffentlich-

keitsarbeit 
- Aachen, Dortmund, Duisburg, Köln und Siegen 

• 2013: Unterzeichnung Charta der Vielfalt 

Instrumente der speziellen Integrationsförderung 

• Bundesweites Programm „Integration durch Qualifizierung“ durch das IQ Netzwerk 
• Integrationsagenturen (2007) 

- Aufgaben: Integrationsarbeit systematisieren, Zusammenleben verbessern, Integration för-
dern, Chancengleichheit herstellen 

- Akteure: Land, Kommunen, soziale Verbände/Träger, Kirchen 
- 163 IA (Ende 2016) 
- Schwerpunkte: Interkulturelle Öffnung, bürgerschaftliches Engagement, Migrantenselbstor-

ganisationen, Antidiskriminierungsarbeit  
• Programm „KOMM-AN NRW“ (2016/2017) 

- Kommunale Integrationszentren stärken 
- Informations- und Wissensvermittlung an Geflüchtete 
- Bau/Renovierung von Treffpunkten 
- Stärkung Integrationsagenturen 
- Flyer „Demokratie für mich“ 

• Kommunale Integrationszentren 
• Pilotprogramm „Integrationslotsen“ 
• Programm „Early Intervention NRW+“ 

- Sprachkurse für Geflüchtete (300h), bei guter Bleibe-bzw. Jobperspektive 
• Integrationspauschalen pro Geflüchtetem an Kommunen 
• Fast 4.000 Integrationsstellen für Sprachbildung und interkulturelle Schulentwicklung  

 

Integration als Querschnittspolitik 

• Teilhabe- und Integrationsgesetz (2012) 
• Früher beim Sozialministerium angesiedelt, nun beim Ministerium für Kinder, Familie, Flücht-

linge und Integration  
• „Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von Integrationsagenturen 

für die Belange von Menschen 
mit Zuwanderungsgeschichte“ (2012) 

• „Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen zur sozialen Beratung von Flüchtlingen in 
Nordrhein-Westfalen" (2016) 

• Förderprogramm "Soziale Beratung von Flüchtlingen": Betreuung/Beratung von Geflüchteten 
mit psychischen/sozialen Problemen (ca. 27 Mio.€ für 2016) 

• Kompetenzzentrum für Integration (Bezirksregierung Arnsberg) 
• Landesweite Koordinierungsstelle Kommunale Integrationszentren (LaKi) 

Interkulturelle Öffnung 

• Landesinitiative „Mehr Migrantinnen und Migranten in den öffentlichen Dienst – interkulturelle 
Öffnung der Landesverwaltung“ 
- Bisher 5 Umsetzungsberichte zu dieser Initiative  
- Interkulturelle Kompetenzen stärken: Weiterbildungsangebote 
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- Polizei: Direktwerbung um MmM 
- Projekt Lehrkräfte mit Zuwanderungsgeschichte  
- Fortbildungs- und Informationsveranstaltungen zur Steigerung der interkulturellen Kompe-

tenz der Landes- bediensteten  
- Landesverwaltung/Landesbehörden 

o Durchschnittlich 12% MmM, Ende 2015: 13,4% (hierfür Methode der Mitarbeiterbefra-
gung) 

o Ausschreibungen direkt auch an MmM richten (beinahe in allen Ressorts) 
o Modellprojekt „Anonymisierte Bewerbung“ (2011-2012) 

 

Politische Partizipation 

• Migrantenselbstorganisationen werden dank des Integrationsgesetzes gefördert 
• Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen für Selbstorganisationen von Migrantinnen 

und Migranten (2015):  
- Finanzielle Unterstützung 
- Sachausgaben 
- Ziele: Anschubförderung, Vernetzung unterschiedlicher Akteure, Qualifizierungsmaßnah-

men 
• Aktuelle Förderphase 2017/2018 für bessere Integration von Geflüchteten (1,3 Mio.€) 

- Selbstorganisationen für neue Gruppen von Zugewanderten fördern  
- Projektförderung 
- Mehr Vernetzungen, Beratungen und Qualifizierungsangebote  

• Fachberatungsstelle für MigrantInnenselbsthilfe à Paritätischen NRW (seit 2000) 
• Interkulturelle Zentren  
• Landesintegrationsrat (LIR) NRW 

Wohnortzuweisungsgesetz 

• „Verordnung zur Regelung des Wohnsitzes für anerkannte Flüchtlinge und Inhaberinnen und 
Inhaber bestimmter humanitärer Aufenthaltstitel nach dem Aufenthaltsgesetz“ 

• Wohnsitzauflage (29.11.2016) 
- Zuständiger Akteure: Bezirksregierung Arnsberg 
- Wer? Anerkannte Flüchtlinge 
- Dauer? Drei Jahre 
- Oft aktueller Wohnort 
- Aus Landeseinrichtung in Kommunen 

• Verteilung nach: 80% Einwohnerzahl, 10% Arbeitslosenquote und 10% Fläche  
• Familienzusammensetzung berücksichtigen 

 

Seit 2013 ist Nordrhein-Westfalen Mitglied der „Charta der Vielfalt“ und setzt sich somit für kulturelle 
Vielfalt und ein gelingendes Zusammenleben verschiedener Kulturen ein. Zwar gibt es in NRW keine 
landesweit agierende Antidiskriminierungsstelle, jedoch ist die Antidiskriminierungsarbeit in den soge-
nannten Integrationsagenturen beheimatet. Fünf Agenturen sind nicht nur für Integrationsmaßnahmen 
zuständig, sondern sind gleichzeitig Servicestellen für Antidiskriminierungsarbeit. Die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter arbeiten daran, Diskriminierungserfahrungen bereits präventiv zu bekämpfen, bieten 
Beratungen an oder sensibilisieren die Gesellschaft für antidiskriminierenden Verhalten. Darüber hinaus 
bieten sie Weiterbildungsangebote an, um Vielfalt und Diversity zu promoten. Diese Servicestellen gibt 
es in folgenden Städten: Köln, Dortmund, Duisburg, Aachen und Siegen.  

Nordrhein-Westfalen setzt in seiner Integrationspolitik bereits seit 2007 auf die genannten Integrations-
agenturen. Ihre Aufgaben sind, die Integrationsarbeit im Land zu systematisieren, das Zusammenleben 
von Menschen mit und ohne Migrationshintergrund zu verbessern, Integration zu fördern und Chancen-
gleichheit für alle herzustellen. Dabei arbeiten unterschiedliche Akteure zusammen. Land, Kommunen, 
soziale Verbände oder Kirchen sind beteiligt. Ende 2016 waren 163 Integrationsagenturen in den Kom-
munen aktiv, um sich für interkulturelle Öffnung, bürgerschaftliches Engagement oder Antidiskriminie-
rungsarbeit einzusetzen.  
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In den Jahren 2016/2017 setzt das Land das Projekt „KOMM-AN NRW“ um. Mit Hilfe dieses Programms 
sollen kommunale Integrationszentren gestärkt werden. Gefördert werden auch Kurse, die Informatio-
nen oder Wissen an Geflüchtete vermitteln. Auch für den Bau oder die Renovierung von Treffpunkten 
der Flüchtlings- bzw. Integrationsarbeit können finanzielle Mittel beantragt werden. Darüber hinaus un-
terstützen etwa 4000 Integrationslotsen Migrantinnen und Migranten in NRW. Integration gelingt vor 
allem dann, wenn die deutsche Sprache beherrscht wird. Diesem Motto folgt NRW, indem es bisher fast 
4000 Stellen für sprachliche Bildung und interkulturelle Schulentwicklung geschaffen hat. Mit dem Pro-
gramm „Early Intervention NRW“ fördert das Land ebenfalls Sprachkursangebote. Geflüchtete können 
an einem Deutschkurs mit 300 Unterrichtsstunden teilnehmen, wenn sie eine gute Bleibe- oder Jobper-
spektive haben. Eine weitere integrationspolitische Maßnahme ist das Förderprogramm „Soziale Bera-
tung von Flüchtlingen“. Insgesamt standen 2016 für das Projekt etwa 27 Mio.€ zur Verfügung.  

Der Querschnittscharakter der nordrhein-westfälischen Integrationspolitik zeigt sich im Teilhabe- und 
Integrationsgesetz, das 2012 verabschiedet wurde. Als Integrationsmaßnahmen beinhaltet das Gesetz 
u.a. folgende Vorschläge: In allen Landkreisen werden kommunale Integrationszentren eingerichtet. Sie 
sollen zu einer verbesserten Steuerung der einzelnen Integrationsangebote in den Kommunen beitra-
gen. Integrationspauschalen, die das Land allen Kommunen zahlt, sollen Bürokratie abbauen sowie die 
Aufnahme neuer Migrantinnen und Migranten vereinfachen. Drittens möchte NRW erreichen, dass mehr 
Menschen mit Migrationshintergrund im öffentlichen Dienst beschäftigt werden.  

Verschiedene Richtlinien enthalten ebenfalls integrationspolitische Maßnahmen. Mit der „Richtlinie über 
die Gewährung von Zuwendungen zur sozialen Betreuung von Flüchtlingen in Nordrhein-Westfalen“63 
aus dem Jahr 2016 nimmt die Landesregierung die Betreuungssituation von Flüchtlingen in den Blick 
und unterstützt Beratungsstellen.  

Schon seit 2007 gibt es in NRW Integrationsagenturen. 2012 hat das Land dann die „Richtlinien über 
die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von Integrationsagenturen für die Belange von Men-
schen mit Zuwanderungsgeschichte“64 beschlossen, um diese auch weiterhin zu fördern.  

Institutionalisiert sind Politiken für eine bessere Integration beispielsweise durch das Ministerium für 
Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration. Eine besondere Rolle nimmt außerdem die Bezirksregie-
rung Arnsberg ein. Sie ist Sitz des Kompetenzzentrums für Integration und organisatorisch für die Lan-
desweite Koordinierungsstelle (LAKI) der kommunalen Integrationszentren verantwortlich.  

Interkulturelle Öffnungsprozesse stößt die Landesregierung 2010 mit der Initiative „Mehr Migrantinnen 
und Migranten in den öffentlichen Dienst -  interkulturelle Öffnung der Landesverwaltung“ an. In den 
folgenden Jahren ist diese Initiative mehrere Male evaluiert worden.65 Konkrete Maßnahmen, die in den 
letzten Jahren umgesetzt worden sind, waren beispielsweise die direkte Werbung um Menschen mit 
Migrationshintergrund für den Polizeidienst. In den Landesbehörden wurden zweitens Mitarbeiterbefra-
gungen zu einem möglichen Migrationshintergrund der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter durchgeführt. 
Von 2011 bis 2012 lief drittens das Modellprojekt „Anonymisierte Bewerbungen“.  

Interessen der Migrantinnen und Migranten werden in Migrantenselbstorganisationen vertreten. Diese 
fördert das Land mit der „Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen für Selbstorganisationen 
von Migrantinnen und Migranten“.66 Förderschwerpunkt ist die soziale Integration von Geflüchteten 
durch die Hilfe von Migrantenselbstorganisationen in den Jahren 2017 und 2018. Hierfür stellt das Land 

                                                

63 Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen zur sozialen Beratung von Flüchtlingen in Nordrhein-Westfa-
len (2016): https://www.bezreg-arnsberg.nrw.de/themen/f/foerderung_fluechtlingsberatungsstellen/richtline_an-
best/richtlinie.pdf 
64 Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von Integrationsagenturen für die Belange von 
Menschen mit Zuwanderungsgeschichte (2012): 
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?menu=1&sg=1&anw_nr=1&gld_nr=%202&ugl_nr=26&val=22984&ver=7
&aufgehoben=N&keyword=&bes_id=22984  
65 Mehr Migrantinnen und Migranten in den Öffentlichen Dienst – Interkulturelle Öffnung der Landesverwaltung. 
Umsetzungsbericht für den Zeitraum 1. Januar 2011 bis 30. Mai 2012 (2012): https://www.mais.nrw/sites/default/fi-
les/asset/document/120800_umsetzungsbericht_ikoe.pdf  
66 Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen für Selbstorganisationen von Migrantinnen und Migranten 
(2017): 
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=1&gld_nr=2&ugl_nr=26&bes_id=31644&val=31644&ver=7&sg=
0&aufgehoben=N&menu=1 
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den Organisationen rund 1,3 Mio.€ zur Verfügung. Diese Förderphase der Richtlinie baut auf eine Ver-
ordnung aus 2015 auf.  

Nicht nur Migrantenselbstorganisationen vertreten die Interessen von Menschen mit Migrationshinter-
grund. Es gibt in NRW die Fachberatungsstelle für Migrantenselbsthilfe, die seit 2000 beim Paritätischen 
NRW angesiedelt ist. Interkulturelle Zentren sowie der Landesintegrationsrat (LIR) sind ebenfalls Ein-
richtungen, in denen sie am politischen und gesellschaftlichen Leben teilhaben.  

Wie einige andere Bundesländer hat Nordrhein-Westfalen die Wohnsitzauflage für Flüchtlinge umge-
setzt. Ab dem 29. November 2016 gilt sie für anerkannte Flüchtlinge für eine Dauer von drei Jahren. Als 
zuständige Institution regelt die Bezirksregierung Arnsberg, wohin Flüchtlinge zugewiesen werden. Oft-
mals soll der aktuelle Wohnort berücksichtigt werden, ebenso wie die Familienzusammenführung. Ge-
regelt ist die Verteilung folgendermaßen: 80% der Einwohnerzahl, 10% der Arbeitslosenquote und 10% 
der Fläche sind die entscheidenden Faktoren. 

A.11 Rheinland-Pfalz 

Bevölkerung: 4.064.000 | Ausländer*innenanteil: 10,9% (Quelle: Mikrozensus 2016) 

Anti-Diskriminierungspolitik 

• Landesantidiskriminierungsstelle „Antidiskriminierung und Vielfalt“ im MFFJIV 
• Strategie Vielfalt der Landesregierung Rheinland-Pfalz (2015) 
• Netzwerk diskriminierungsfreies Rheinland-Pfalz à Kooperation mit dem MFFJIV (davor: MI-

FKJF) 
• Pilotprojekt „Anonymisiertes Bewerbungsverfahren“ (2013) 
• Förderung von Diversity- und Antidiskriminierungsprojekten 
• Infomaterial „Vielfältig. Anders. Gleich!“ in verschiedenen Sprachen 
• Bericht der Antidiskriminierungsstelle über die 16. LP  
• "Runder Tisch Antidiskriminierung und Vielfalt" (staatliche Einrichtungen) 
• 2012: Beitritt der „Koalition gegen Diskriminierung“  

Instrumente der speziellen Integrationsförderung 

• Bundesweites Programm „Integration durch Qualifizierung“ durch das IQ Netzwerk 
• Welcome Center Rheinland-Pfalz (IHKs) 
• „Sprachkurse zur sprachlichen, persönlichen, kulturellen, beruflichen und sozialen Integration 

von Migrantinnen und Migranten“ (seit 2002) 
• Kurse „Mama lernt Deutsch“ 
• Zuschuss des Landes für Projekte zur Sprachförderung (u.a. Lehrmaterial) von Flüchtlingen  

Integration als Querschnittspolitik 

• Landesintegrationskonzept (seit 2007) 
- Später ergänzt (2013) 
- 2015: Integrationskonzept für Flüchtlinge 

• Landesbeirat für Migration und Integration (2007): Expertise für die Landesregierung 
• Beauftragter für Migration und Integration (im MFFJIV) 
• Sprachkursförderung und gleichzeitige Kinderbetreuung 

Interkulturelle Öffnung 

• Landesregierung soll als Multiplikator agieren 
• Gleichberechtigte Teilhabe der MmM als Ziel  
• Verschiedene Bereiche sollen interkulturell geöffnet werden: alle Organisationen/Institutionen in 

RLP, Vereine und Verbände 
• Willkommens- und Anerkennungskultur als Begleiter der iÖ 
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• Interkulturelle Kompetenzen in Unternehmen o.Ä. fördern 
• Landesregierung: innerorganisatorisch iÖ mitdenken, interkulturelle Ausrichtung, Leitbilder be-

rücksichtige iÖ 
• Mitarbeiterbefragung durch das MIFKJF: Anteil der MmM (2012) 
• Anonymisierte Bewerbungsverfahre, Stellenausschreibungen nach dem AGG, Interesse von 

MmM am öffentlichen Dienst erhöhen, direkte Ansprache  
• Projekt „Vielfalt in der Polizei“ wird von der Landesregierung gefördert  
• MIFKJF: Förderrichtlinie zur interkulturellen Öffnung (für Kommunen/Organisationen) 

 

Politische Partizipation 

• Runder Tisch Islam  
• Kommunale Beiräte für Migration und Integration (2009) à davor: Kommunale Ausländerräte 
• 46 Kommunen mit Beiräten (2014) 
• Arbeitsgemeinschaft der Beiräte für Migration und Integration Rheinland-Pfalz 
• Verschiedene Migrantenselbstorganisationen  

 

In Rheinland-Pfalz ist das Thema „Antidiskriminierung“ fest auf politischer Ebene verankert: Das Minis-
terium für Familie, Frauen, Jugend, Integration und Verbraucherschutz beheimatet das Referat „Anti-
diskriminierung und Vielfalt“, die Antidiskriminierungsstelle des Bundeslandes. Darüber hinaus trifft sich 
zweimal jährlich der „Runde Tisch Antidiskriminierung und Vielfalt“, dessen Mitglieder aus staatlichen 
Einrichtungen kommen. Neben der Frauenabteilung des Ministeriums, sind auch der Landesbeauftragte 
für Migration und Integration oder das Beratungsnetzwerk gegen Rechtsextremismus bei den Treffen 
anwesend. Sie alle sprechen über die Arbeit gegen diskriminierende Strukturen oder die aktuelle 
Rechtsentwicklung.  

Neben der Einrichtung spezieller Stellen, die Teil einer Vielfaltspolitik sind, hat RLP mit der „Strategie 
Vielfalt der Landesregierung Rheinland-Pfalz“67 aus dem Jahr 2015 ein Grundsatzpapier für seine Viel-
faltspolitik beschlossen. Darin heißt es, dass nun verschiedene Politikfelder unter dem Mantel der Viel-
faltspolitik miteinander verbunden werden. So werden unterschiedliche Diversity- und Antidiskriminie-
rungsprojekte gefördert. Des Weiteren ist das Bundesland auch Mitglied der „Koalition gegen Diskrimi-
nierung“.  

Wie andere Bundesländer, legt Rheinland-Pfalz ebenfalls großen Wert auf die Sprachvermittlung an 
Migrantinnen und Migranten. Bildung wird als zentraler Bestandteil der Integrationspolitik angesehen. 
Deshalb bezuschusst und fördert das Familienministerium Projekte, die Sprachkurse anbieten. Schon 
seit 2002 gibt es „Sprachkurse zur sprachlichen, persönlichen, kulturellen, beruflichen und sozialen In-
tegration von Migrantinnen und Migranten“, die von der Landesregierung unterstützt werden. Genaue-
res regeln die Förderkriterien zur „Förderung der Integration von Menschen mit Migrationshintergrund 
durch Weiterbildung“.68 Ein Kursangebot ist beispielsweise der Kurs „Mama lernt Deutsch“. Migrantin-
nen und Migranten sowie Geflüchtete erhalten 60, 80 oder 100 Stunden Deutschkurs. Pro Modul bezu-
schusst das Land die Angebote mit 1.500 bis 3.700€. Als Mitglied des bundesweiten Programms „In-
tegration durch Qualifizierung“ möchte das Land außerdem die Arbeitsmarktintegration verbessern. 
Eine weitere integrationspolitische Maßnahme sind Welcome-Center. Sie sollen die Integration verbes-
sern.  

Grundlage für die rheinland-pfälzische Integrationspolitik ist das seit 2007 existierende Landesintegra-
tionskonzept69. Aufgrund sich verändernder Zuwanderungsbewegungen nach Deutschland, wurde das 

                                                

67 Strategie Vielfalt der Landesregierung Rheinland-Pfalz (2015): https://mffjiv.rlp.de/fileadmin/MFFJIV/Vielfalt/An-
tidiskriminierungsstelle/Strategie_Vielfalt_der_Landesregierung_Rheinland-Pfalz.pdf 
68 Förderung der Integration von Menschen mit Migrationshintergrund durch Weiterbildung (2014): 
https://mffjiv.rlp.de/fileadmin/MFFJIV/Integration/Finanzielle_Foerderungen/Foerderkriterien_Weiterbil-
dungNEU_Juli_2017.pdf 
69 Verschiedene Kulturen – Leben gemeinsam gestalten! (2007): https://mffjiv.rlp.de/fileadmin/MFFJIV/Integra-
tion/Integrationskonzept07-RLP.pdf 
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Konzept in den Jahren 201370 und 2015 ergänzt. Zuletzt um ein Integrationskonzept für Flüchtlinge71. 
Es ist auch ein Zeichen für politikfeldübergreifende Integrationspolitik. Der Landesbeirat für Migration 
und Integration berät die Landesregierung seit 2007. Er erstellt Expertisen zu integrations- und migrati-
onspolitischen Fragestellungen und baut dabei auf ein breites Expertenwissen aus der Praxis. Insge-
samt hat der Rat 51 Mitglieder. Verantwortlich ist das Referat Integration und Migration im Ministerium 
für Familie, Frauen, Jugend, Integration und Verbraucherschutz. Ebenfalls im Familienministerium an-
gesiedelt ist der Beauftragte für Migration und Integration. Er ist nicht nur in verschiedenen staatlichen 
Gremien Mitglied, um dort die Belange der Migrantinnen und Migranten zu vertreten, sondern möchte 
auch auf eine gleichberechtigte Teilhabe an gesellschaftspolitischen Prozessen hinwirken.  

Interkulturelle Öffnungsprozesse werden von der Landesregierung als notwendig erachtet. Aus diesem 
Grund hat sie im Integrationskonzept einen Schwerpunkt auf die interkulturelle Öffnung gelegt. Sie 
selbst soll als Multiplikatorin für interkulturelle Öffnung agieren, mit dem Ziel eine gleichberechtigte Teil-
habe von Menschen mit Migrationshintergrund in Rheinland-Pfalz zu ermöglichen. Dazu gehört u.a., 
dass eine Willkommens- und Anerkennungskultur geschaffen bzw. geschützt werden muss, da sie Hand 
in Hand mit der interkulturellen Öffnung geht. Um sowohl die Willkommenskultur, als auch interkulturelle 
Öffnung bzw. interkulturelle Kompetenzen zu fördern, hat die Landesregierung außerdem zwei Grund-
satztexte veröffentlicht.7273 Damit legt sie fest, welche Ziele und Grundsätze Teil einer auf Interkultura-
lität begründeten Integrationspolitik sein sollen.  

Konkrete Maßnahmen waren u.a. das Pilotprojekt „Anonymisierte Bewerbungen“ (2013) mit dem mehr 
Menschen mit Migrationshintergrund zu Bewerbungen im öffentlichen Dienst animiert werden sollten. 
2012 hat das damalige Ministerium für Integration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen Mitarbeiterbe-
fragungen durchgeführt, um auf freiwilliger Basis abzufragen, ob die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
einen Migrationshintergrund haben. Daraus sollten dann Handlungsempfehlungen abgeleitet werden. 
Nicht nur in der Landesverwaltung möchte die Landesregierung mehr Migrantinnen und Migranten ein-
stellen, sondern auch in der Polizei. Deshalb fördert die Politik das Projekt „Vielfalt in der Polizei“.  

Ihre gesellschaftlichen und politischen Interessen vertreten Menschen mit Migrationshintergrund auf 
unterschiedliche Art und Weise: Neben dem Runden Tisch Islam, gibt es seit 2009 kommunale Beiräte 
für Integration und Migration (zuvor: Kommunale Ausländerräte) oder Migrantenselbstorganisationen. 
Gerade die kommunalen Beiräte bündeln ihre Interessen in der Arbeitsgemeinschaft der Beiräte für 
Migration und Integration Rheinland-Pfalz. Als Vermittler bzw. Interessenvertreter agieren sie im politi-
schen Umfeld um Parteien, Landtag oder Regierung.  

Rheinland-Pfalz sieht bisher keine Notwendigkeit, das Wohnortzuweisungsgesetz anzuwenden. 

  

                                                

70 Integration, Anerkennung und Teilhabe. Leben gemeinsam gestalten – Integrationskonzept Rheinland-Pfalz 
(2013): https://mffjiv.rlp.de/fileadmin/MFFJIV/Integration/Integrationskonzept_Rheinland_Pfalz_2013.pdf 
71 Integrationskonzept für Flüchtlinge (2015): https://mffjiv.rlp.de/fileadmin/MFFJIV/Integration/Integrationskon-
zept_fuer_Fluechtlinge_einseitig.pdf 
72 Interkulturelle Öffnung und interkulturelle Kompetenz in der Einwanderungsgesellschaft (2013): 
https://mffjiv.rlp.de/fileadmin/MFFJIV/Integration/Interkulturelle_OEffnung_und_interkulturelle_Kompe-
tenz_end.pdf 
73 Willkommens- und Anerkennungskultur (2013): https://mffjiv.rlp.de/fileadmin/MFFJIV/Integration/Willkom-
mens_und_Anerkennungskultur_end.pdf 
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A.12 Saarland 

Bevölkerung: 996.000 | Ausländer/innenanteil: 11,4% (Quelle: Mikrozensus 2016) 

Anti-Diskriminierungspolitik 

• Fachstelle Antidiskriminierung & Diversity Saar 
• Projekt: "Beratungsnetzwerk gegen Diskriminierung Saar - Etablierung einer Strategie der 

Nichtdiskriminierung und Gleichstellung im Saarland (2)" 
 

Instrumente der speziellen Integrationsförderung 

• Bundesweites Programm „Integration durch Qualifizierung“ durch das IQ Netzwerk 
• Projektförderungen zum Thema „Wertevermittlung und Erstorientierung“ 
• SIGNAL - SIGNAL - Sprachbildung und soziale Integration für Migrantenkinder und Eltern in 

Kindergarten und Grundschule 
• Koordinationsstelle Integration 
• Integrations- und Migrationslotsen 
• Landesintegrationsbegleitung (LIB) (Fachdienste der nachholenden Integration) für arbeitslose 

MmM 
- Beratung 
- Vernetzung 
- Kooperation Jobcenter 

• Ministerium für Inneres  
- Crash-Kurse Deutsche Sprache für Flüchtlinge  

• Ministerium für Soziales  
- Deutschförderung durch ehrenamtliche Kräfte 
- 220.000 € Fördermittel  

• Ministerium für Bildung und Kultur   
- Regelsprachförderprogramm für schul- und berufsschulpflichtige minderjährige Flüchtlinge 
- 160 gesonderte Sprachförderlehrer (davon zum laufenden Schuljahr 50 zusätzlich einge-

stellt) sowie zusätzlich 160 Lehrkräfte zur Beschulung von Flüchtlingskindern im laufen-
den Schuljahr (ca. 5000 Schülerinnen und Schüler mit Migrations-Hintergrund) 

• Ministerium für Bildung und Kultur   
- Niederschwellige Integrations- bzw. Sprachkurse (ehemals „Mama lernt Deutsch“) für län-

ger in Deutschland lebende Migrantinnen und Migranten; Förderhöhe 1.200 € pau-
schal/Kurs, 60 UE im Halbjahr 

• Ministerium für Wirtschaft  
- Einsteiger-Deutschkurse für (Asyl-) Zugewanderte zur Arbeitsmarktintegration, 1,5 Mio. € 

Fördermittel für Sprachvermittlung (+ 5000.000 € für Beschäftigungs-Coaching) in 100 
Deutsch- und Alphabetisierungskursen, gestartet zurzeit 45 Kurse mit rd. 700 Teilnehmen-
den 

Integration als Querschnittspolitik 

• Referat für Integration (2001) à Vernetzung mit unterschiedlichen Politikfeldern (Kinder, Fami-
lien, Bildung, Kultur usw.) 

• Integrationsbeauftrage der Landesregierung 
• Landesintegrationskonzept (2005) 
• „Lebacher Erklärung“ für Zusammenhalt und Miteinander (2015) 
• Interkulturelles Kompetenzzentrum  

Interkulturelle Öffnung 

• Polizei: „Besonderes Interesse an Bewerbungen von MmM“ 
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Politische Partizipation 

• Ausländerbeiräte 
• Saarländischer Integrationsrat  

 

Die von der Antidiskriminierungsstelle des Bundes geförderte Fachstelle Antidiskriminierung und Diver-
sity Saar hat mit dem Projekt „Beratungsnetzwerk gegen Diskriminierung Saar – Etablierung einer Stra-
tegie der Nichtdiskriminierung und Gleichstellung im Saarland (2)“ begonnen, landesweite Beratungs-
angebote gegen Diskriminierung zu etablieren. Hierbei soll das Netzwerk als Fachstelle agieren.  

Integrationspolitik ist im Saarland wahrlich eine Querschnittsaufgabe: Mehrere Landesministerien för-
dern Integrationsprojekte mit dem Schwerpunkt „Sprachförderung“. So unterstützt das Ministerium für 
Inneres Crash-Kurse für die deutsche Sprache, das Wirtschaftsministerium stellt hingegen 1,5 Mio.€ für 
Einsteiger-Deutschkurse für Geflüchtete zur Verfügung. Es wird deutlich, dass der Spracherwerb einen 
großen Teil der integrationspolitischen Maßnahmen ausmacht. Denn auch das Ministerium für Bildung 
und Kultur fördert Sprachkursprogramme. Zwar ist der Schwerpunkt immer gleich, aber es werden trotz-
dem unterschiedliche Politikfelder berührt. Über eine verbesserte schulische Bildung, den Berufsein-
stieg oder gezielte Frauenförderung ist alles dabei.  

Neben einem breiten Sprachkursangebot, legt die Landesregierung Wert auf ein gelingendes Zusam-
menleben in den Kommunen. Durch die Koordinierungsstelle Integration, Integrations- und Migrations-
lotsen, aber auch die Landesintegrationsbegleitung (LIB) des Fachdienstes der nachholenden Integra-
tion gibt es ein breites Beratungsangebot für Menschen mit Migrationshintergrund. So soll die Integra-
tion erleichtert werden. 

 Seit 2001 gibt es im Saarland ein Referat für Integration, welches mit verschiedenen Politikfeldern ver-
netzt ist. Belange von Kindern und ihren Familien werden ebenso beachtet, wie Bildungspolitiken oder 
kulturelle Themen. Einige Jahre später verabschiedete die Landesregierung das Landesintegrations-
konzept74. Darin legt sie die integrationspolitische Richtung der saarländischen Landespolitik fest. Dar-
über hinaus werden Handlungsfelder der Ministerien beschrieben. Mit der Einsetzung eines Landesin-
tegrationsbeauftragten sollen integrative Perspektiven sowie die Interessen von Migrantinnen und Mig-
ranten auf politischer Ebene mitgedacht werden. Er agiert als Mittelsmann zwischen den unterschied-
lichsten Ressorts.  

 

Als die Landesregierung 2015 die „Lebacher Erklärung“75 unterzeichnet hat, bekräftigte sie die Idee 
eines weltoffenen Saarlands, indem sie eine ausgeprägte Willkommenskultur als Leitbild festgelegt hat. 
Verschiedene Grundsätze sollen für ein gutes Miteinander sorgen und den gesellschaftlichen Zusam-
menhalt erhalten.  

Migrantinnen und Migranten sind im Saarland in mehreren kommunalen Ausländerbeiräten organisiert. 
Räteübergreifend ist der Saarländische Integrationsrat dafür zuständig, die Belange der Menschen ge-
bündelt zu repräsentieren. 

  

                                                

74Integrationskonzept der saarländischen Landesregierung (2005):  http://www.via-bund.de/integrations-konzepte-landes-
ebene/saarland/IntegrationskonzeptSaarland.pdf 
75 „Zusammenhalt und Miteinander – Lebacher Erklärung“ https://www.saarland.de/dokumente/thema_integration/LebacherEr-
klaerung_A4.pdf 
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A.13  Sachsen-Anhalt 

Bevölkerung: 2.242.000 | Ausländer*innenanteil: 4,5% (Quelle: Mikrozensus 2016) 

Anti-Diskriminierungspolitik 

• 2010: Unterzeichnung Charta der Vielfalt 
• Kein Mitglied der „Koalition gegen Diskriminierung“ sowie keine Unterzeichnung der Absichtser-

klärung „Offensive für eine diskriminierungsfreie Gesellschaft“ 
• Antidiskriminierungsnetzwerk Sachsen-Anhalt e.V. 

Instrumente der speziellen Integrationsförderung 

• 2005: Leitbild zur Entwicklung der Zuwanderung und Integration in Sachsen-Anhalt 
• 2009: Aktionsprogramm Integration 
• Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung der Integration von Menschen 

mit Migrationshintergrund (Integrationsrichtlinie) 
• Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung der ehrenamtlichen Tätigkeit 

von Integrationslotsen (Integrationslotsen-Richtlinie) 
• Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Integration von Migrantinnen und Migran-

ten, zur Flüchtlingshilfe sowie zur interkulturellen Öffnung 
• Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Stärkung der kommunalen Migrationsarbeit 

im Land Sachsen-Anhalt (Richtlinie Koordinierungsstelle Migration) 
• Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Stärkung der Willkommenskultur sowie zur 

Information und Aufklärung der einheimischen Bevölkerung in Bezug auf die Aufnahme und Un-
terbringung von Asylsuchenden und Flüchtlingen 

• 2016: niedrigschwellige Sprachkursangebote für Geflüchtete ohne Zugang zu Integrationskursen 
è Finanzierung aus Landesmitteln und ESF 

Integration als Querschnittspolitik 

Institutionelle Struktur:  
• Ministerium für Arbeit, Soziales und Integration 
• Integrationsbeauftragte der Landesregierung im Ministerium für Arbeit, Soziales und Integration 
• Landesintegrationsbeirat 
Grundlage ressortübergreifende Integrationspolitik: 
• Leitbild zur Entwicklung der Zuwanderung und Integration in Sachsen-Anhalt 
• Aktionsprogramm Integration 
• Interministerielle Arbeitsgruppe Integration 

Interkulturelle Öffnung 

• 2015: Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Integration von Migrantinnen und 
Migranten, zur Flüchtlingshilfe sowie zur interkulturellen Öffnung 

• 2015: Projekt „Interkulturelle Orientierung und Öffnung – Fortbildungs- und Beratungsservice für 
Verwaltungen“ è Förderung durch Asyl- und Migrationsfonds der EU (AMIF) 

• S. auch: Charta der Vielfalt 

Politische Partizipation 

• 2008: Förderung der Gründung und Unterstützung des Landesnetzwerks von Migrant*innenor-
ganisationen (LAMSA) 

• 2010: Einrichtung Landesintegrationsbeirat 
• Förderung von Koordinierungsstellen für Integration in den Landeskreisen sowie kreisfreien 

Städten è Stärkung der kommunalen Integrationsbeiräte 
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• 2014: Gesetz zur Reform des Kommunalverfassungsrechts des Landes Sachsen-Anhalt und 
zur Fortentwicklung sonstiger kommunalrechtlicher Vorschriften (Kommunalrechtsreformge-
setz) è §80: Regelung, dass „Kommunen […] bei Planungen und Vorhaben, die die Interessen 
von Zuwanderern berühren, diese in angemessener Weise beteiligen [sollen]“ 

Wohnsitzauflage 

• Januar 2017: Erlass zum Integrationsschlüssel76 
- Zuweisung von Geflüchteten mit anerkanntem Schutzstatus in bestimmte Landkreise bzw. 

kreisfreie Städte 
- Möglichkeit der kreisinternen Wohnortzuweisung durch die Landkreise 
- Zuweisungsschlüssen nach Anteil der Einwohnerinnen und Einwohner sowie Situation des 

Ausbildungs- und Arbeitsmarkts 
 

 
Das Bundesland Sachsen-Anhalt ist seit 2010 Unterzeichner der Charta der Vielfalt. Das Land hat sich 
durch die Unterzeichnung unter anderem dazu verpflichtet, „die Vielfalt der Gesellschaft innerhalb und 
außerhalb der Organisation [anzuerkennen], die darin liegenden Potenziale [wertzuschätzen] und für 
das Unternehmen oder die Institution gewinnbringend [einzusetzen]“.77 Der von der Antidiskriminie-
rungsstelle des Bundes initiierten „Koalition gegen Diskriminierung“ und der damit verbundenen Unter-
zeichnung der Absichtserklärung „Offensive für eine diskriminierungsfreie Gesellschaft“ ist das Land 
nicht beigetreten.  

Die Handlungsgrundlagen der speziellen Integrationsförderung stellen in Sachsen-Anhalt das 2005 
bzw. 2009 eingeführte „Leitbild zur Entwicklung der Zuwanderung und Integration in Sachsen-Anhalt“ 
sowie das Aktionsprogramm Integration dar. Zur Unterstützung der Umsetzung und Weiterentwicklung 
der integrationspolitischen Konzepte und Strategien wurden ein Landesnetzwerk der Migrant*innen-
selbstorganisationen sowie der Landesintegrationsbeirat etabliert. Darüber hinaus fördert das Land di-
verse Projekte, Organisationen und Programme, die zur Integration und Förderung von Migrantinnen 
und Migranten beitragen. Seit 2008 werden die Einrichtungen von Koordinierungsstellen in den Land-
kreisen und kreisfreien Städten gefördert, die die Netzwerkbildung lokaler Integrationsarbeit und Um-
setzung der lokalen Integrationskonzepte stärken sollen. Lokale Integrationsprojekte werden zusätzlich 
insbesondere durch die Integrationsrichtlinie gefördert. 

Im Zusammenhang der zunehmenden Fluchtbewegungen nach Europa bzw. Deutschland, fördert und 
unterstützt das Land seit 2016 zusätzliche Sprachkurse für Geflüchtete, die bisher keinen Zugang zu 
Integrationskursen haben. Die Finanzierung erfolgt aus Landesmitteln sowie aus Mitteln des ESF. 

Integrationspolitik ist in Sachsen-Anhalt Querschnittsaufgabe, womit alle Ministerien beteiligt sind. Seit 
der Landtagswahl 2016 liegt die Federführung beim Ministerium für Arbeit, Soziales und Integration. 
Zuvor bei den Ministerien des Inneren und Soziales. Das Leitbild zur Entwicklung der Zuwanderung und 
Integration und der Aktionsplan Integration stellen die Grundlage für die ressortübergreifende Integrati-
onspolitik dar. Zudem existiert eine Interministerielle Arbeitsgruppe Integration. 

Mit dem Landesnetzwerk von Migrant*innenorganisationen (LAMSA), dem Landesintegrationsbeirat so-
wie der Förderung der Koordinierungsstellen für Integration, die die kommunalen Integrationsbeiräte 
stärken, hat die Integrationspolitik Sachsen-Anhalts maßgeblich zur Steigerung der Anzahl der Mig-
rant*innenorganisationen im Land beigetragen. Da sich das Land in besonderer Weise mit den Heraus-
forderungen des demografischen Wandels konfrontiert sieht, setzt Sachsen-Anhalt auf die „Aktivierung 

                                                

76 Ministerium für Inneres und Sport Sachsen-Anhalt (2017): Erlass zum Integrationsschlüssel. Presse-
mitteilung Nr.: 001/2017. URL: http://www.presse.sachsen-anhalt.de/in-
dex.php?cmd=get&id=881971&identifier=96c7342b522cc52cdb9ede625a6d9736. 
77 Charta der Vielfalt im Wortlaut. URL: https://www.charta-der-vielfalt.de/charta-der-vielfalt/die-charta-
im-wortlaut.html.  
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und Verfestigung der Selbsthilfekräfte der Zuwanderer sowie die Stärkung ihrer Potenziale und Kompe-
tenzen“ (Integrationsrichtlinie). 

Das Gesetz zur Reform des Kommunalverfassungsrechts des Landes Sachsen-Anhalt und zur Fortent-
wicklung sonstiger kommunalrechtlicher Vorschriften (Kommunalrechtsreformgesetz) aus dem Jahr 
2014 regelt zusätzlich die Interessenvertretung von Zugewanderten auf kommunaler Ebene. Demnach 
sollen Kommunen „bei Planungen und Vorhaben, die die Interessen von Zuwanderern berühren, diese 
in angemessener Weise beteiligen“ (§ 80). Hierfür ist insbesondere die Bildung von Ausländer- und 
Migrationsbeiräte vorgesehen. 

Die Wohnsitzauflage nach dem Aufenthaltsgesetz wurde durch den Erlass zum Integrationsschlüssel 
im Januar 2017 in Sachsen-Anhalt eingeführt. Hierdurch werden Geflüchtete mit anerkanntem Schutz-
status bestimmten Landkreisen bzw. kreisfreien Städten zugewiesen. Darüber hinaus besteht die Mög-
lichkeit der kreisinternen Wohnortzuweisung durch die Landkreise. Der Zuweisungsschlüssel ergibt sich 
dabei aus dem Anteil der Einwohnerinnen und Einwohner sowie durch die Situation auf dem Ausbil-
dungs- und Arbeitsmarkt.  

A.14  Sachsen 

Bevölkerung: 4.088.000 | Ausländer/innenanteil: 4,5% (Quelle: Mikrozensus 2016) 

Anti-Diskriminierungspolitik 

• Geschäftsstelle Antidiskriminierung bei der Sächsischen Staatsministerin für Gleichstellung und 
Integration 

• Förderung von Antidiskriminierungsbüro Sachsen e.V. 
• Koalitionsvertrag: „Die Koalitionspartner setzen sich gemeinsam für eine diskriminierungsfreie 

Gesellschaft ein. Sie sind sich darin einig, dass eine nachhaltige Unterstützung der von Diskri-
minierung betroffenen Menschen und die Bekämpfung von Benachteiligungen auf allen Ebe-
nen.“ 
- Maßnahmenkatalog gegen Diskriminierung erstellen 
- Ziel, Diskriminierung zu bekämpfen/aufzuklären/aufzudecken wird institutionalisiert  

• Mitglied der „Koalition gegen Diskriminierung“ (Juni 2017) 
- Öffentlichkeitsarbeit 
- Beratung 
- Ziel, Antidiskriminierungsarbeit als Querschnittsthema etablieren (auch: ressortübergrei-

fend) 
• Gremium auf Landesebene: „Lenkungsausschuss zur Bekämpfung von Diskriminierung in 

Sachsen“ (ressortübergreifend) 
• „Strategie zum Schutz vor Diskriminierung und zur Förderung von Vielfalt im Freistaat Sachsen“ 

(2017) 
• Geplant: Unterzeichnung der „Charta der Vielfalt“ 

Instrumente der speziellen Integrationsförderung 

• Integrationspaket (März 2016) 
- Haushalt 2016: 34,4 Mio.€ 
- Orientierungskurse für Geflüchtete  
- Sprachkurse 
- Einrichtung/Unterstützung Servicestellen  
- Richtlinie für die soziale Betreuung  
- Empowerment von Frauen 

• Sächsisches Zuwanderungs- und Integrationskonzeptes (ZIK) (2012) 
- Basis für Willkommenskultur 
- Schwerpunkte: Interkulturelle Öffnung, Kompetenz und interkultureller Dialog 
- Ziele: Netzwerk Integration aufstellen 
- Integrationsprozess in Zusammenarbeit mit den Medien 
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- Mehrsprachiger Gesundheitsratgeber  
- Mehr MmM in Sportvereinen Broschüre „Deutsch für alle – 99 Wege zur deutschen Spra-

che“ 
- Kommunale Ausländer- und Integrationsbeauftragte (KAIB) in den Städten/LKs 
- Informations- und Beratungsstelle Anerkennung Sachsen (IBAS) à Anerkennung Berufs-

abschlüsse 
 

Integration als Querschnittspolitik 

• Staatsministerin für Gleichstellung und Integration (Staatsministerium für Soziales und Verbrau-
cherschutz)  

• Beirat für Migration und Integration (Beratungsorgan) 
• Sächsischer Ausländerbeauftragte (1992)  
• Staatsministerium für Soziales und Verbraucherschutz fördert Integrationsprojekte 
• Richtlinie „Integrative Maßnahmen“ (=“Richtlinie zur Förderung der sozialen Integration und 

Partizipation von Personen mit Migrationshintergrund und der Stärkung des gesellschaftlichen 
Zusammenhalts“) 
- Projektförderung: Interkulturelle Öffnung, aktive Teilhabe von MmM, für Zusammenhalt der 

Gesellschaft, gegen Vorurteile 
- Projektförderung II: Arbeitsgelegenheiten von Geflüchteten in LKs und ehrenamtliche 

Sprachkurse 
- Projektförderung III: Landessprachprogramm  
- Projektförderung IV: Orientierungskurse für Geflüchtete in den Erstaufnahmeeinrichtungen  

Interkulturelle Öffnung 

• „Charta der Vielfalt“ à Landesverwaltung soll interkultureller werden 
• Richtlinie „Integrative Maßnahmen“ à iÖ fördern  
• Servicestellen für Sprach- und Integrationslotsen  
• Pilotprojekt zur anonymisierten Bewerbung  
• Perspektivisch: MmM im WDR-Rundfunkrat 
• Öffentliche Verwaltung 

- Seit 2007 im Fokus 
- Bedarfsabfrage zum Thema „interkulturelle Kompetenz“ als Weiterbildungen oder Fortbil-

dungen durchgeführt à Seminarangebot 
- Mehr MmM im öffentlichen Dienst à gezielte Werbung, Bewusstsein schaffen, Qualifizie-

rungsmaßnahmen anbieten 
- Empfehlungen für den Sächsischen Landkreistag und den Städte- und Gemeindetag hin-

sichtlich interkultureller Öffnung  

Politische Partizipation 

• Sächsischer Migrantenbeirat 
• Beirat für Migration und Integration (teilweise mit MSO) 
• Staatsregierung will sich nicht aktiv für kommunales Wahlrecht für Ausländer aus Drittstaaten 

einsetzen  
• Ausländerbeiräte (z.B. in Dresden, Leipzig und Chemnitz) 

 

Wohnortzuweisungsgesetz 

• Beratung des Lenkungsausschuss Asyl im Oktober 2017 erwartet. 

 

Im Kampf gegen Diskriminierung ist Sachsen Unterzeichner der „Charta der Vielfalt“ und Mitglied der 
„Koalition gegen Diskriminierung“. Hiermit leistet der Freistaat einen großen Beitrag für die Antidiskrimi-
nierungsarbeit und geht aktiv gegen diskriminierende Strukturen vor. Durch die Einrichtung des Antidis-
kriminierungsbüros verfolgen die politischen Akteure diesen Ansatz weiter. Das ressortübergreifende 
Gremium „Lenkungsausschuss zur Bekämpfung von Diskriminierung in Sachsen“ und die durch die 
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Landesregierung verfasste „Strategie zum Schutz vor Diskriminierung und zur Förderung von Vielfalt im 
Freistaat Sachsen“ (2017) institutionalisieren die Arbeit für eine offene Gesellschaft, in der Alle frei leben 
können.    

Der Freistaat geht in Sachen „Integration“ seit vielen Jahren mutig voran. Bereits 1992 hat der Sächsi-
sche Landtag den ersten Ausländerbeauftragten gewählt. Seither bestimmen die Mitglieder des Land-
tags nach jeder Wahl einen Beauftragten aus ihrer Mitte für diese Aufgabe78. Um die Interessen der 
Migrantinnen und Migranten zu vertreten, steht er in engem Kontakt mit den landespolitischen Akteuren. 
Die Dienststelle ist deshalb im Landtag eingerichtet worden. Zu seinen wichtigsten Aufgaben gehört die 
Mitarbeit an Gesetzesentwürfen oder Verordnungen, die ausländerrechtliche Belange berühren. Hierbei 
soll er die Interessen der Menschen mit Migrationshintergrund einbringen. Sobald im Plenum des Säch-
sischen Landtags über migrations- oder integrationspolitische Themen diskutiert wird, gibt der Auslän-
derbeauftragte Stellungnahmen ab.  

Neben dem Ausländerbeauftragten ist die Sächsische Staatsministerin für Gleichstellung und Integra-
tion (Staatsministerium für Soziales und Verbraucherschutz) auf institutioneller Ebene für integrations-
politische Maßnahmen zuständig. Unterstützt wird ihr Geschäftsbereich Gleichstellung und Integration 
durch das Beratungsorgan „Beirat für Migration und Integration“.   

Seit 2012 gibt es in Sachsen ein Zuwanderungs- und Integrationskonzept (ZIK)79, welches die Schwer-
punkte sowie Ziele der sächsischen Integrationspolitik festlegt. In insgesamt zehn Handlungsfeldern soll 
die Integration von Zugewanderten gestaltet werden. Dazu zählen die interkulturelle Öffnung des öffent-
lichen Dienstes oder Vereinen, aber auch das Ankommen in den Kommunen oder der Gesundheitsfür-
sorge. Sachsen zollt hiermit dem Querschnittscharakter des Politikfeldes „Integrationspolitik“ Rechnung.  

Das ZIK soll regelmäßig weiterentwickelt werden. Im Frühsommer 2017 hatten die Bewohner Sachsens 
die Chance, sich aktiv an der Weiterentwicklung des Konzepts zu beteiligen. Sie waren dazu aufgerufen, 
ihre Ideen über ein online-eingerichtetes Beteiligungsportal einzureichen.  

Darüber hinaus berät der „Beirat für Migration und Integration“ die am Fortschreibungsprozess beteilig-
ten Akteure. Aufbauend darauf wurden im Geschäftsbereich „Gleichstellung und Integration“ verschie-
dene integrationspolitische Richtlinien erlassen: 2015 hat das Staatsministerium die „Richtlinie Integra-
tive Maßnahmen“80 verabschiedet. Sie richtet den Fokus auf die Förderung integrativer Projekte, die 
beispielsweise eine interkulturelle Öffnung in Vereinen bewirken sollen. Auch Sprachkursangebote fal-
len unter die Förderbedingungen der Richtlinie. Mit der „Richtlinie Soziale Betreuung von Flüchtlingen“81 
soll Geflüchteten eine angemessene soziale Beratung angeboten werden. Darüber hinaus wurden die 
„Förderrichtlinie Weltoffenes Sachsen“82 sowie die „Richtlinie zur Förderung der Chancengleichheit“83 
beschlossen.  

In Zeiten von Flüchtlingsbewegungen nach Deutschland, passt der Freistaat seine integrationspoliti-
schen Maßnahmen an die neuen Rahmenbedingungen an. So wurde die „Richtlinie Integrative Maß-
nahmen“84 aus dem Jahr 2015 bereits ein Jahr später um ein Landessprachprogramm ergänzt. 2017 
kamen Maßnahmen zur Erstorientierung für Geflüchtete in sächsischen Erstaufnahmeeinrichtungen 
hinzu.  

Um die im ZIK festgelegten Ziele zu erreichen, hat der Freistaat 2016 außerdem ein Integrationspaket 
geschnürt. Mit einem Budget von 34,4 Mio. Euro sollen u.a. Orientierungskurse für Geflüchtete, Sprach-
kurse oder Servicestellen gefördert bzw. eingerichtet werden. Finanziell aufgestockt wurden die „Richt-
linie Integrative Maßnahmen“ und die „Richtlinie Soziale Betreuung von Flüchtlingen“.  

Dank des Sächsischen Migrantenbeirats sowie Ausländerbeiräten in verschiedenen Städten, vertreten 
Migrantinnen und Migranten ihre Interessen gegenüber politischen Akteuren auf kommunaler Ebene. 

                                                

78 Gesetz über den Sächsischen Ausländerbeauftragten (1994) 
79 Respekt, Toleranz, Achtung. Zuwanderungs- und Integrationskonzept ZIK 2012 
80 Richtlinie des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales und Verbraucherschutz Geschäftsbereich Gleichstellung und In-
tegration zur Förderung der sozialen Integration und Partizipation von Personen mit Migrationshintergrund und der Stärkung des 
gesellschaftlichen Zusammenhalts (Richtlinie Integrative Maßnahmen) 
81 Richtlinie Soziale Betreuung von Flüchtlingen (2015) 
82 Förderrichtlinie Weltoffenes Sachsen (2017) 
83 Richtlinie zur Förderung der Chancengleichheit  
84 Richtlinie Integrative Maßnahmen (2017) 



Expertise: Regelungen der Bundesländer in Bezug auf Integration 

 
104 

Politische oder gesellschaftliche Partizipation bedeutet auch, wählen zu gehen. Auf Bundesebene 
möchte sich die sächsische Staatsregierung nicht für die Einführung des Wahlrechts für Personen aus 
nicht-europäischen Drittstaaten einsetzen.   

Insgesamt zeichnet sich die sächsische Integrationspolitik durch eine Vielzahl verschiedener, unterstüt-
zender Maßnahmen für eine gelingende Integration aus. Dabei nimmt die Staatsregierung nicht nur die 
Migrantinnen und Migranten selbst, sondern auch Vereine oder Ehrenamtlichen in den Blick. Ein Grund-
satz lautet, dass Sachsens Zukunft maßgeblich von zugewanderten Personen beeinflusst wird. Durch 
die getroffenen Maßnahmen soll dies gut gelingen. 

A.15  Schleswig-Holstein 

Bevölkerung: 2.866.000 | Ausländer/innenanteil: 8,0% (Quelle: Mikrozensus 2016) 

Anti-Diskriminierungspolitik 

• 2012: Unterzeichnung Charta der Vielfalt 
• 2013: Mitglied „Koalition gegen Diskriminierung“ è Absichtserklärung „Offensive für eine diskri-

minierungsfreie Gesellschaft 
• 2013: Landesprogramm zur Demokratieförderung und Rechtsextremismusbekämpfung in 

Schleswig-Holstein 
• Antidiskriminierungsstelle bei der Bürgerbeauftragten für soziale Angelegenheiten beim Land-

tag 
• Beauftragter für Flüchtlings-, Asyl- und Zuwanderungsfragen beim Landtag 

Instrumente der speziellen Integrationsförderung 

• 2011: Aktionsplan Integration „Vielfalt macht stark“ è zehn Handlungsfelder (u.a. Willkom-
mens- und Anerkennungskultur); zusätzlich: Errichtung Begleitausschuss zur Umsetzung (Ver-
treter*innen aus Verbänden, Migrant*innenselbstorganisationen, Ministerien, Forschung, Kom-
munen und Beauftragte für Flüchtlinge und Integration) 

• Migrationsberatung des Landes Schleswig-Holstein (MBSH) 
• Migrations- und Integrationsstrategie der Landesregierung Schleswig-Holstein85 
• Mai 2015: erste Flüchtlingskonferenz der Landesregierung sowie gesellschaftlichen Vertre-

ter*innen, Organisationen und Kommunen zur Integration von Geflüchteten è „Flüchtlingspakt 
– Integration vom ersten Tag“86 
o Flüchtlingspakt: Zielvereinbarungen 

• November 2016: Zweite Flüchtlingskonferenz der Landesregierung sowie gesellschaftlichen 
Vertreter*innen, Organisationen und Kommunen 

• Einrichtung einer interministerielle Arbeitsgruppe (IMAG) zur Umsetzung des Flüchtlingspakts 
è Perspektivpapier87 

• Kommunale Finanzpakete I, II, III è Einigung mit Kommunen über Finanzierung und Verteilung 
der Kosten zur Aufnahme und Integration von Geflüchteten 

                                                

85 Ministerium für Inneres und Bundesangelegenheiten des Landes Schleswig-Holstein (2014): Migrati-
ons- und Integrationsstrategie der Landesregierung Schleswig-Holstein. 
86 Landesregierung Schleswig-Holstein: Flüchtlingspakt – Willkommen in Schleswig-Holstein! Integra-
tion vom ersten Tag an. 06. Mai 2015. 
87 Ministerium für Inneres und Bundesangelegenheiten des Landes Schleswig-Holstein (2016) (Hrsg.): 
Unser Flüchtlingspakt: Wir gestalten den Weg! Für Integration, Teilhabe und Zusammenhalt. 9. Novem-
ber 2016. 
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• Personalstellen für kommunale Personalstellen für Koordinationsaufgaben (Kreise und kreis-
freie Städte) è Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von Koordinie-
rungsstellen zur integrationsorientierten Aufnahme von Flüchtlingen 

• 2015: Arbeits- und Planungshilfe für Kommunen und Wohnungswirtschaft: „Das Kieler Modell“ 
è Förderung gemeinschaftlicher Wohnprojekte für Geflüchtete 

• Seit 2013: Projekt „Starterpaket für Flüchtlinge in Schleswig-Holstein“ (STAFF.SH)è Finanzi-
elle Zuweisung vom Innenministerium an Landesverband der Volkshochschulen SH zur Förde-
rung von Sprachkursen für Geflüchtete (mittlerweile: 5. Paket) 

Integration als Querschnittspolitik 

Institutionelle Struktur:  
• Ministerium für Inneres, ländliche Räume und Integration 
• Beauftragter für Flüchtlings-, Asyl- und Zuwanderungsfragen beim Landtag 
• Bevollmächtigter für Integration beim Innenministerium 
• Landesamt für Ausländerangelegenheiten 
• Einrichtung einer interministerielle Arbeitsgruppe (IMAG) zur Umsetzung des Flüchtlingspakts 
• Konzept zur Integration von Migrantinnen und Migranten in Schleswig-Holstein (2002)  

Interkulturelle Öffnung 

• „Für eine moderne, vielfältige Verwaltung in Schleswig-Holstein“ (LT-Drs. 18/747) è Bericht-
auftrag 

• Bericht der Landesregierung „Für eine moderne, vielfältige Verwaltung in Schleswig-Holstein“ 
(LT-Drs. 18/1290) è vorgesehene Aktivitäten u.a.: 
- Erhöhung des Anteils der Beschäftigten mit Migrationshintergrund durch verstärkte und ge-

zielte Ansprache bei Ausbildungen und Einstellungen; 
- Etablierung von Maßnahmen für ein kulturfaires Auswahlverfahren;  
- Förderung der interkulturellen Kompetenz der Beschäftigten und Auszubildenden;  
- Fortbildungsprogramm zur interkulturellen Kompetenzentwicklung der Landespolizei 

• S. auch: Charta der Vielfalt 

Politische Partizipation 

• Unterstützung der strategischen Ausrichtung kommunaler Integrationspolitik zur Stärkung der 
Vernetzungsstrukturen sowie interkultureller Öffnung der Verwaltung 

• Aktionsplan Integration (2011): Förderung gesellschaftliches Engagement von Migrant*innen è 
Leitprojekt „Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements“ 

• Institutionelle Förderung von Migrantenorganisationen seit 2013 
• Integrationsbeiräte: keine explizite Regelungen in Kommunalverfassung (wie bspw. in NRW) 
• Keine explizite Regelung zur Zugewandertenvertretung 
• Möglichkeit der Einrichtung von Beiräten bzw. Ausschüssen in beratender Funktion durch Ge-

meindeordnung è §47d, Abs. 1: Gemeinde kann die Bildung von Beiräten für gesellschaftlich 
bedeutsame Gruppen vorsehen; §47e, Abs. 1 und 2: Regelung des Rechts auf Unterrichtung 
sowie Antrags- und Anhörungsrecht der Beiräte in sämtlichen Angelegenheiten, die die jeweils 
vertretene gesellschaftlich bedeutsame Gruppe betreffen 

 

Wohnsitzauflage 

Ankündigung der Einführung der Wohnsitzauflage 2016 durch damalige Landesregierung.  
Derzeit noch keine Umsetzung. 

 
Das Land Schleswig-Holstein ist seit 2012 Unterzeichner der Charta der Vielfalt. Das Land hat sich 
durch die Unterzeichnung unter anderem dazu verpflichtet, „die Vielfalt der Gesellschaft innerhalb und 
außerhalb der Organisation [anzuerkennen], die darin liegenden Potenziale [wertzuschätzen] und für 
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das Unternehmen oder die Institution gewinnbringend [einzusetzen]“.88 Daneben ist Schleswig-Hol-
stein seit 2013 Mitglied der von der Antidiskriminierungsstelle des Bundes initiierten „Koalition gegen 
Diskriminierung“ und der damit verbundenen Unterzeichnung der Absichtserklärung „Offensive für eine 
diskriminierungsfreie Gesellschaft“. Zudem wurden eine Antidiskriminierungsstelle bei der Bürgerbeauf-
tragten für soziale Angelegenheiten beim Landtag sowie die Stelle des Beauftragten für Flüchtlings-, 
Asyl- und Zuwanderungsfragen beim Landtag eingerichtet.  

Das Landesprogramm zur Demokratieförderung und Rechtsextremismusbekämpfung in Schleswig-Hol-
stein von Oktober 2013 stellt eine Ergänzung des Bundesprogramms „Toleranz fördern – Kompetenz 
stärken“ dar, an dem sich das Bundesland seit 2009 beteiligt. In diesem Rahmen wurde durch regionale 
sowie mobile Beratungseinrichtungen eine dezentrale Beratungsstruktur im Bundesland errichtet.  

Die Grundlagen der speziellen Integrationsförderung stellen in Schleswig-Holstein insbesondere der 
2011 beschlossene Aktionsplan Integration unter dem Titel „Vielfalt macht stark“ dar, der zehn Hand-
lungsfelder (u.a. Willkommens- und Anerkennungskultur) umfasst. Zur Umsetzung der Ziele konstitu-
ierte sich ein Begleitausschuss aus Vertreterinnen und Vertretern aus Verbänden, Migrant*innenselbst-
organisationen, Ministerien, dem Bereich Forschung und der Kommunen sowie aus den Beauftragten 
für Flüchtlinge und Integration.  

Weiter bilden die im Rahmen der Integrations- und Migrationsstrategie der Landesregierung (2014) auf-
gestellten Leitthemen sowie –ziele, die die konzeptionelle und strategische Bündelung migrations- und 
integrationspolitischer Themenfelder umfassen, Grundlage der speziellen Integrationsförderung.  

Im Zusammenhang der zunehmenden Fluchtbewegungen nach Europa bzw. Deutschland, fand im Mai 
2015 die erste Flüchtlingskonferenz der Landesregierung Schleswig-Holstein statt. Zusammen mit ge-
sellschaftlichen Vertreterinnen und Vertretern verschiedener Organisationen und Kommunen wurde der 
„Flüchtlingspakt – Integration vom ersten Tag“ beschlossen. Dieser umfasst Zielvereinbarungen zur 
strategischen Planung und Organisation der Integration von Geflüchteten. Im November 2016 fand die 
zweite Flüchtlingskonferenz der Landesregierung statt.  

Zur Umsetzung der Zielvereinbarungen des Flüchtlingspakts wurde eine interministerielle Arbeitsgruppe 
(IMAG) eingerichtet und die zukünftige integrationspolitischen Maßnahmen in einem Perspektivpapier 
festhielten. Die interministerielle Arbeitsgruppe zeigt, dass Integration als Querschnittspolitik wahrge-
nommen wird.  

Die Landesregierung Schleswig-Holstein arbeitet bei der Umsetzung ihrer Ziele mit den Kommunen 
zusammen. Zusammen mit den Kommunen wurde sich im Rahmen von drei Kommunalpaketen über 
die Finanzierung sowie Verteilung der Kosten zur Aufnahme und Integration von Geflüchteten geeinigt. 
Seit 2015 fördert die Landesregierung zudem gemeinschaftliche Wohnprojekte für Geflüchtete und stellt 
Arbeits- und Planungshilfen für Kommunen und Wohnungswirtschaft zur Verfügung (sog. „Kieler Mo-
dell“). Bereits seit 2013 existiert das Projekt „Starterpaket für Flüchtlinge in Schleswig-Holstein“ 
(STAFF.SH), das finanzielle Zuweisungen vom Innenministerium an den Landesverband der Volks-
hochschulen zur Förderung von Sprachkursen für Geflüchtete beinhaltet. Im März 2016 wurde bereits 
das fünfte Paket in Höhe von 1.097.662€ bereitgestellt.89 

Innerhalb des Bundeslands steht ein Netz aus Beratungsangeboten für Migrantinnen und Migranten zur 
Verfügung – zusammengefasst unter der Migrationsberatung Schleswig-Holstein (MBSH), neben den 
Beratungsdiensten des Bundes. 

Auf institutioneller Ebene liegen integrationspolitische Aufgaben in dem Landesministerium für Inneres, 
ländliche Räume und Integration, dem Beauftragten für Flüchtlings-, Asyl- und Zuwanderungsfragen 
beim Landtag, dem Bevollmächtigten für Integration beim Innenministerium sowie dem Landesamt für 
Ausländerangelegenheiten. 

                                                

88 Charta der Vielfalt im Wortlaut. URL: https://www.charta-der-vielfalt.de/charta-der-vielfalt/die-charta-
im-wortlaut.html.  
89 Landesportal Schleswig-Holstein (2016): STAFF.SH – Starterpaket für Flüchtlinge in Schleswig-Hol-
stein. URL: http://www.schleswig-holstein.de/DE/Landesregierung/IV/Presse/PI/2016/Integra-
tion/160321_im_STAFF.html.  
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Der Zuschnitt dieses Ressorts mit expliziten Zuschnitt auf die Integration existiert in Schleswig-Holstein 
seit 2017 unter der aktuellen Jamaika-Koalition. Zuvor war der Aufgabenbereich Integration im Ministe-
rium für Inneres und Bundesangelegenheiten angesiedelt. Mit Ausnahme der Länder Brandenburg und 
Saarland, in denen noch kein Integrationsministerium als solches existiert, ist Schleswig-Holstein das 
letzte Bundesland, das ein solches Ministerium errichtete. Jedoch handelt es sich in dem Bundesland 
um eine Wiedereinführung eines solchen Ministeriums: 2009 bis 2012 existierte das Ministerium für 
Justiz, Gleichstellung und Integration unter der schwarz-gelben Koalition, die von SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen und der SSW abgelöst wurde.  

Durch die bereits erwähnte interministerielle Arbeitsgruppe (IMAG) zur Umsetzung des Flüchtlings-
pakts, wird das integrationspolitische Verständnis als Querschnittsaufgabe deutlich. Bereits 2002 nahm 
die damalige Landesregierung das „Konzept zur Integration von Migrantinnen und Migranten in Schles-
wig-Holstein“ als ressortübergreifendes Arbeitsprogramm auf. Dieses landesweite Programm zielte auf 
die Bündelung von Einzelmaßnahmen und verdeutlichte Integration als Querschnittspolitik. 

Die Grundlage der Förderung politischer Partizipation von Migrantinnen und Migranten bildet der Akti-
onsplan Integration (2011) und dem entsprechenden Leitprojekt „Stärkung des bürgerschaftlichen En-
gagements“. Anders als bspw. Berlin existiert in Schleswig-Holstein eine erst sehr junge institutionelle 
Fördertradition von Migrant*innenselbstorganisationen.  

Die Gemeindeordnung bietet die Möglichkeit der Einrichtung von Beiräten bzw. Ausschüssen in bera-
tender Funktion. Jedoch gehört Schleswig-Holstein, ebenfalls wie bspw. Niedersachsen, zu den Län-
dern, in denen die Kommunalverfassung keine expliziten Regelungen zur (kommunalen) Vertretung 
zugewanderter Personen vorsieht. Auch existiert im Kommunalwahlrecht nicht das sogenannte „Aus-
länderwahlrecht“, wodurch auch dauerhaft in Deutschland lebende Ausländerinnen und Ausländer aus 
europäischen Drittstaaten zur Wahl auf kommunaler Ebene berechtigt sind.  

Im Rahmen des Bundesintegrationsgesetzes, bekundete die bis 2017 amtierende Landesregierung, 
dass die Wohnsitzauflage auch innerhalb des Bundeslandes eingeführt werden soll. Jedoch wurde 
diese politische Bekundung noch nicht umgesetzt.  

  

A.16  Thüringen 

Bevölkerung: 2.169.000 | Ausländer/innenanteil: 4,2% (Quelle: Mikrozensus) 

Anti-Diskriminierungspolitik 

• Antidiskriminierungsstelle (Referat „Bürger/-innenanliegen; Koordinierungsstelle für Antidiskri-
minierungsfragen“ in der Staatskanzlei) 
- Antidiskriminierungsprojekte auf den Weg bringen, planen und fördern  
- Netzwerke/Koordinationen mit verschiedenen nicht-staatlicher/staatlicher Akteure 
- Ziel: Antidiskriminierungsarbeit = Querschnittsthema  

• Teilnahme am Ländertag zu Antidiskriminierung 
• 2013: Beitritt der „Koalition gegen Diskriminierung“ 

Instrumente der speziellen Integrationsförderung 

• Ziel: „Jedem in Thüringen lebenden Menschen mit Migrationshintergrund, der nicht über ausrei-
chende Deutschkenntnisse verfügt, soll der bedarfsgerechte Spracherwerb ermöglicht werden.“ 

• Sprach- und Integrationsmittler 
• Lehrplan „Deutsch als Zweitsprache an den Schulen“ (2003) à Sprachförderung 
• Ausländer- und Integrationsbeauftragte in den LKs fördern 
• Thüringer Agentur für Fachkräftegewinnung (ThAFF) (gegründet durch das Wirtschaftsministe-

rium 2011) 
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Integration als Querschnittspolitik 

• Beauftragte für Integration, Migration und Flüchtlinge  
- legt Entwurf eines Landesintegrationskonzeptes vor  
- Projektförderungen  

• Landesintegrationsbeirat (2011) 
- Mithilfe bei Integrationskonzepterstellung 
- Arbeitsgruppen: „Unterbringung/soziale Betreuung“, „Sprachliche Förderung“, „Integration 

in den Arbeitsmarkt“ und „Stärkung der Willkommens- und Anerkennungskultur“ 
• „Leitlinien und Handlungsempfehlungen zur Integration von Zuwanderern in Thüringen“ (2009) 
• „Richtlinie zur Gewährung von Zuwendungen des Freistaats Thüringen für die Förderung der 

Integration von Menschen mit Migrationshintergrund“ (2008) 
• „Thüringer Bildungsplan für Kinder bis 10 Jahre“  

- Bedürfnisse von Kindern mit Migrationshintergrund werden bedacht 
• Verwaltungsvorschrift „Schulbesuch von Schülerinnen und Schülern nichtdeutscher Herkunfts-

sprache“ (2005) à Sprachförderung 

Interkulturelle Öffnung 

• Basis der Willkommenskultur 
• Ziel: Staatliche und nicht-staatliche Einrichtungen interkulturell öffnen  
• Beratungsangebote interkulturell öffnen 

Politische Partizipation 

• Ausländerbeiräte in verschiedenen Städten: u.a. in Erfurt, Jena oder Weimar 
• Migranetz Thüringen  

 

Neben neun anderen Bundesländern ist der Freistaat Thüringen der „Koalition gegen Diskriminierung“ 
beigetreten. In seiner Absichtserklärung verpflichtet er sich, Diskriminierungen aufgrund von Hautfarbe, 
Religion oder Herkunft abzulehnen, betroffenen Personen beratend zur Seite zu stehen und in der Ge-
sellschaft stärker auf das Thema Antidiskriminierung hinzuweisen.90 In der Staatskanzlei wurde eine 
Antidiskriminierungsstelle institutionalisiert. Das Referat „Bürger/-innenaliegen; Koordinierungsstelle für 
Antidiskriminierungsfragen“ kümmert sich darum, Angebote der Antidiskriminierungsarbeit zu fördern 
oder bei deren Planung oder Koordinierung zu helfen. Nicht nur die Zusammenarbeit mit staatlichen 
Organisationen gehört zu den Aufgaben der Koordinierungsstelle, sondern auch die Vermittlung zwi-
schen Verwaltung, Zivilgesellschaft, staatlichen und nicht-staatlichen Akteuren. Es geht vor allem da-
rum, ein Netzwerk aus bereits bestehenden Beratungsangeboten zu bilden, in das dann auch neuge-
gründete Projekte aufgenommen werden können. Die Landesregierung möchte den Kampf gegen Dis-
kriminierung langfristig übergreifend als Querschnittsaufgabe etablieren.  

Thüringen legt seiner Integrationspolitik ein Integrationskonzept91 zugrunde. Darin werden Leitlinien, 
Grundsätze sowie Ziele beschrieben. Als Landesregierung ist es Aufgabe der Politik, für passende Rah-
menbedingungen zu sorgen, innerhalb derer sich die Menschen gut integrieren können. Weiter heißt es 
in dem Konzept beispielsweise: „Jedem in Thüringen lebenden Menschen mit Migrationshintergrund, 

                                                

90 Offensive für eine diskriminierungsfreie Gesellschaft. Absichtserklärung des Freistaats Thüringen (2013): 
http://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/Downloads/DE/projekte/Abischtserklaerung-Thuerin-
gen_20130508.pdf?__blob=publicationFile&v=1 
91 Das Thüringer Integrationskonzept – für ein gutes Miteinander: https://www.thueringen.de/mam/th10/ab/thu-
rik_eckpunktepapier.pdf 



Expertise: Regelungen der Bundesländer in Bezug auf Integration 

 
109 

der nicht über ausreichende Deutschkenntnisse verfügt, soll der bedarfsgerechte Spracherwerb ermög-
licht werden“ (Integrationskonzept des Freistaats Thüringen, S. 6). Damit setzt die Landesregierung klar 
einen Förderschwerpunkt, der um das Ziel einer besseren Arbeitsmarktintegration ergänzt wird.  

Sprach- und Integrationsmittler sollen dazu beitragen, dass die Menschen mit Migrationshintergrund in 
Thüringen Deutsch lernen. 2003 gab es bereits den Lehrplan „Deutsch als Zweitsprache an den Schu-
len“. In den Erstaufnahmeeinrichtungen für Geflüchtete fördert Thüringen schon seit 2013 Einsteiger-
kurse. Aufbauend auf das Konzept des Spracherwerbs, hat das Wirtschaftsministerium 2011 die Thü-
ringer Agentur für Fachkräftegewinnung (ThAFF) ins Leben gerufen. Außerdem gibt es eine Initiative 
für Integration, Nachhaltigkeit, Kooperation, Aktivierung, durch die die soziale Integration erleichtert und 
die Chancen von Migrantinnen und Migranten auf dem Arbeitsmarkt verbessert werden sollen. Im Netz-
werk IQ Thüringen sind mehrere Einzelprojekte mit Schwerpunkt Arbeitsmarktintegration angesiedelt, 
darunter das Projekt „Integrierte Sprachförderung“. Darüber hinaus haben Geflüchtete die Chance, am 
Landesprogramm „Arbeit für Thüringen“ (LAT) teilzunehmen. Es wird deutlich, dass der Freistaat gro-
ßen Wert auf Sprachförderung sowie Arbeitsmarktintegration als integrationspolitische Maßnahmen 
legt.  

Integration ist Querschnittsaufgabe. Um dem gerecht zu werden, hat das Land mehrere Richtlinien er-
lassen. Sie legen politikfeldübergreifende Maßnahmen fest. Wie bereits erwähnt, fokussiert das Land 
die sprachliche Förderung. So gab es 2005 bereits die Verwaltungsvorschrift „Schulbesuch von Schü-
lerinnen und Schülern nichtdeutscher Herkunftssprache“, die 2012 durch eine fachliche Empfehlung92 
ergänzt wurde. Mit der „Richtlinie zur Gewährung von Zuwendungen des Freistaats Thüringen für die 
Förderung der Integration von Menschen mit Migrationshintergrund“ aus dem Jahr 2008, wollte die Lan-
desregierung längerfristig laufende Integrationsprojekte finanziell unterstützen. Aufgrund steigernder 
Anforderungen wurde die Richtlinie mehrmals verlängert. Zuletzt für den Zeitraum 2017 bis 2019.93 Seit 
2009 gibt es außerdem die „Leitlinien und Handlungsempfehlungen zur Integration von Zuwanderern in 
Thüringen“.94 Dieses Konzept umfasst Leitlinien für folgende Bereiche: „Sprache, Bildung und Ausbil-
dung“, „Berufliche Integration“ und „Soziale Integration“.  

Für die Interessen der Migrantinnen und Migranten sowie die Einbringung integrationspolitische Aspekte 
in das politische Geschehen, setzt sich der Landesintegrationsbeirat ein. Im Jahr 2010 gegründet, hat 
er u.a. bei der Erstellung des Integrationskonzeptes geholfen. Er ist in mehrere Arbeitsgruppen unter-
teilt, um die Landesregierung politikfeldspezifisch beraten zu können. Die erste Arbeitsgruppe trägt den 
Titel „Sprachliche Förderung“. Mitglieder der zweiten Gruppe befassen sich mit dem Thema „Integration 
in den Arbeitsmarkt“ und die dritte Arbeitsgruppe möchte auf eine „Stärkung der Willkommens- und 
Anerkennungskultur“ hinwirken.  

Migrantinnen und Migranten selbst sind in Ausländerbeiräten organisiert. In Erfurt, Jena oder Weimar 
setzen sie sich über diese Gremien auf kommunaler Ebene für ihre Belange ein und bringen ihre Ideen 
auf die kommunalpolitische Agenda. 

                                                

92 Fachliche Empfehlung zum Schulbesuch und zur Förderung von Schülerinnen und Schülern nichtdeutscher Her-
kunftssprache in Thüringen (2012):  http://apps.thueringen.de/de/publikationen/pic/pubdownload1394.pdf 
93 „Richtlinie zur Gewährung von Zuwendungen des Freistaats Thüringen für die Förderung der Integration von 
Menschen mit Migrationshintergrund“ (2016): http://www.integration-migration-thueringen.de/fachdienst/down-
load/Landesfinanzrichtlinie.pdf 
94 Leitlinien und Handlungsempfehlungen zur Integration von Zugewanderten in Thüringen (2009): 
https://www.thueringen.de/imperia/md/content/tim/abteilung2/leitlinien_und_handlungsempfehlungen_zuwande-
rer.pdf 


